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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 20. Mai 1970 

III/l — 68070 — E — Mo 1/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrarpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage die Vor 
Schläge der Kommission der Europäischen Gemeinschaften zui 
Reform der Landwirtschaft, und zwar 

Vorschlag einer Richtlinie des Rates über die Modernisie- 
rung der landwirtschaftlichen Betriebe 

Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Förderung der Ein- 
stellung der landwirtschaftlichen Erwerbstätigkeit und Ver- 
wendung der auf diese Weise freigesetzten landwirtschaft- 
lichen Fläche für Zwecke der Agrarstrukturverbesserung 

Vorschlag einer Richtlinie des Rates betreffend die sozio- 
ökonomische Information und berufliche Qualifikation der 
in der Landwirtschaft tätigen Personen 

Vorschlag einer Richtlinie des Rates über die Begrenzung 
der landwirtschaftlich genutzten Fläche 

Vorschlag einer Richtlinie des Rates über ergänzende Be- 
stimmungen zu den Richtlinien des Rates über die Moderni- 
sierung der landwirtschaftlichen Betriebe und über die För- 
derung der Einstellung der landwirtschaftlichen Erwerbs- 
tätigkeit und die Bereitstellung der landwirtschaftlichen 
Nutzfläche für Zwecke der Agrarstrukturverbesserung 

Geänderter Vorschlag einer Verordnung des Rates betref- 
fend die landwirtschaftlichen Erzeugergemeinschaften und 
ihre Vereinigungen. 
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Diese Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 5. Mai 1970 
dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemein- 
schaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausscbusses zu den genannten Kommissions- 
vorschlägen ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihren Vorschlägen übermit- 
telte Begründung beigefügt. 


Brandt 
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Kommission 

der Europäischen Gemeinschaften 


Brüssel, den 29. April 1970 


Reform der Landwirtschaft 

(Vorschläge der Kommission an den Rat) 
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Einleitung 


Am 18. Dezember 1968 hat die Kommission dem 
Rat das Memorandum zur Reform der Landwirt- 
schaft in der Gemeinschaft vorgelegt. Um die Ver- 
tragsziele hinsichtlich der Einkommens- und Lebens- 
verhältnisse der Landwirte zu erreichen, schlug sie 
als umfassende Lösung eine Gesamtheit von durch- 
greifenden und dringlichen Maßnahmen vor. Sie 
hob den engen Zusammenhang zwischen Landwirt- 
schaft und Gesamtwirtschaft hervor und wies darauf 
hin, daß Maßnahmen im Agrarsektor sich nicht nur 
auf Verbesserungen in diesem Bereich beschränken 
dürfen, sondern daß sie in einem weiteren Rahmen 
als dem der Agrarpolitik zu treffen sind. 

Innerhalb dieses größeren Rahmens ergriff die Kom- 
mission im Laufe des Jahres 1969 zwei weitere 
wichtige Initiativen; sie legte ihre Stellungnahme 
über die Reform des Europäischen Sozialfonds sowie 
den Entwurf einer Entscheidung des Rates über die 
Mittel eines Vorgehens der Gemeinschaft auf dem 
Gebiet regionaler Entwicklung und eine Aufzeich- 
nung über die Regionalpolitik in der Gemeinschaft 
vor. 

Gemäß dem Wunsch der Kommission wurde in- 
zwischen das Memorandum zur Reform der Land- 
wirtschaft eingehend erörtert. Es hat zu einer um- 
fassenden Diskussion der Agrarpolitik geführt, die 
keineswegs nur in landwirtschaftlichen Kreisen oder 
innerhalb der Gemeinschaft stattfand. Das Memo- 
randum wurde ferner in verschiedenen Gemein- 
schaftsgremien geprüft, und insbesondere der Wirt- 
schafts- und Sozialausschuß hat hierzu eine sehr aus- 
führliche Stellungnahme abgegeben. 

In Anbetracht der Ergebnisse dieser Konsultationen 
und Erörterungen, im Verlaufe derer die Kommis- 
sion die Richtigkeit ihrer Untersuchung der Lage in 
der Landwirtschaft bestätigt fand, hält sie nunmehr 
den Zeitpunkt für gekommen, konkrete Vorschläge 
auf dem Gebiet der Agrarstruktur zu unterbreiten. 
Für eine baldige Vorlage dieser Vorschläge hat sich 
auch der Rat ausgesprochen. 

Infolgedessen unterbreitet die Kommission im Rah- 
men der gemeinsamen Agrarpolitik die in der An- 
lage beigefügten Vorschläge zur Verbesserung der 
Produktions- und Vermarktungsstrukturen. 

Damit bekräftigt sie ihre Überzeugung, daß sowohl 
eine entscheidende Verbesserung der Einkommens- 
und Lebensverhältnisse der Landwirte als auch ein 
dauerhaftes Gleichgewicht auf den Agrarmärkten 
nur durch grundlegende Maßnahmen erreicht wer- 
den können. 

Mit ihren Vorschlägen will die Kommission die 
wichtigsten Grundsätze ihres Memorandums in die 
Praxis umsetzen. Selbstverständlich beruhen alle 
Reformmaßnahmen ausschließlich auf der freien Ent- 
scheidung und der Initiative der landwirtschaft- 
lichen Bevölkerung. Ganz besonderes Gewicht wird 


auf die Verantwortung der Mitgliedstaaten gelegt, 
die sich im Rahmen der gemeinschaftlichen Konzep- 
tion so elastisch wie möglich entfalten können muß. 
Die Dezentralisierung bei der Durchführung der ge- 
meinsamen Strukturpolitik wird vor allem erlauben, 
die Vorteile der regionalen Differenzierung voll aus- 
zunutzen. 

Die von der Kommission vorgeschlagenen Maß- 
nahmen laufen insgesamt auf eine einschneidende 
Reform der Landwirtschaft hinaus. Sie betreffen 
einerseits die Personen, die in der Landwirtschaft 
verbleiben wollen, und eröffnen ihnen die Möglich- 
keit, sich beruflich weiterzubilden. Gleichzeitig aber 
bieten sie denjenigen Vorteile, die bereit sind, die 
landwirtschaftliche Tätigkeit aufzugeben und zur 
Verbesserung der Agrarstrukturen oder zur Ver- 
ringerung der landwirtschaftlichen Nutzfläche bei- 
zutragen. 

Die Kommission weist jedoch ausdrücklich darauf 
hin, daß diese Vorschläge nur den Teil eines 
größeren Ganzen darstellen, das sowohl die Markt- 
kontrolle, die Sozialpolitik als auch die Regional- 
politik umfaßt. 

Die Verminderung der landwirtschaftlichen Er- 
werbsbevölkerung als unabdingbare Voraussetzung 
für eine größere Mobilität der Böden erfordert zu- 
nächst auch ein Vorgehen auf anderen Gebieten. 

Diejenigen, die die Landwirtschaft verlassen, müs- 
sen sicher sein, daß durch die Aufgabe dieser Tätig- 
keit in keiner Weise ihr Besitzstand im Bereich der 
sozialen Sicherheit beeinträchtigt wird. Sofern es 
ihr Alter ihnen noch erlaubt, einen neuen Beruf 
zu ergreifen, muß unbedingt ihre berufliche Um- 
schulung erleichtert werden. Dies ist eine der Auf- 
gaben, die dem Europäischen Sozialfonds mit der 
bevorstehenden Reform übertragen werden sollen. 

Andererseits ist die Verminderung der landwirt- 
schaftlichen Erwerbsbevölkerung an eine dyna- 
mische Regionalpolitik gebunden, deren wesent- 
liches Ziel es sein muß, alle Möglichkeiten der 
Region zu erschließen, damit sie zu einem unter 
den Bedingungen der modernen Wirtschaft lebens- 
fähigen Wirtschaftsraum wird. Ein weiteres Haupt- 
ziel dieser Politik ist die Schaffung einer ausreichen- 
den Anzahl neuer Arbeitsplätze zur Aufnahme der 
im Verlauf der Strukturreform von der Landwirt- 
schaft freigestellten Arbeitskräfte; damit sollen so- 
weit wie möglich umfangreiche Abwanderungen 
dieser Arbeitskräfte in andere Regionen vermieden 
werden. 

Die in diesen Vorschlägen vorgesehenen Aktionen 
sind als gemeinsame Maßnahmen im Sinne der 
Verordnung über die Finanzierung der gemeinsamen 
Agrarpolitik zu betrachten. Aufgrund dessen wird 
sich die Gemeinschaft an diesen Maßnahmen finan- 
ziell beteiligen. 
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Es ist äußerst schwierig, die Kosten für diese Maß- 
nahmen zu veranschlagen. Die Hypothesen, von 
denen diese Schätzungen wohl oder übel ausgehen 
müssen, weisen einen Ungenauigkeitsgrad auf, der 
noch größer wird, je länger der Zeitraum ist, auf den 
sie sich beziehen. In Anbetracht der Zufälle, die 
bei der Vorausberechnung der Schnelligkeit und der 
Schärfe der Reaktionen der Betroffenen und bei der 
Konzentration dieser Maßnahmen auf bestimmte Ge- 
biete, die in das Ermessen der Mitgliedstaaten ge- 
stellt ist, auftreten können, wurden die Schätzungen 
zunächst nur für einen Zeitraum von 5 Jahren vor- 
genommen. 

Die Kommission ist sich durchaus darüber im klaren, 
daß die Verwirklichung dieser Maßnahmen einen 
beträchtlichen Aufwand an öffentlichen Mitteln er- 
fordern wird. 


Sie geht davon aus, daß die öffentlichen Mittel für 
die Landwirtschaft im gleichen Umfang wie der 
durch das allgemeine Wirtschaftswachstum bedingte 
Gesamthaushalt zunehmen werden. Sie weist ferner 
darauf hin, daß bis zu einem gewissen Grade die 
erforderlichen Mittel schon jetzt für einzelstaat- 
liche Strukturmaßnahmen zur Verfügung stehen; 
diese Mittel könnten zur Finanzierung der vorge- 
schlagenen Maßnahmen verwandt werden, ohne daß 
jeweils neue Ausgaben angesetzt werden müßten. 
In Anbetracht der derzeitigen Ausgaben der Ge- 
meinschaft und der Mitgliedstaaten für Marktinter- 
ventionen und Strukturverbesserungen ist die Kom- 
mission nach wie vor überzeugt, daß diese finan- 
ziellen Anstrengungen erforderlich, möglich und 
wirksam sind. 

Grundsätzlich ist darauf zu achten, daß alle öffent- 
lichen Mittel, die zwangsläufig begrenzt sind, so 
wirkungsvoll wie nur möglich eingesetzt werden. 
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Vorschlag für eine Richtlinie des Rates 
über die Modernisierung der landwirtschaftlichen Betriebe 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Mit dem Funktionieren und der Entwicklung des 
Gemeinsamen Marktes für landwirtschaftliche Er- 
zeugnisse muß die Gestaltung einer gemeinsamen 
Agrarpolitik Hand in Hand gehen, deren in Arti- 
kel 39 Absatz 1 Buchstaben a und b des Vertrags 
genannten Ziele nicht ohne eine grundlegende Re- 
form der Agrarstruktur erreicht werden können. 

Diese Strukturreform ist ein wesentlicher Bestand- 
teil der künftigen Entwicklung der gemeinsamen 
Agrarpolitik, die sich daher auf eine gemeinschaft- 
liche Konzeption und gemeinschaftliche Kriterien 
stützen muß. 

Die Unterschiede in den Ursachen, in der Art und 
in der Schwere der Strukturprobleme machen gebiet- 
lich differenzierte Lösungen erforderlich, die zeitlich 
angepaßt werden können und zur gesamtwirtschaft- 
lichen und sozialen Entwicklung des betreffenden 
Gebiets beitragen müssen. Die beste Wirkung läßt 
sich erzielen, wenn die Mitgliedstaaten auf der 
Grundlage einer gemeinschaftlichen Konzeption und 
gemeinschaftlicher Kriterien die gemeinsame Aktion 
durch ihre eigenen gesetzgeberischen und admini- 
strativen Mittel selbst durchführen. 

Die Agrarstruktur ist in der Gemeinschaft durch 
eine Vielzahl landwirtschaftlicher Betriebe gekenn- 
zeichnet, denen die erforderlichen Strukturbedin- 
gungen fehlen, um ein angemessenes Einkommen 
und Lebensbedingungen, die mit denen der anderen 
Berufsgruppen vergleichbar sind, erzielen zu kön- 
nen. Außerdem vergrößert sich ständig die Einkom- 
mensdisparität zwischen den Betrieben, die sich 
dank ihrer strukturellen Lage der wirtschaftlichen 
Entwicklung anzupassen vermögen, und den übri- 
gen Betrieben. 

In Zukunft werden sich nur die Betriebe der wirt- 
schaftlichen Entwicklung anpassen können, deren 
Betriebsleiter eine angemessene berufliche Befähi- 
gung besitzen, deren wirtschaftliche Rentabilität 
buchführungsmäßig nachgewiesen wird und die in 
der Lage sind, ein Produktionspotential, das die An- 
wendung rationeller Produktionsmethoden gewähr- 
leistet, und ein angemessenes Einkommen zu er- 


reichen sowie den in ihnen beschäftigten Personen 
befriedigende Arbeitsbedingungen zu bieten. Die 
Reform der landwirtschaftlichen Produktionsstruktur 
hat daher die Bildung und Entwicklung solcher Be- 
triebe zu fördern. 

In den meisten Fällen ist die Entwicklung solcher 
Betriebe auf kurze Sicht nicht durchführbar. Zudem 
läßt sich diese Entwicklung im Rahmen eines über 
mehrere Jahre gestaffelten Entwicklungsplans, der 
Aufschluß über die erforderlichen Mittel von der 
Ausgangslage des Betriebs bis zum Abschluß des 
Plans gibt, nach einer rationelleren und besser aus- 
gewogenen Zeitfolge durchführen. 

Um die Entwicklung der Betriebe zu lenken, emp- 
fiehlt es sich, das durch den Entwicklungsplan zu 
erreichende Ziel festzulegen. 

Ist für die Entwicklung des Betriebs eine Auf- 
stockung der landwirtscbaftlich genutzten Fläche 
vorgesehen, so ist es nicht erforderlich, daß der 
Betrieb bereits zu Beginn der Durchführung des 
Entwicklungsplans die Flächen, um die er ver- 
größert werden soll, kultiviert; es muß jedoch ge- 
sichert sein, daß der Betrieb im Verlaufe der ge- 
planten Entwicklungszeit über die vorgesehenen 
Flächen verfügen kann. 

Um sich zu vergewissern, daß die für die Ent- 
wicklung der Betriebe vorgesehenen öffentlichen 
Finanzmittel tatsächlich in die Betriebe fließen, die 
die erforderlichen Bedingungen erfüllen, müssen die 
zuständigen Stellen zwecks Beurteilung der Anträge 
in der Lage sein, auch den Entwicklungsplan zu 
prüfen. 

Die Bemühungen der Landwirte um die Schaffung 
moderner Betriebe können dadurch gefördert wer- 
den, daß ihnen zu Aufstockungszwecken freigesetzte 
Flächen zur Verfügung gestellt und Beihilfen für 
ihre Investitionen gewährt werden. 

Die Investitionsbeihilfen sollten grundsätzlich in 
Form von Zinsvergütungen gewährt werden, damit 
die wirtschaftliche und finanzielle Verantwortung 
des Betriebsleiters erhalten bleibt. Aus dem gleichen 
Grund sollte der Betriebsleiter zur Zahlung eines 
selbst geringen Teils der Zinsen herangezogen 
werden. In gewissen Gebieten könnten sich indessen 
Beihilfen in Form von Kapitalzuschüssen als not- 
wendig erweisen. 

Zuschüsse für die Buchführung und Startbeihilfen 
zur Überwindung der Anfangsscbwierigkeiten der 
Landwirte können ebenfalls die Bildung moderner 
Betriebe fördern. 

Im Interesse einer rationellen Erzeugung und 
einer Verbesserung der Lebensbedingungen emp- 
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fiehlt es sich, auch die Bildung von Betriebshelfer- 
diensten oder Zusammenschlüssen für die ratio- 
nellere Nutzung landwirtschaftlicher Investitions- 
güter zu fördern. 

Die Modernisierung der Betriebe läßt sich nur 
unter der Bedingung in dem gewünschten Umfang 
verwirklichen, daß die Finanzhilfe der Mitglied- 
staaten zugunsten der Betriebe im Hinblick auf die 
Verwirklichung dieses Ziels konzentriert wird. 
Außerdem ist zu vermeiden, daß Unternehmen, die 
auf lange Sidit keine Lebensfähigkeit zu erreichen 
in der Lage sind, in einen häufig lang dauernden 
und kostspieligen Wachstumsprozeß einbezogen 
werden. 

Es ist zu vermeiden, daß Landwirte keine Anreize 
erhalten, einen beträchtlichen Teil ihrer Mittel für 
den Grundstückserwerb aufzuwenden. 

Der Gesamtheit der geplanten Maßnahmen kommt 
eine gemeinschaftliche Bedeutung zu. Zweck dieser 
Maßnahmen ist es, die Ziele des Artikels 39 Buch- 
stabe a des Vertrags einschließlich der für das ord- 
nungsgemäße Funktionieren des Gemeinsamen 
Marktes erforderlichen Strukturänderungen zu ver- 
wirklichen. Sie stellen daher eine gemeinsame Maß- 
nahme im Sinne von Artikel 6 der Verordnung 
(EWG) Nr. 729/70 des Rates über die Finanzierung 
der gemeinsamen Agrarpolitik dar^). 

Da die Gemeinschaft zur Finanzierung dieser ge- 
meinsamen Maßnahmen beiträgt, muß sie sich ver- 
gewissern können, daß die von den Mitglied- 
staaten hierzu erlassenen Durchführungsbestimmun- 
gen zur Verwirklichung deren Ziele beitragen. Zu 
diesem Zweck ist ein Verfahren vorzusehen, durch 
das im Rahmen des durch Artikel 1 der Ratsent- 
scheidung vom 4. Dezember 1962 über die Koordi- 
nierung der Agrarstrukturpolitik“) eingesetzten 
Ständigen Agrarstrukturausschusses eine enge Zu- 
sammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten und 
der Kommission eingeführt wird und das die in den 
Artikeln 11 bis 15 der Verordnung (EWG) Nr. 729 
vorgesehene Anhörung des Ausschusses des EAGFL 
zu den finanziellen Aspekten sowie gegebenenfalls 
des Ständigen Ausschusses für regionale Entwick- 
lung zu den regionalen Aspekten umfaßt 

Es empfiehlt sich, daß das Europäische Parlament 
und der Rat jährlich anhand eines von der Kom- 
mission vorgelegten Berichts die Ergebnisse der 
durchgeführten gemeinschaftlichen und einzelstaat- 
lichen Maßnahmen im Hinblick auf eine etwaige 
Ergänzung oder Anpassung der geschaffenen Rege- 
lung prüfen können — 


^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 94 
vom 28. April 1970, S. 13 

“) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 136 
vom 17. Dezember 1962, S. 2892 
^) Vgl. Vorschlag einer Entscheidung des Rates vom 
15. Oktober 1969, Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften Nr. C 152 vom 28. November 1969 


I HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

I 

I 

! A r t i k e 1 1 


i 

I 


Zur Schaffung der strukturellen Voraussetzungen 
für eine erhebliche Verbesserung der Einkommen 
und Lebensbedingungen in der Landwirtschaft füh- 
ren die Mitgliedstaaten eine Regelung zur Förde- 
rung entwicklungsfähiger landwirtschaftlicher Be- 
triebe ein, die darauf abzielt, ihre Entwicklung und 
Bewirtschaftung unter rationellen Bedingungen zu 
begünstigen. Diese Regelung umfaßt die in Titel III 
vorgesehenen Förderungsmaßnahmen für Inhaber 
landwirtschaftlicher Betriebe, bei denen nach dem 
Verfahren des Titels II nachgewiesen wird, daß sie 
die Voraussetzungen des Titels I erfüllen. 


TITEL I 

Entwicklungsfähige landwirtschaftliche Betriebe 


Artikel 2 

! Als entwicklungsfähig im Sinne dieser Richtlinie 
! gilt derjenige landwirtschaftliche Betrieb, dessen 
j Inhaber 

a) ausreichende berufliche Fähigkeiten besitzt, 

b) eine Buchführung hält, 

c) einen Betriebsentwicklungsplan aufstellt, der den 
Bedingungen des Artikels 4 entspricht. 


Artikel 3 

Die Mitgliedstaaten bestimmen: 

— den Begriff „Betriebsinhaber'' im Sinne dieser 
Richtlinie; 

— die Maßstäbe, die bei der Beurteilung seiner be- 
ruflichen Fähigkeit anzulegen sind; 

— die Art der Buchführung. 


Artikel 4 

1. Der Entwicklungsplan gemäß Artikel 2 Buch- 
stabe c 

! a) erbringt den Beweis dafür, daß der landwirt- 
‘ schaftliche Betrieb nach Abschluß der vorge- 

sehenen Entwicklung für mindestens zwei Voll- 
arbeitskräfte einen bereinigten Betriebsertrag, 
der von den Mitgliedstaaten in Höhe von 
10 000 bis 12 500 Rechnungseinheiten je Voll- 
arbeitskraft festgesetzt wird, zu erzielen vermag. 
Die Festsetzung dieses Betrages hat in den oben 
genannten Begrenzungen den regionalen Bedin- 
gungen und der Art der Erzeugung der Betriebe 
I Rechnung zu tragen; 

b) sieht nach einer erfolgten Durchführung die An- 
wendung moderner Produktionstechniken und 
befriedigende Arbeitsbedingungen vor. Insbe- 
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sondere darf die von den Migtliedstaaten fest- 
zuleyende jährliche Arbeitsdauer 2300 Stunden 
im Jahr nicht überschreiten. 

2. Der Rat prüft nach dem Verfahren des Arti- 
kels 43 des Vertrages in regelmäßigen Zeitabstän- 
den die in Absatz 1 bezeichneten Beträge. 

3. Die Verwirklichung des Entwicklungsplans kann 
sich über einen Zeitraum von höchstens sechs Jahren 
erstrecken. Die Mitgliedstaaten können diese Frist 
für bestimmte Gebiete verlängern, die sie insbeson- 
dere unter Berücksichtigung der voraussichtlich ver- 
fügbaren Flächen und nichtlandwirtschaftlichen Ar- 
beitsplätze bestimmen. 

Nimmt die Verwirklichung des Plans mehr als drei 
Jahre in Anspruch, erhöhen die Mitgliedstaaten 
die in Absatz 1 Buchstabe a bezeichneten Beträge 
entsprechend der Zahl der noch hinzukommenden 
Jahre. 


TITEL II 

Verfahren für die Prüfung der Anträge 

Artikel 5 

1. Die Inhaber von entwicklungsfähigen landwirt- 
schaftlichen Betrieben, die die in Titel III vorge- 
sehenen Förderungsmaßnahmen in Anspruch neh- 
men wollten, reichen bei den in Artikel 7 vorge- 
sehenen Stellen entsprechende Anträge ein. 

2. Der Antrag kann von einzelnen Betriebsin- 
habern oder von mehreren Betriebsinhabern, die 
sich zusammenschließen wollen, gestellt werden. Die 
Mitgliedstaaten gewähren den einen wie den an- 
deren gleiche Behandlung. 

Artikel 6 

1. Dem Antrag ist der in Artikel 2 Buchstabe c 
vorgesehene Entwicklungsplan beizufügen. Dieser 
enthält alle nötigen Angaben für die Beurteilung, 
ob das Unternehmen den Bedingungen des Titels I 
entspricht, und insbesondere: 

— eine Beschreibung der Ausgangslage anhand von 
Buchführungsdaten, 

— eine Beschreibung der nach Durchführung des 
Plans erwarteten Lage anhand einer Voraus- 
schätzung, 

— eine Beschreibung der Maßnahmen und insbe- 
sondere der Investitionen, die zur Erreichung der 
angestrebten Ergebnisse durchgeführt werden 
müssen. 

2, Falls der Entwicklungsplan eine Vergrößerung 
der Betriebsfläche vorsieht, setzt sich die zu er- 
reichende Fläche zusammen aus: 

— den Böden, die bereits im Besitz des Betriebsin- 
habers sind, 


— den Böden, für die er Pacht- oder Verkaufszu- 
sagen besitzt, 

— den Böden, deren Bereitstellung die in Artikel 6 
Buchstabe c der Richtlinie des Rates über die 
Förderung der Einstellung der landwirtschaft- 

' liehen Erwerbstätigkeit und die Bereitstellung 

I der landwirtschaftlichen Nutzfläche für Zwecke 

der Agrarstrukturverbesserung vorgesehene 

I Bodengesellschaft bescheinigt, 

I 

1 

I Artikel? 

i 

I Die Mitgliedstaaten 

— benennen die mit der Prüfung und Genehmigung 
der Anträge und der Entwicklungspläne beauf- 

i tragten Stellen; 

— legen das Prüflings- und Genehmigungsverfahren 
fest. 


TITEL TU 

Förderungsmaßnahmen 

Artikel 8 

1. Die Förderungsregelung für Betriebsinhaber, 
deren Anträge und Entwicklungspläne genehmigt 
worden sind, umfaßt folgende Maßnahmen; 

a) Pacht oder Kauf von freigesetzten Böden unter 
den Bedingungen des Artikels 6 Absatz 1 Buch- 
staben b und c der Richtlinien des Rates 
vom . . . : 

b) Beihilfen in Form von Zinsvergütungen für die 
zur Durchführung des Entwicklungsplans not- 
wendigen Investitionen mit Ausnahme der Auf- 
wendungen für den Kauf von Boden und leben- 
dem Inventar; 

c) Bürgschaften für aufgenommene Darlehen nebst 
Zinsen, soweit keine ausreichenden dinglichen 
und persönlichen Sicherheiten vorhanden sind; 

d) Pauschalbeihilfen bis zu jährlich 100 Rechnungs- 
einheiten zur Erleichterung der Buchführung in 
den ersten drei Jahren der Verwirklichung des 
Entwicklungsplans; 

e) Startbeihilfen in Form eines Pauschalbetrags bis 
zu 5000 Rechnungseinheiten entsprechend der 
Zahl der an dem Entwicklungsplan beteiligten 
Betriebsinhaber. 

2. Die in Absatz 1 Buchstabe b vorgesehene Zins- 
vergütung wird für die Gesamthöhe der aufgenom- 
menen Darlehen gewährt. Sie beträgt höchstens 
6 Uo bei einer Höchstdauer von 15 Jahren. Der zu 
Lasten des Begünstigten verbleibende Zinssatz muß 
mindestens 2 Vo betragen. 

Der Rat kann jedoch auf Vorschlag der Kommis- 
sion nach dem Abstimmungsverfahren des Arti- 
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kels 43 Absatz 2 des Vertrages einen Mitgliedstaat 
ermächtigen, für einen bestimmten Zeitraum: 

— Zinsvergütungen von mehr als 6^/o zu gewähren, 
wenn die Kapitalmarktlage des Mitgliedstaates 
es rechtfertigt; 

— die Mindestbelastung des Begünstigten in be- 
stimmten Gebieten auf 1 Vo herabzusetzen; ' 

— die Zinsvergütung in bestimmten Gebieten ins- j 
besondere mit Rücksicht auf ihre wirtschaftliche 
und soziale Lage durch einen gleichwertigen 
Kapitalzuschuß zu ersetzen. 

Artikel 9 

Die Mitgliedstaaten gewähren Betriebshelfer- 
diensten sowie Zusammenschlüssen für die ratio- 
nellere Nutzung landwirtschaftlicher Investitions- 
güter auf Antrag eine pauschale Startbeihilfe bis 
zu 5000 Rechnungseinheiten. 

Artikel 10 

Im Hinblick auf eine Ausrichtung bestimmter Pro- 
duktionen im Zuge der Reform der Betriebsstruktur 
sowie im Hinblick auf einen damit verbundenen 
Beitrag zur Schaffung eines dauerhaften Gleichge- 
wichts auf den Agrarmärkten: 

— beschließt der Rat nach dem Verfahren des Arti- 
kels 43 des Vertrages ergänzende Maßnahmen 
im Bereich der Produktionsstruktur; 

— legt der Rat auf Vorschlag der Kommission nach 
dem Abstimmungsverfahren des Artikels 43 Ab- 
satz 2 des Vertrages die Bedingungen für die 
Gewährung der in Artikel 8 und 9 genannten 
Förderungsmaßnahmen fest. 


TITEL IV 

Finanz- und Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 11 

Die Gesamtheit der in dieser Richtlinie vorgese- 
henen Maßnahmen stellt eine gemeinsame Maß- 
nahme im Sinne von Artikel 6 Absatz 1 der Verord- 
nung Nr. 729 des Rates über die Finanzierung der 
gemeinsamen Agrarpolitik dar. 

Artikel 12 

1 . Die voraussichtlichen Gesamtkosten für die ge- 
meinsame Maßnahme zu Lasten des EAGFL betra- 
gen 960 Millionen Rechnungseinheiten für die ersten 
fünf Jahre. 

2. Die voraussichtliche Dauer der Abwicklung der 
in Absatz 1 genannten Maßnahme beträgt zehn 
Jahre. 


Artikel 13 

1. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission fol- 
gendes mit: 

— die Entwürfe der Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften zur Durchführung dieser Richtlinie, 

— die vor Wirksamwerden dieser Richtlinie erlas- 
senen Vorschriften, die die Durchführung die- 
ser Richtlinie ermöglichen. 

2. Bei der Übermittlung der geplanten bzw. bereits 
in Kraft befindlichen Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften im Sinne von Absatz 1 erläutern die Mit- 
gliedstaaten die Zusammenhänge, die auf regionaler 
Ebene zwischen der betreffenden Maßnahme und 
den wirtschaftlichen und agrarstrukturellen Verhält- 
nissen bestehen, sowie die von der Maßnahme er- 
hofften Wirkungen im Rahmen der für jedes Gebiet 
beschlossenen gesamten agrarstrukturellen Maß- 
nahmen und im Hinblick auf die sozio-ökonomische 
Situation eines jeden Gebietes. 

3. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission die 
in Absatz 1 erster Gedankenstrich genannten Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften alsbald nach ihrer Ver- 
abschiedung mit. 

Artikel 14 

1. Bei allen gemäß Artikel 13 mitgeteilten, geplan- 
ten oder bestehenden Vorschriften, die erstattungs- 
fähige Ausgaben im Sinne von Artikel 15 mit sich 
bringen, prüft die Kommission, ob im Hinblick auf 
ihre Vereinbarkeit mit den Bestimmungen dieser 
Richtlinie und unter Berücksichtigung der Ziele die- 
ser Richtlinie die Bedingungen für eine finanzielle 
Beteiligung der Gemeinschaft erfüllt sind. Binnen 
drei Monaten nach der Mitteilung unterbreitet der 
Vertreter der Kommission, nachdem der Ausschuß 

1 des EAGFL zu den finanziellen Aspekten gehört 
: worden ist, dem Ständigen Agrarstrukturausschuß 
I einen Entwurf einer diesbezüglichen Entscheidung. 
Die Kommission kann zuvor den Ständigen Aus- 
schuß für regionale Entwicklung zu den regionalen 
Aspekten anhören. 

2. Der Ständige Agrarstrukturausschuß nimmt zu 
diesem Entwurf innerhalb einer Frist, die der Vor- 
sitzende entsprechend der Dringlichkeit der zu prü- 
fenden Frage bestimmen kann, Stellung. Die Stel- 
lungnahme kommt mit einer Mehrheit von zwölf 
Stimmen zustande. Die Stimmen der Mitgliedstaa- 
ten werden nach Artikel 148 Absatz 2 des Vertrages 
gewogen. Der Vorsitzende nimmt an der Abstim- 
mung nicht teil. 

3. Die Kommission erläßt die Entscheidung. Ent- 
spricht diese jedoch nicht der Stellungnahme des 
Ausschusses, so wird sie dem Rat von der Kom- 
mission alsbald mitgeteilt. In diesem Fall kann die 
Kommission die Anwendung ihrer Entscheidung bis 
zur Dauer von höchstens einem Monat nach dieser 
Mitteilung aussetzen. Der Rat kann nach dem Ab- 
stimmungsverfahren des Artikels 43 Absatz 2 des 
Vertrags binnen einer Frist von einem Monat anders 
entscheiden. 
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Artikel 15 

1. Die von den Mitgliedstaaten im Rahmen der 
Maßnahmen nach Artikel 8 Absatz 1 b, d und e 
und Absatz 2 erster Unterabsatz sowie nach Arti- 
kel 9 gemachten Ausgaben sind erstattungsfähig 
durch den EAGFL, Abteilung Ausrichtung. 

Der Rat kann auf Vorschlag der Kommission nach 
dem Abstimungsverfahren des Artikels 43 Absatz 2 
des Vertrages die Ausgaben der Mitgliedstaaten im 
Rahmen der in Artikel 8 Absatz 2 zweiter Unter- 
absatz vorgesehenen Maßnahmen als erstattungs- 
fähig erklären. 

2. Die von den Mitgliedstaaten beschlossenen Maß- 
nahmen können für eine finanzielle Beteiligung der 
Gemeinschaft nur in Betracht kommen, wenn die sie 
einführenden Rechtsvorschriften mit den Entwürfen, 
die vor ihrer Annahme Gegenstand einer befürwor- 
tenden Entscheidung gemäß Artikel 14 gewesen 
sind, übereinstimmen. 

Die von den Mitgliedstaaten vor dem Wirksamwer- 
den dieser Richtlinie beschlossenen Maßnahmen 
können für eine finanzielle Beteiligung der Gemein- 
schaft nur in Betracht kommen, wenn die sie betref- 
fenden Rechtsvorschriften Gegenstand einer befür- 
wortenden Entscheidung gemäß Artikel 14 gewesen 
sind. 

3. Der EAGFL, Abteilung Ausrichtung, vergütet 
den Mitgliedstaaten 50®/o der erstattungsfähigen 
Ausgaben. 

Artikel 16 

1. Die Anträge auf Rückvergütung beziehen sich 
auf die von den Mitgliedstaaten im Laufe eines 
Kalenderjahres getätigten Ausgaben und sind der 
Kommission bis zum 30. Juni des darauffolgenden 
Jahres einzureichen. 

2. Uber die Beteiligung des Fonds wird gemäß 
Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 
entschieden. 

Artikel 17 

Die Durchführungsbestimmungen zu Artikel 15 
Absatz 3 werden nach dem Verfahren des Artikels 7 
Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 erlas- 
sen. 

Artikel 18 

Vor dem 1. August eines jeden Jahres werden 
die in Kraft befindlichen gemeinschaftlichen und ein- 
zelstaatlichen Maßnahmen, die sich auf diese Rieht- ! 
linie beziehen, im Rahmen eines Jahresberichtes j 
geprüft, den die Kommission dem Europäischen Par- | 
lament und dem Rat vorgelegt und für den die Mit- | 
gliedstaaten der Kommission alle erforderlichen j 
Angaben übermitteln. 

Der Rat beurteilt die Ergebnisse dieser Maßnah- ' 
men unter Berücksichtigung des Tempos der für die i 


I Verwirklichung der Ziele der gemeinsamen Agrar- 
politik notwendigen strukturellen Entwicklung, der 
Auswirkungen auf eine harmonische Entwicklung 
der Regionen der Gemeinschaft sowie der finanziel- 
len Auswirkungen der in Frage stehenden Maßnah- 
men. 

Der Rat erläßt gegebenenfalls nach dem Verfahren 
des Artikels 43 des Vertrages entsprechende Bestim- 
mungen. 

Artikel 19 

1. Diese Richtlinie läßt die Möglichkeit der Mit- 
gliedstaaten zur Gewährung von zusätzlichen Bei- 
hilfen im Bereich dieser Richtlinie, deren Bedingun- 
gen und Modalitäten, von denen diese Richtlinie ab- 
weichen und deren Höhe die in dieser Richtlinie 
vorgesehenen Höchstbeträge überschreitet, unbe- 
rührt, sofern diese Beihilfen in Übereinstimmung 
mit den Artikeln 92 bis 94 des Vertrages gewährt 
werden. 

2. Ab Januar 1975 dürfen jedoch an landwirtschaft- 
liche Betriebe, die den Bedingungen dieser Richtlinie 
nicht entsprechen, nur Beihilfen in Form von Zins- 
vergütungen oder zinsverbilligten Krediten gewährt 
werden, wobei der Zinssatz zu Lasten der Empfän- 
ger wenigstens 6 ^’/o betragen muß. Diese Beihilfen 
werden in Übereinstimmung mit den Artikeln 92 
bis 94 des Vertrages gewährt. 

Unmittelbar nach Bekanntgabe dieser Richtlinie 
passen die Mitgliedstaaten, unbeschadet vorausge- 
hender finanzieller Verpflichtungen, ihre Förde- 
rungskriterien an die in dieser Richtlinie vorge- 
sehenen Kriterien an. 

Artikel 20 

Vorbehaltlich Artikel 92 Absatz 2 des Vertrages 
sind staatliche oder aus staatlichen Mitteln gewährte 
Beihilfen gleich welcher Form untersagt, die eine 
unmittelbare oder mittelbare Förderung folgender 
Maßnahmen zur Folge haben: 

1 1. Bau neuer Wirtschaftsgebäude, insoweit diese 
den Vorschriften dieser Richtlinie nicht entspre- 
chen; 

2. Kauf und Verkauf von Flächen, die zur land- 
wirtschaftlichen Produktion bestimmt sind. 

Artikel 21 

Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen 
Maßnahmen in Kraft, um den Bestimmungen dieser 
Richtlinie binnen zwölf Monaten nach ihrem Wirk- 
samwerden nachzukommen. 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerich- 
tet. 

Geschehen zu Brüssel, am . . . 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


Die in der Landwirtschaft tätigen Personen — Land- 
wirte, Landarbeiter und mithelfende Familienange- 
hörige — erwarten von ihrer Arbeit ein Einkom- 
men, das demjenigen vergleichbarer Berufsgruppen 
entspricht. Ihr Wunsch ist es, daß für diese Arbeit 
und das Leben der bäuerlichen Familie jene Vor- 
stellungen und Bedingungen gelten, die in unserer 
auf dem sozialen Fortschritt gegründeten Wohl- 
standsgesellschaft allgemein anerkannt werden. 

Trotz der gestiegenen landwirtschaftlichen Produkti- 
vität ist das Gefälle zwischen landwirtschaftlichen 
Einkommen und Einkommen in den übrigen Wirt- 
schaftssektoren geblieben. Bei der gegenwärtigen 
Produktionsstruktur besteht selbst bei einer Her- 
aufsetzung der Preise wenig Hoffnung, daß sich 
dieses Gefälle nachhaltig verringern läßt. 

Innerhalb der Landwirtschaft selbst hat sich die Ein- 
kommensdisparität spürbar verschärft. So erwirt- 
schaften gut geführte Betriebe, die über ein aus- 
reichendes Produktionspotential verfügen, ein Ein- 
kommen, das sich durchaus mit demjenigen nicht- 
landwirtschaftlicher Sektoren vergleichen läßt. 

Eine grundlegende Verbesserung der Lebens- und 
Einkommensbedingungen der landwirtschaftlichen 
Bevölkerung setzt daher eine Reform der Produk- 
tionsstruktur mit dem Ziel ausreichend großer Be- 
triebe voraus, die durch rationelle Produktions- 
systeme und eine optimale Kombination der Pro- 
duktionsfaktoren neben einem angemessenen Ein- I 
kommen Lebensbedingungen, die mit denjenigen der , 
anderen Berufsgruppen vergleichbar sind, bieten | 
und zur wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung 
der einzelnen Gebiete beitragen können. 

In der Vergangenheit und vor allem in den letzten 
Jahrzehnten hat sich gezeigt, daß nur sehr wenige 
landwirtschaftliche Betriebe in der Lage sind, selbst 
diese Entwicklung zu vollziehen. Eine solche Reform 
der Produktionsstruktur erfordert daher eine staat- 
liche Intervention; so sind vor allem Möglichkeiten 
für eine Aufstockung der Betriebe zu schaffen und 
Finanzbeihilfen für die erforderlichen Investitionen 
zu gewähren. 

Ungeachtet dieser staatlichen Interventionen wird 
eine solche Entwicklung zu lebensfähigen Betrieben 
nur den Betriebsleitern gelingen, die über die erfor- 
derlichen Berufskenntnisse verfügen werden. 

Die Leitung derartiger Betriebe erfordert umfas- 
sende Kenntnisse auf dem Gebiet der Produktions- 
technik und Betriebswirtschaft. Die Lage und die 
Entwicklung dieser Betriebe müssen ständig anhand 


einer Buchführung daraufhin kontrolliert werden, ob 
, die Wirtschaftsergebnisse befriedigend und Anpas- 
sungen an die veränderte Lage erforderlich sind. 

Zur Vermeidung unerwünschter Entwicklungen und 
zum Schutz der Landwirte vor Fehlinvestitionen 
müssen die Förderungsmaßnahmen solchen Betrie- 
ben Vorbehalten werden, die mit Hilfe der Ent- 
wicklungsmaßnahmen angemessene Einkommens- 
und Lebensbedingungen erzielen können. 

Die Entwicklung zu solchen Betrieben wird in der 
Regel mehrere Jahre beanspruchen und sich schritt- 
weise vollziehen. Für die mittelfristige Entwick- 
lung muß der Betriebsleiter vorher zwangsläufig 
einen Plan aufstellen. Ausgehend von der beste- 
henden Situation des Betriebes sind hierin die er- 
forderlichen Maßnahmen, deren Kosten und Finan- 
zierung sowie die von den Entwicklungsmaßnahmen 
erwarteten Ergebnisse anzugeben. 

Die Aufstellung eines solchen Plans ist auch deshalb 
erforderlich, weil die Bereitstellung öffentlicher Mit- 
tel und die Zuweisung freigesetzter landwirtschaft- 
licher Flächen mit staatlichen Mitteln nur dann ver- 
tretbar ist, wenn die dank der Fördermaßnahmen 
neu geschaffenen Betriebe tatsächlich lebensfähig 
sind. 

Die für die Entwicklung solcher Betriebe vorge- 
sehenen Finanzhilfen müssen so gewährt werden, 
daß sich die Betriebsleiter ihrer vollen Verantwor- 
tung bei der Beantragung und Verwendung dieser 
Finanzmittel bewußt sind. So hat auch der Betriebs- 
leiter einen Teil der Kosten seines Vorhabens zu 
tragen. Begrenzte Startbeihilfen können dazu bei- 
tragen, die anfänglichen Schwierigkeiten der Be- 
triebsentwicklung zu verringern. 

Die Anwendung rationeller Produktionsmethoden 
und die Verbesserung der Lebensbedingungen kön- 
nen durch Betriebshelferdienste oder Zusammen- 
schlüsse für den rationellen Einsatz von Investi- 
tionsgütern gefördert werden. Deshalb sollten auch 
derartigen Entwicklungen Startbeihilfen gewährt 
werden. 

Die Reform der Produktionsstruktur als grund- 
legende Voraussetzung für eine spürbare Verbesse- 
rung der Einkommens- und Lebensbedingungen in 
der Landwirtschaft darf nicht zu einer Produktions- 
ausweitung in solchen Bereichen führen, in denen 
die Marktlage dies verbietet. Obgleich die Ver- 
besserung der Betriebsstruktur zu erheblich größeren 
Betrieben führt, muß sie daher im Sinne einer Pro- 
duktionsausrichtung im Hinblick auf ein anhalten- 
des Gleichgewicht auf den Agrarmärkten erfolgen. 
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Anhang 


Schätzung der für den EAGFL in Betracht kommenden Ausgaben für den 
Vorschlag der Richtlinie des Rates vom . . . über die Modernisierung 
der landwirtschaftlichen Betriebe *) 


a) Ausgaben auf Grund des Artikels 8 Absatz 1 b 

Vorgesehen sind Beihilfen im Form von höchstens 
6prozentigen Zinsvergütungen für zur Durchführung 
des Entwicklungsplans des Betriebes notwendige 
Investitionen. In bestimmten Fällen kann diese Bei- 
hilfe durch eine gleichwertige Kapitalsubvention 
ersetzt werden. 

Berechnung shypoihesen 

- — die durchschnittliche Investition je modernisier- 
tem Betrieb beträgt 20 000 RE; 

— 80 Vo der modernisierten Betriebe erhalten Zins- 
zuschüsse, die die Kapitalverzinsung von 8 auf 
2 ^/o verbilligen; 

— 20 Vo der modernisierten Betriebe erhalten die 
Kapitalbeihilfe zum Satz von 38,3 Va (gleichwer- 
tig der Zinsvergütung, d. h. einer Verbilligung 
der Kapitalmarktzinsen von 8 auf 2 ®/o). 

Kostenberechnung 

Zinsvergütung: Kosten für einen Betrieb (auf 
15 Jahre berechnet): 

1. Jahr 20 000 RE X 0,06 = 1200 RE 


2. Jahr 20 000 - 

20 000 

15 

X 0,06 = 1120 RE 

3. Jahr 20 000 - 

2 X 20 000 

X 0,06 = 1040 RE 

15 

4. Jahr 20 000 — 

3 X 20 000 

X0,06 = 960 RE 

15 

5. Jahr 20 000 - 

4 X 20 000 

X 0,06 = 880 RE 

15 


Jahr 

Zahl der 
modernisierten 
Betriebe 

Zahl der , 

begünstigten 
Betriebe 

1971 

20 000 

: 

16 000 

1972 

60 000 

48 000 

1973 

60 000 

48 000 

1974 

90 000 

1 72 000 

1975 

90 000 

72 000 


320 000 

256 000 


Schätzung für die fünf ersten Jahre 


I 


Jahr 

I 1 

1 Gesamtausgaben ' 
(Millionen RE) j 

1 i 

Zu Lasten der 
Abteilung 
Ausrichtung 
des EAGFL 
(Millionen RE) 

1971 

24 

12 

1972 

1 94 ' 

47 

1973 

! 160 i 

80 

1974 

257 

128 

1975 

336 

1 i 

118 


i 

I 

i 


Beihilfen zu Investitionen: je Betrieb beläuft sich 
die Beihilfe auf 20 000 X 38,3 = 7660 RE 


t 

Jahr 

Zahl begünstigter 
Betriebe und Berechnung 

Gesamt- 
ausgaben 
(Millio- 
nen RE) 

Zu Lasten 
der Ab- 
teilung 
Ausrich- 
tung des 
EAGFL 
(Millio- 
nen RE) 

1971 

20 000 X 0,2 = 4 000 

X 7 660RE-- 31 

15 

1972 

60 000 X 0,2 = 12 000 
X — 

= 92 

46 

1973 

60 000 X 0,2 = 12 000 
X — 

= 92 

46 

1974 

90 000 X 0,2 = 18 000 
X — 

= 138 

69 

1975 

90 000 X 0,2 = 18 000 

X — 

138 

69 


Gesamtausgaben auf Grund von Artikel 8 Absatz 1 b 
(in Millionen RE) 

Jahr 

Gesamtausgaben 
(Millionen RE) 

Zu Lasten der 
Abteilung 
Ausrichtung 
des EAGFL 
(Millionen RE) 

1971 

55 

28 

1972 

186 

93 

1973 

252 

126 1 

1974 

395 

197 

1975 

474 

237 
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b) Ausgaben auf Grund des Artikels 8 Absatz 1 d 

Vorgesehen sind Beihilfen bis zu höchstens 100 RE 
drei Jahre lang zur Erleichterung der Buchführung 
in modernisierten Betrieben. 

Berechnungshypothesen 

Angenommen werden Beihilfen in Höhe von 100 RE 
je Betrieb, die drei Jahre lang ausgezahlt werden. 

Kostenberechnung 


Jahr 

Begünstigte 

Betriebe 

Gesamt- 
ausgaben 
(Millio- 
nen RE) 

Zu Lasten 
der 

Abteilung 
Ausrichtung 
des EAGFL 
(Millionen 

RE) 

1971 

20 000 

2 

1 

1972 

80 000 

8 

4 

1973 

140 000 

14 

7 

1974 

210 000 

21 


1975 

, 240 000 

24 

12 i 


c) Ausgaben auf Grund des Artikels 8 Absatz 1 e 

Vorgesehen sind Startbeihilfen in Form von 
Pauschalbeträgen von höchstens 5000 RE je nach der 
Zahl der an dem Entwicklungsplan beteiligten Be- 
triebsinhaber. 


Berechnungshypothesen 


1 

i 

Jahr 

i 

Begünstigte 

Betriebe 

Gesamt- 
ausgaben 
(Millio- 
nen RE) 

1 Zu Lasten 
der 

1 Abteilung 
Ausrichtung 
des EAGFL 
(Millionen 
RE) 

1971 

20 000 X 1 500 = 

30 

15 

1972 

60 000 — = 

90 

45 

1973 

60 000 — = 

90 

45 

1974 

90 000 — = 

135 

67 

1975 

90 000 — = 

135 

68 1 


I d) Ausgaben auf Grund des Artikels 9 

' Betriebshelferdienste und Zusammenschlüsse zur 
rationellen Nutzung landwirtschaftlicher Maschinen 
erhalten eine pauschale Startbeihilfe von höchstens 
, 5000 RE. 


Berechnungshypothesen 

Es wird angenommen, daß sich jährlich 500 Zu- 
sammenschlüsse dieser Art bilden, die durchschnitt- 


lieh 4000 RE erhalten. 

Kostenberechnung 

Jahr 

Gesamtausgaben 
(Millionen RE) 

Zu Lasten der 
Abteilung 
Ausrichtung 
des EAGFL 
(Millionen RE) 

1971 

2 

1 

1972 

2 

1 

1973 

2 

1 

1974 

2 

' 1 

1975 

2 

l 1 1 


e) Zusammenfassung aller sich aus der Richtlinie 
ergebenden Ausgaben 


Jahr 

1 

Gesamtausgaben 
(Millionen RE) ‘ 

1 

Zu Lasten der 
Abteilung 
Ausrichtung 
des EAGFL 
(Millionen RE) 

1971 

89 

45 

1972 

286 

143 

1973 

358 

179 

1974 

553 

1 276 

1975 

635 

318 
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Teil II 


Vorschlag einer Richtlinie des Rates vom . . . 
zur Förderung der Einstellung der landwirtschaftlichen 
Erwerbstätigkeit und Verwendung der landwirtschaftlich 
genutzten Fläche für Zwecke der Agrarstrukturverbesserung 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Mit dem Funktionieren und der Entwicklung des 
Gemeinsamen Marktes für landwirtschaftliche Er- 
zeugnisse muß die Gestaltung einer gemeinsamen 
Agrarpolitik Hand in Hand gehen, deren in Arti- 
kel 39 Absatz 1 Buchstaben a und b des Vertrages 
genannten Ziele nicht ohne eine grundlegende Re- 
form der Agrarstruktur erreicht werden können. 

Diese Strukturreform ist ein wesentlicher Be- 
standteil der künftigen Entwicklung der gemein- 
samen Agrarpolitik, die sich daher auf eine gemein- 
schaftliche Konzeption und gemeinschaftliche Krite- 
rien stützen muß. 

Die Unterschiede in den Ursachen, in der Art und 
in der Schwere der Strukturprobleme machen ge- 
bietlich differenzierte Lösungen erforderlich, die 
zeitlich angepaßt werden können und zur gesamt- 
wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung des be- 
treffenden Gebietes beitragen müssen. Die beste 
Wirkung läßt sich erzielen, wenn die Mitglied- 
staaten auf der Grundlage einer gemeinschaftlichen 
Konzeption und gemeinschaftlicher Kriterien die ge- 
meinsame Aktion durch ihre eigenen gesetzgebe- 
rischen und administrativen Mittel selbst durchfüh- 
ren und unter den von der Gemeinschaft festgesetz- 
ten Bedingungen selbst bestimmen, in welchem 
Maße diese Aktion in bestimmten Gebieten ver- 
stärkt oder auf gewisse Gebiete konzentriert wer- 
den muß. 

Zur Verbesserung der landwirtschaftlichen Ein- 
kommen müssen in erster Linie die Produktions- 
kosten gesenkt werden. Diese Senkung der Pro- 
duktionskosten läßt sich insbesondere durch die 
Bildung von Betrieben angemessener Größe er- 
reichen. Für die Bildung solcher Betriebe muß freies 
Land verfügbar sein. Zu diesem Zweck empfiehlt 
es sich, für eine Reihe von Betriebsinhabern und 
insbesondere für betagte Betriebsinhaber Anreize 
zur Einstellung ihrer Erwerbstätigkeit zu schaffen. 


S Die Folge davon wird eine Verringerung der land- 
I wirtschaftlichen Erwerbsbevölkerung sein, die in 
; jedem Fall zu einer Erhöhung der landwirtschaft- 
I liehen Einkommen pro Beschäftigten führen wird. 

I Hauptberuflich tätige betagte Betriebsleiter 
I stoßen in der Regel auf ernste Schwierigkeiten bei 
einem Berufswechsel; aus diesem Grund sind ihnen 
Beihilfen zu gewähren, mit denen sie nach dem 
I Ausscheiden aus der Landwirtschaft ihren Unterhalt 
I bestreiten können. 

, Bei Landwirten, die aufgrund ihres Alters noch 
den Beruf wechseln können, muß die Beihilfe eine 
! Form annehmen, die ihnen den Wechsel zu einer 
; anderen Erwerbstätigkeit erleichtert. 

Eine Störung des Grundstücksmarktes durch um- 
I fangreiche Verkaufsangebote für landwirtschaftliche 
Flächen muß vermieden werden. Den ihre Erwerbs- 
tätigkeit einstellenden Betriebsinhabern sollte da- 
her geholfen werden, das Eigentum an ihren Grund- 
j stücken zu behalten, indem ihnen ein gewisses so- 
! fort verfügbares Kapital bereitgestellt wird. 

! Die Auflösung von Betrieben kann für die auf 
• ihnen beschäftigten hauptberuflich tätigen betagten 
mitarbeitenden Familienangehörigen und landwirt- 
schaftlichen Lohnarbeitskräfte den Verlust ihrer Be- 
schäftigung und ihrer Einkommen bedeuten. 

Die angestrebten Ziele wären nicht erreicht, wenn 
der Begünstigte noch eine marktfähige landwirt- 
schaftliche Erzeugung aufrechterhält. 

In den Fällen, in denen ein Pächter Land mehrerer 
Eigentümer bewirtschaftet, kann nicht verlangt wer- 
den, daß alle Eigentümer ihr Einverständnis dazu 
geben, daß das freigewordene Land eine Verwen- 
dung im Sinne der Agrarstrukturverbesserung er- 
hält; es ist indessen wichtig, daß der Anteil der für 
eine solche Verwendung vorgesehenen Flächen aus- 
reichend bemessen wird. 

Die Einstellung der landwirtschaftlichen Erwerbs- 
tätigkeit muß nicht nur dazu genutzt werden, eine 
Aufstockung modernisierungsfähiger Betriebe zu 
fördern, sondern auch im Interesse einer Vermin- 
derung der Überschüsse bei einigen Erzeugnissen 
bestimmte Flächen der landwirtschaftlichen Nut- 
zung zu entziehen. 

Die Verfolgung dieser Ziele kann durch die 
Tätigkeit amtlich eingesetzter Bodengesellschaften 
erleichtert werden, denen die Landwirte ihre Lände- 
reien für die Zwecke der Strukturreform anbieten 
können. 
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Die Finanzwirtschaft eines modernen landwirt- | 
schaftlichen Betriebs kann nicht durch die über- | 
mäßigen Kosten des Erwerbs der bewirtschafteten | 
Flächen belastet werden; durch eine langfristige ■ 
Pacht läßt sich dieses Problem flexibel lösen, indem 
den Pächtern die erforderliche Stabilität gesichert ; 
und gleichzeitig eine ausreichende Mobilität des 
Bodens gewahrt werden kann. Parallel zu den fi- i 
nanziellen Anreizen für die ihre Erwerbstätigkeit | 
einstellenden selbstbewirtschaftenden Grundeigen- 
tümern sind auch finanzielle Anreize vorzusehen, 
damit Eigentümer von Boden, dessen Bewirtschafter 
die Einkommensausgleichsrente oder die Struktur- 
verbesserungsprämie in Anspruch nehmen möchten, 
in eine langfristige Verpachtung ihrer Ländereien 
an rationelle landwirtschaftliche Unternehmen ein- 
willigen. Generell muß ein Anreiz geschaffen wer- 
den, damit Eigentümer freies Land langfristig an 
rationelle landwirtschaftliche Unternehmer verpach- 
ten. 

Ein Vorpachtrecht seitens der amtlich eingesetzten i 
Bodengesellschaften kann eine Alternativlösung 
darstellen, mit der sich die gleichen Ziele erreichen 
lassen, die mit der Einführung eines Systems finan- 
zieller Anreize für die langfristige Verpachtung 
verfolgt werden. 

Der Gesamtheit der geplanten Maßnahmen 
kommt eine gemeinschaftliche Bedeutung zu. Zweck 
dieser Maßnahmen ist es, die Ziele des Artikels 39 
Buchstabe a des Vertrages einschließlich der für das 
ordnungsgemäße Funktionieren des Gemeinsamen 
Marktes erforderlichen Strukturveränderungen zu 
verwirklichen. Sie stellen daher eine gemeinsame 
Maßnahme im Sinne von Artikel 6 der Verordnung 
(EWG) Nr. 729/70 des Rates über die Finanzierung 
der gemeinsamen Agrarpolitik dar ^). 

Da die Gemeinschaft zur Finanzierung dieser ; 
gemeinsamen Maßnahmen beiträgt, muß sie sich 
vergewissern können, daß die von den Mitglied- ^ 
Staaten hierzu erlassenen Durchführungsbestim- [ 
mungen zur Verwirklichung deren Ziele beitragen. 
Zu diesem Zweck ist ein Verfahren vorzusehen, 
durch das im Rahmen des durch Artikel 1 der Rats- | 
entscheidung vom 4. Dezember 1962 über die 
Koordinierung der Agrarstrukturpolitik 2) einge- 
setzten Ständigen Agrarstrukturausschusses eine ; 
enge Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten | 
und der Kommission eingeführt wird und das die 
in den Artikeln 11 bis 15 der Verordnung (EWG) 
Nr. 729/70 vorgesehene Anhörung des Ausschusses 
des EAGFL zu den finanziellen Aspekten sowie ^ 
gegebenenfalls des Ständigen Ausschusses für regio- I 
nale Entwicklung zu den regionalen Aspekten um- ' 
faßt 3). i 


b Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 28. April 1970, S. 13 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 136 
vom 17. Dezember 1962, S. 2892/62 
■^) Siehe Vorschlag einer Entscheidung des Rates vom 
15. Oktober 1969, Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften Nr. C 152 vom 28. Oktober 1969 


Es empfiehlt sich, daß das Europäische Parlament 
und der Rat jährlich anhand eines von der Kom- 
mission vorgelegten Berichts die Ergebnisse der 
durchgeführten gemeinschaftlichen und einzelstaat- 
lichen Maßnahmen im Hinblick auf eine etwaige Er- 
gänzung oder Anpassung der geschaffenen Regelung 
prüfen können — 


HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

TITEL I 

Förderung der Einstellung der landwirtschaftlichen 
Erwerbstätigkeit und Verwendung der auf diese 
Weise freigesetzten landwirtschaftlichen Fläche für 
Zwecke der Agrarstrukturverbesserung 

Artikel 1 

1. Die Mitgliedstaaten führen eine Regelung zur 
Förderung der Einstellung der landwirtschaftlichen 
Tätigkeit und zur Verwendung der landwirtschaft- 
lichen Nutzfläche für Zwecke der Agrarstrukturver- 
besserung ein. 

2. Die Anwendung der in Absatz 1 vorgesehenen 
Regelung kann in Übereinstimmung mit Artikel 3 
auf bestimmte Gebiete begrenzt oder gebietlich 
differenziert werden. 


Artikel 2 

1. Die in Artikel 1 bezeichnete Regelung umfaßt: 

a) die Gewährung einer lebenslänglichen Einkom- 
mensausgleichsrente an landwirtschaftliche Be- 
triebsleiter, die das 55. Lebensjahr vollendet 
haben und hauptberuflich eine landwirtschaft- 
liche Tätigkeit ausüben, in Höhe von jährlich 
mindestens 1000 Rechnungseinheiten für Ver- 
heiratete oder solche Personen, die noch min- 
destens für eine Person unterhaltspflichtig sind. 
Die Einkommensausgleichsrente wird auf Antrag 
gewährt. Die vom Empfänger bezogene gesetz- 
liche Altersrente wird auf diesen Mindestbetrag 
angerechnet; 

b) die Gewährung einer Strukturverbesserungs- 
prämie, die so berechnet wird, daß sie mindestens 
dem achtfachen Pachtwert der freigesetzten land- 
wirtschaftlichen Nutzfläche entspricht, an land- 
wirtschaftliche Betriebsleiter, die das 55. Lebens- 
jahr noch nicht vollendet haben. Die Struktur- 
verbesserungsprämie wird auf Antrag gewährt; 

c) die Gewährung einer Zinsvergütung von höch- 
stens 6 ^/o für die Pacht der ersten neun Jahre an 
solche Betriebsleiter, die Eigentümer ihres Be- 
triebes sind, die Maßnahmen nach Buchstaben a 
und b in Anspruch genommen haben und die 
die Kapitalisierung dieser Pacht beantragen, 
wenn sie sich auf die landwirtschaftlich genutzte 
Fläche bezieht, die für mindestens 18 Jahre 
gepachtet worden ist. Der Zinssatz zu Lasten des 
Kreditnehmers kann nicht unter 2 Vo liegen; 


16 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/788 


d) Gewährung der unter a) vorgesehenen Aus- 
gleichszahlung an Lohnarbeitskräfte und ständig 
mitarbeitende Familienangehörige, die das 
55. Lebensjahr vollendet haben und auf Be- 
trieben beschäftigt sind, deren Inhaber in den 
Genuß der in Buchstaben a oder b vorgesehenen 
Maßnahmen kommt. Die Ausgleichszahlung wird 
auf Antrag gewährt. 


lienangehörigen auf dem oder den aufzulösen- 
den Betrieben geleisteten Arbeit; 

— die Bedingungen, unter denen die landwirtschaft- 
liche Tätigkeit als eingestellt gelten kann, wo- 
bei mindestens die Einstellung jeglicher zur Ver- 
marktung landwirtschaftlicher Erzeugnisse füh- 
renden landwirtschaftlichen Tätigkeit verlangt 
wird; 


2. Der von den Maßnahmen im Sinne von Absatz 1 | 
Begünstigte stellt die landwirtschaftliche Erwerbs- ! 
tätigkeit ein und bestimmt, sofern er Betriebsin- | 
haber ist, die von ihm bewirtschaftete landwirt- : 
schaftliche Nutzfläche für die in Artikel 6 festgeleg- j 
ten Verwendungszwecke. ! 


3. Die Mitgliedstaaten treffen die notwendigen 
Vorkehrungen, damit die Empfänger der in Absatz 1 
vorgesehenen Einkommensausgleichsrente, die das 
65. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, weder 
Nachteile in der sozialen Sicherheit erleiden, die sie 
bei weiterer Ausübung ihrer landwirtschaftlichen 
Tätigkeit genießen würden, noch ihre Beiträge für 
die Sozialversicherung erhöhen müssen. 


I 


Artikels | 

Der Rat bestimmt nach dem Verfahren des Arti- | 
kels 43 des Vertrages die Bedingungen, unter denen 
die Mitgliedstaaten insbesondere in den Fällen, in 
denen sie die Anwendung der in Artikel 2 festge- 
legten Regelung auf gewisse Gebiete zu konzentrie- 
ren wünschen, 

a) den Betrag der finanziellen Anreize unter Be- 
achtung der in Artikel 2 genannten Mindest- 
beträge und des Höchstbetrages gebietlich diffe- 
renzieren, 

b) die in Artikel 2 Absatz 1 Buchstaben a und b 
vorgesehenen Altersgrenzen je nach Gebiet bis 
auf 50 Jahre herabsetzen, 

c) in bestimmten Gebieten auf die Anwendung der | 

in Artikel 2 Absatz 1 vorgesehenen Maßnahmen | 
ganz oder teilweise verzichten | 

können. | 


Artikel 4 

Die Mitgliedstaaten legen folgendes fest: 

— den Begriff „landwirtschaftlicher Betriebsin- 
haber". Im Sinne dieser Richtlinie kann für die 
gleiche landwirtschaftlich genutzte Fläche nur ein 
Betriebsinhaber berücksichtigt werden; 

— den Begriff „hauptberufliche Ausübung der land- j 

wirtschaftlichen Erwerbstätigkeit"; | 

— den Begriff „ständige Lohnarbeitskraft" und | 
„ständig mitarbeitender Familienangehöriger" 
sowie den Mindestumfang der von der Lohn- 
arbeitskraft und/oder dem mitarbeitenden Fami- 


— die Bedingungen, unter denen die in Artikel 2 
Absatz 1 Buchstaben a und b genannten finan- 
ziellen Anreize im Falle der Teilpacht zwischen 
Eigentümer und Teilpächter aufgeteilt werden. 


Artikel 5 
Die Mitgliedstaaten 

a) setzen folgendes fest: 

— den Betrag der nach Artikel 2 Absatz 1 Buch- 
stabe a an unverheiratete Betriebsinhaber 
oder Personen ohne Unterhaltsverpflichtung 
zu gewährenden Einkommensausgleichsrente; 

— den Mindestflächenanteil genutzter Fläche 
eines landwirtschaftlichen Betriebes, den der 
Begünstigte in dem Fall, daß die landwirt- 
schaftlich genutzte Fläche mehr als einem 
Eigentümer gehört, freizusetzen hat; 

b) treffen geeignete Bestimmungen, damit die Ein- 
kommensausgleichsrenten nicht Betriebsinhabern 
gewährt werden, deren Betrieb in den letzten 
Jahren erheblich verkleinert worden ist. 


Artikel 6 

Die landwirtschaftlich genutzte Fläche, die von den 
Begünstigten der in Artikel 2 Absatz 1 Buchstaben a 
und b vorgesehenen Maßnahmen freigesetzt wird, 
muß 

a) entweder der landwirtschaftlichen Nutzung 
dauernd entzogen werden, indem sie insbeson- 
dere den in Titel II der Richtlinie des Rates über 
die Begrenzung der landwirtschaftlich genutzten 
Fläche festgelegten Verwendungszwecken zuge- 
führt wird, 

b) oder an Betriebsinhaber, die in den Genuß der in 
Artikel 8 der Richtlinie des Rates über die Mo- 
dernisierung der landwirtschaftlichen Betriebe 
vorgesehenen Förderungsmaßnahmen kommen, 
auf mindestens 18 Jähre verpachtet oder ver- 
kauft werden, 

c) oder an von den Mitgliedstaaten bezeichnete 
Bodengesellschaften im Hinblick auf einen der 
unter Buchstaben a und b vorgesehenen Verwen- 
dungszwecke zur Pacht auf mindestens 18 Jahre 
oder zum Verkauf angeboten werden; diese Ge- 
sellschaften können die Bedingungen der vor- 
läufigen Verwendung bestimmen oder entschei- 
den, daß die Fläche brachgelegt wird. 
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TITEL II 

Förderung der langfristigen Verpachtung 

Artikel 7 

1. Im Hinblick auf eine Verbesserung der Produk- 
tionsstruktur führen die Mitgliedstaaten eine Förde- 
rungsregelung ein, die den Grundeigentümern An- 
reize für eine langfristige Verpachtung der land- 
wirtschaftlichen Nutzfläche bietet. 

2. Die Anwendung der in Absatz 1 vorgesehenen 
Regelung kann nach Maßgabe von Artikel 9 auf 
bestimmte Gebiete begrenzt oder gebietlich differen- 
ziert werden. 

Artikel 8 

1. Die in Artikel 7 bezeichnete Regelung umfaßt 
die Gewährung einer jährlichen Beihilfe für die 
Dauer des Pachtvertrages in Höhe von mindestens 
15 V. H. und höchstens 20 v. H. des Pachtvertrages 
an Eigentümer landwirtschaftlich genutzter Flächen, 
die nicht in den Genuß der in Artikel 2 Absatz 1 
Buchstaben a und b vorgesehenen Maßnahmen ge- 
langt sind und ihre landwirtschaftlich genutzte 
Fläche gemäß den Bedingungen des Artikels 6 Buch- 
stabe b auf mindestens 18 Jahre verpachten. 

2. Die Mitgliedstaaten, die die Ziele des Artikels 7 
Absatz 1 durch Ausübung eines Vorpachtrechts sei- 
tens der von ihnen benannten Bodengesellschaften 
verwirklichen, können auf die Anwendung der in 
Absatz 1 genannten Maßnahme verzichten. 

Artikel 9 

Der Rat bestimmt nach den Verfahren des Arti- 
kels 43 des Vertrages die Bedingungen, unter denen 
die Mitgliedstaaten insbesondere in den Fällen, in 
denen sie die Anwendung der in Artikel 8 fest- 
gelegten Regelung auf gewisse Gebiete zu konzen- 
trieren wünschen, 

a) den Betrag der finanziellen Anreize nach Arti- 
kel 8 Absatz 1 unter Beachtung der genannten 
Mindest- und Höchstbeträge gebietlich differen- 
zieren, 

b) in bestimmten Gebieten auf die Anwendung der 
in Artikel 8 Absatz 1 vorgesehene Maßnahme 
verzichten 

können. 


TITEL III 

Finanz- und allgemeine Bestimmungen 

Artikel 10 

Die Gesamtheit der in dieser Richtlinie vorgesehe- 
nen Maßnahmen stellt eine gemeinsame Maßnahme 
im Sinne von Artikel 6 Absatz 1 der Verordnung 
(EWG) Nr. 792/70 des Rates über die Finanzierung 
der gemeinsamen Agrarpolitik dar. 


6. Wahlperiode 

Artikel 11 

1. Die voraussichtlichen Gesamtkosten für die ge- 
meinsame Maßnahme zu Lasten des EAGFL be- 
tragen 1022 Millionen Rechnungseinheiten für die 
fünf ersten Jahre. 

2. Die voraussichtliche Dauer der Abwicklung der 
ln Absatz 1 genannten Maßnahme beträgt zehn 
Jahre. 

Artikel 12 

1. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission fol- 
gendes mit: 

— die Entwürfe der Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften zur Durchführung dieser Richtlinie, 

— die vor Wirksamwerden dieser Richtlinie erlas- 
senen Vorschriften, die die Durchführung dieser 
Richtlinie ermöglichen. 

2. Bei der Übermittlung der geplanten bzw. bereits 
in Kraft befindlichen Rechts- und Verwalturigsvor- 
schriften im Sinne von Absatz 1 erläutern die Mit- 
gliedstaaten die Zusammenhänge, die auf regionaler 
Ebene zwischen der betreffenden Maßnahme und 
den wirtschaftlichen und agrarstrukturellen Verhält- 
nissen bestehen, sowie die von der Maßnahme er- 
hofften Wirkungen im Rahmen der für jedes Gebiet 
beschlossenen gesamten agrarstrukturellen Maßnah- 
men und im Hinblick auf die sozio-ökonomische 
Situation eines jeden Gebiets. 

3. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission die 
in Absatz 1 erster Gedankenstrich genannten Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften alsbald nach ihrer Ver- 
abschiedung mit. 

Artikel 13 

1. Bei allen gemäß Artikel 12 mitgeteilten geplan- 
ten oder bestehenden Vorschriften, die erstattungs- 
fähige Ausgaben im Sinne von Artikel 14 mit sich 
bringen, prüft die Kommission, ob im Hinblick auf 
die Vereinbarkeit mit den Bestimmungen dieser 
Richtlinie und unter Berücksichtigung der Ziele die- 
ser Richtlinie die Bedingungen für eine finanzielle 
Beteiligung der Gemeinschaft erfüllt sind. Binnen 
drei Monaten nach der Mitteilung unterbreitet der 
Vertreter der Kommission, nachdem der Ausschuß 
des EAGFL zu den finanziellen Aspekten gehört 
worden ist, dem Ständigen Agrarstrukturausschuß 
einen Entwurf einer diesbezüglichen Entscheidung. 
Die Kommission kann zuvor den Ständigen Aus- 
schuß für regionale Entwicklung zu den regionalen 
Aspekten anhören. 

2. Der Ständige Agrarstrukturausschuß nimmt zu 
diesem Entwurf innerhalb einer Frist, die der Vor- 
sitzende entsprechend der Dringlichkeit der zu prü- 
fenden Fragen bestimmen kann, Stellung. Die Stel- 
lungnahme kommt mit einer Mehrheit von 12 Stim- 
men zustande. Die Stimmen der Mitgliedstaaten 
werden nach Artikel 148 Absatz 2 des Vertrages 
gewogen. Der Vorsitzende nimmt an der Abstim- 
mung nicht teil. 

3. Die Kommission erläßt die Entscheidung. Ent- 
spricht diese jedoch nicht der Stellungnahme des 
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Ausschusses, so wird sie dem Rat von der Kommis- 
sion alsbald mitgeteilt. In diesem Fall kann die 
Kommission die Anwendung ihrer Entscheidung bis 
zur Dauer von höchstens einem Monat nach dieser 
Mitteilung aussetzen. 

Der Rat kann nach dem Abstimmungsverfahren 
des Artikels 43 Absatz 2 des Vertrages binnen einer 
Frist von einem Monat anders entscheiden. 

Artikel 14 

1. Die von den Mitgliedstaaten im Rahmen der 
Maßnahmen nach Artikel 2 Absatz 1 und Artikel 8 
Absatz 1 getätigten Ausgaben kommen unter Be- 
achtung der in diesem Artikel vorgesehenen Min- 
destbeträge für eine Finanzierung durch den EAGFL, 
Abteilung Ausrichtung, in Betracht. 

Der Rat kann auf Vorschlag der Kommission nach 
dem Abstimmungsverfahren des Artikels 43 Ab- 
satz 2 des Vertrags beschließen, daß die von den 
Mitgliedstaaten in Anwendung von Artikel 3 Buch- 
stabe b im Rahmen der Maßnahmen nach Artikel 2 
Absatz 1 getätigten Ausgaben erstattungsfähig sind. 

2. Die von den Mitgliedstaaten beschlossenen Maß- 
nahmen können für eine finanzielle Beteiligung der 
Gemeinschaft nur in Betracht kommen, wenn die sie 
einführenden Rechtsvorschriften mit den Entwürfen, 
die vor Ihrer Annahme Gegenstand einer befürwor- 
tenden Entscheidung gemäß Artikel 13 gewesen 
sind, übereinstimmen. 

Die von den Mitgliedstaaten vor dem Wirksam- 
werden dieser Richtlinie beschlossenen Maßnahmen 
können für eine finanzielle Beteiligung der Gemein- 
schaft nur in Betracht kommen, wenn die sie betref- 
fenden Rechtsvorschriften Gegenstand einer befür- 
wortenden Entscheidung gemäß Artikel 13 gewesen 
sind. 

3. Der EAGFL, Abteilung Ausrichtung, vergütet 
den Mitgliedstaaten 50 Vo der erstattungsfähigen 
Ausgaben. 

Artikel 15 

1. Die Anträge auf Rückvergütung beziehen sich 
auf die von den Mitgliedstaaten im Laufe des Kalen- 
derjahres getätigten Ausgaben und sind der Kom- 
mission bis zum 30. Juni des darauffolgenden Jahres 
einzureichen, 

2. Über die Beteiligung des Fonds wird gemäß 
Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 729/ 
70 des Rates entschieden. 

Artikel 16 

1. Unbeschadet des Artikels 8 der Verordnung 
(EWG) Nr, . . ./70 treffen die Mitgliedstaaten in 
Übereinstimmung mit den nationalen Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften die erforderlichen Maßnah- 
men, um bereits gezahlte Beträge bei Nichteinhal- 
tung der in Artikel 2 Absatz 2 bezeichneten Ver- 
pflichtungen zurückzufordern. Sie teilen der Kom- 
mission die getroffenen Maßnahmen mit und berich- 
ten ihr regelmäßig insbesondere über den Stand der 
diesbezüglichen Verwaltungs- und Gerichtsverfah- 
ren. 


2. Die zurückgeforderten Beträge fließen den Zahl- 
stellen zu und werden von diesen von den vom 
Fonds finanzierten Ausgaben entsprechend dem An- 
teil der gemeinschaftlichen Finanzierung in Abzug 
gebracht. 

3. Die finanziellen Folgen einer erfolglosen Rück- 
forderung der gezahlten Beträge werden von der 
Gemeinschaft und von den Mitgliedstaaten entspre- 
chend ihrem Anteil an der Finanzierung getragen. 

Artikel 17 

Die Durchführungsbestimmngen zu Artikel 14 Ab- 
satz 3 und Artikel 16 werden nach dem Verfahren 
des Artikels 7 Absatz 2 der Verordnung (EWG) 
Nr. 729/70 erlassen. 

Artikel 18 

Diese Richtlinie läßt die Möglichkeit der Mitglied- 
staaten zur Gewährung zusätzlicher Beihilfen im Be- 
reich dieser Richtlinie, deren Bedingungen und Mo- 
dalitäten von denen dieser Richtlinie abweichen und 
deren Flöhe die vorgesehenen Flöchstbeträge über- 
schreitet, unberührt, sofern diese Beihilfen in Über- 
einstimmung mit den Artikeln 92 bis 94 des Ver- 
trages gewährt werden. 

Artikel 19 

Vor dem 1. August eines jeden Jahres werden die 
in Kraft befindlichen gemeinschaftlichen und einzel- 
staatlichen Maßnahmen, die sich auf diese Richtlinie 
beziehen, im Rahmen eines Jahresberichtes geprüft, 
den die Kommission dem Europäischen Parlament 
und dem Rat vorlegt und für den die Mitglied- 
staaten der Kommission alle erforderlichen Angaben 
übermitteln. 

Der Rat beurteilt die Ergebnisse dieser Maßnah- 
men unter Berücksichtigung des Tempos der für die 
Verwirklichung der Ziele der gemeinsamen Agrar- 
politik notwendigen strukturellen Entwicklung der 
Auswirkungen auf eine harmonische Entwicklung 
der Regionen der Gemeinschaft sowie der finanziel- 
len Auswirkungen der in Frage stehenden Maß- 
nahmen. 

Der Rat erläßt gegebenenfalls nach dem Verfahren 
des Artikels 43 des Vertrags entsprechende Bestim- 
mungen. 

Artikel 20 

Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen 
Maßnahmen in Kraft, um den Bestimmungen dieser 
Richtlinie binnen zwölf Monaten nach ihrem Wirk- 
samwerden nachzukommen. 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 

Geschehen zu Brüssel, am . . . 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


Die endgültige Integration der Landwirtschaft in die 
Gesamtwirtschaft und ihre Einordnung in die 
moderne Gesellschaft setzen tiefgreifende Verän- 
derungen in diesem Sektor voraus. 

Insbesondere läßt sich eine merkliche Verbesserung 
der Einkommens- und Lebensbedingungen ohne 
rasche quantitative und qualitative Anpassung der 
landwirtschaftlichen Bevölkerung und ohne spür- 
bare Änderungen der Produktionsstruktur, nament- 
lich durch eine Aufstockung der Betriebe, nicht er- 
zielen. 

Die in der Vergangenheit festgestellte anhaltende 
und starke Verringerung der landwirtschaftlichen 
Bevölkerung hat diese Verbesserung nicht ermög- 
licht. Genausowenig hat diese Verringerung der 
landwirtschaftlichen Bevölkerung, die häufig For- 
men einer echten Landflucht annahm und die wirt- 
schaftlichen Chancen ganzer Gebiete verringerte 
oder sogar in Frage stellte, ohne den aus der Land- 
wirtschaft ausscheidenden Personen die erhoffte 
Besserung ihrer Lage zu bringen, die Möglichkeit zu 
einer Umstrukturierung der Betriebe der in ihrem 
Beruf bleibenden Landwirte geboten. Ganz im 
Gegenteil: da sie zum überwiegenden Teil die 
jungen und dynamischen Kräfte der Landwirtschaft 
betraf, ist sie im Begriff, die Chancen einer solchen 
Neustrukturierung zu verbauen. 

Es muß alles getan werden, um diese Entwicklung 
in den Griff zu bekommen. Verschiedene Mitglied- 
staaten haben bereits Maßnahmen zur Förderung 
der vorzeitigen Aufgabe der landwirtschaftlichen 
Erwerbstätigkeit getroffen, um auf diese Weise eine 
Verringerung oder Verjüngung der landwirtschaft- 
lichen Erwerbsbevölkerung in die Wege zu leiten 
oder Land für Betriebsaufstockungen freizusetzen. 
Seltener und in unterschiedlichem Ausmaße waren 
alle diese Gründe gleichzeitig maßgebend. 

Die unbestrittene und dringende Notwendigkeit, die 
Anpassung der landwirtschaftlichen Erwerbsbevöl- 
kerung zu erleichtern und eine rasche Neustruktu- 
rierung der Betriebe zu ermöglichen, erfordert eine 
energische Gesamtaktion auf der Grundlage der 
freien Initiative der Beteiligten. 

Die gewählte Methode besteht darin, den Land- 
wirten eine echte Wahl hinsichtlich der Fortsetzung 
ihrer Berufstätigkeit zu bieten, bevor sie durch 
äußere Umstände zur Abwanderung gedrängt wer- 
den. Diejenigen unter ihnen, die sich für die Ein- 
stellung der landwirtschaftlichen Erwerbstätigkeit 
entscheiden und bereit sind, die auf diese Weise 
freiwerdenden Flächen für Zwecke der Neustruk- 
turierung der Landwirtschaft zur Verfügung zu 
stellen, müssen die Möglichkeit erhalten, einen zu- 
mindest gleichwertigen Lebensstandard wiederzu- 
finden. 


Die vielen betagten Landwirte verfügen häufig nur 
über unzureichend große Betriebe und haben häufig 
keine potentiellen Nachfolger; in der Regel sind sie 
aber auf Grund ihres fortgeschrittenen Alters nicht 
mehr in der Lage, ihren Beruf zu wechseln, so daß 
ihnen als Ausgleich für ihren Beitrag zur Struktur- 
verbesserung ein Einkommensausgleich in Form 
einer Leibrente geboten werden muß. 

Diese Leibrente hat folglich nichts mit einer Lei- 
stung der sozialen Sicherheit gemein; ihr Ziel recht- 
fertigt es indessen, daß von dem Zeitpunkt an, wo 
der Begünstigte eine gesetzliche Altersrente be- 
zieht, diese vom Betrag der Leibrente in Abzug ge- 
bracht wird. 

Die auf Grund ihres Alters noch zu einem Berufs- 
wechsel fähigen Landwirte wünschen dagegen 
diesen Einkommensausgleich in einem neuen Beruf 
zu finden. Die Einstellung der landwirtschaftlichen 
Erwerbstätigkeit wird ihnen durch die Gewährung 
einer Beihilfe im Verhältnis zu den landwirtschaft- 
lichen Flächen erleichtert, die sie für die landwirt- 
schaftliche Neustrukturierung zur Verfügung stel- 
len. Durch die Reform des Europäischen Sozialfonds, 
durch eine wirksame Regionalpolitik und durch eine 
gemeinsame Planung der Industrieentwicklung kann 
noch wirksamer zum Zustandekommen dieses Be- 
rufswechsels beigetragen werden. 

Gleichzeitig ist es wichtig, daß die Mitgliedstaaten 
für ihre Angehörigen, die zur Gesundung eines 
wichtigen Zweigs der Wirtschaft beizutragen bereit 
sind, Bestimmungen treffen, damit ihnen ihre 
früheren Garantien bezüglich der sozialen Sicherheit 
erhalten bleiben. 

Die durch die Einstellung der Erwerbstätigkeit frei- 
gesetzten Flächen können entweder einer nichtland- 
wirtschaftlichen Verwendung zugeführt werden, 
womit sich der Druck auf den Märkten nachhaltig 
verringern läßt, oder aber für die Aufstockung sich 
modernisierender Betriebe und insbesondere solcher 
Betriebe verwendet werden, die auf nicht über- 
schüssige Produktionen ausgerichtet sind. 

Ein umfangreiches Verkaufsangebot für freigesetzte 
landwirtschaftliche Flächen hätte nachteilige Wir- 
kungen für den Grundstücksmarkt; die aufstockungs- 
gewillten landwirtschaftlichen Betriebe müßten auf 
Kosten anderer Investitionen beträchtliche Kapital- 
beträge im Grundstückserwerb binden. Um dies zu 
vermeiden, werden den selbstbewirtschaftenden 
Grundeigentümern, die in den Genuß der Abgangs- 
maßnahmen kommen, finanzielle Anreize geboten, 
damit sie ihr Land langfristig verpachten. Sie 
können auf diese Weise über ein für die Aufnahme 
einer anderen Erwerbstätigkeit häufig unerläß- 
liches Kapital verfügen, ohne ihre Ländereien ver- 
äußern zu müssen. 
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Desgleichen sind finanzielle Vorteile für die übri- 
gen Grundeigentümer vorgesehen, die die Maßnah- 
men im Zusammenhang mit der Aufgabe der land- 
wirtschaftlichen Erwerbstätigkeit nicht in Anspruch 
genommen haben, aber bereit sind, ihr Land lang- 
fristig im Hinblick auf eine Verwendung im Sinne 
der Reform der Landwirtschaft zu verpachten. 

Mit dieser Gesamtaktion wird es durch das Zusam- 
menwirken der verschiedenen Maßnahmen möglich, 
rasch die aufgestellten Ziele zu erreichen und auf 
diese Weise die erforderlichen Voraussetzungen für 
die Modernisierung der Agrarstruktur zu schaffen. 


21 



Drucksache VI/788 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperi(^e_ 


Anhang 


Schätzung der für den EAGFL in Betracht kommenden Ausgaben für den 

Vorschlag der Richtlinie Nr. . . ./70 vom des Rates zur 

Förderung der Einstellung der landwirtschaftlichen Erwerbstätigkeit und 
zur Verwendung der landwirtschaftlich genutzten Fläche für Zwecke der 

Agrarstrukturverbesserung 


A. Ausgaben auf Grund des Artikels 2 Absatz 1 
Buchstabe a 

Die Mitgliedstaaten gewähren eine Einkommensaus- ^ 
gleichsrente an landwirtschaftliche Betriebsinhaber, 
die das 55. Lebensjahr vollendet haben und die 
landwirtschaftliche Erwerbstätigkeit einstellen. 

Beiechnungshypothesen 

— die Einkommensausgleichsrente beträgt 1 000 RE 
jährlich für Verheiratete, oder für solche, die 
wenigstens eine Person zu unterhalten haben; 

— die Einkommensausgleichsrente beträgt -Ai des i 
vorstehend genannten Betrages, d. h. 666 RE ; 
jährlich für Unverheiratete oder Personen ohne ' 
Unterhaltspflicht; 

— verheiratete Betriebsinhaber, oder für solche, 
die wenigstens eine Person zu unterhalten 
haben, machen 75 ®/o aller Abgänger aus; 


— um den einzelstaatlichen, ab 65 Jahren ge- 
währten Altersrenten Rechnung zu tragen, 
wird für die Berechnungen die Einkommens- 
ausgleichsrente: 

— in Höhe von 330 RE jährlich für Ver- 
heiratete, 

— in Höhe von 228 RE jährlich für Allein- 
stehende, Verwitwete oder Geschiedene 
angesetzt; 

— es wird angenommen, daß die Abgänge je- 
weils am 30. Juni eines Jahres erfolgen; da- 
her ist für das Abgangsjahr eines Betriebs- 
inhabers nur die halbe jährliche Einkommens- 
ausgleichsrente einzusetzen; 

— die jährlichen Gesamtkosten werden um 15 ®/o 
erhöht, um den in Artikel 2 Absatz 1 Buch- 
stabe d genannten Begünstigten Rechnung zu 
tragen. 


Kostenberechnung 


Jahr 

Begünstigte Betriebsinhaber 
über 65 Jahre 

Begünstigte Betriebsinhaber 
unter 65 Jahren 

Gesamt- 

Zu Lasten 
{ des EAGFL 
Abteilung 
Ausrichtung 
(Millionen 
RE) 

Anzahl 

Anzahl 

aufge- 

rechnet 

Jährliche 
Kosten 
(Millionen 
HE) 1 

Anzahl 

Anzahl 
aufge- ^ 
rechnet i 

i [ 

Jährliche ' 
Kosten 
(Millionen 
RE) ! 

ausgaben 

(Millionen 

RE) 

1971 

60 000 

60 000 

5 

20 000 

20 000 

5 

10 

i 5 

1972 

220 000 

j 

280 000 

60 

80 000 

100 000 

63 

123 

61 

1973 

220 000 

500 000 

137 1 

80 000 

180 000 

147 

284 

142 

1974 

160 000 

660 000 

203 i 

HO 000 

290 000 

247 

1 450 

225 

1975 

120 000 

780 000 

252 

110 000 

400 000 

363 

615 

1 

308 


B. Ausgaben auf Grund des Artikels 2 Absatz 1 
Buchstabe b 

Die Mitgliedstaaten gewähren eine Strukturverbes- 
serungsprämie in Höhe des mindestens achtfachen 
Pachtwertes der freigesetzten landwirtschaftlichen 


b Schätzung für die fünf ersten Jahre 


Nutzfläche an Betriebsinhaber unter 55 Jahren, die 
die landwirtschaftliche Tätigkeit einstellen. 

Beiechnungshypothesen 

— Der Pachtwert der freigesetzten Fläche wird auf 
durchschnittlich 30 RE je ha und Jahr geschätzt; 

— jeder abgehende Betriebsinhaber setzt 7 ha frei. 
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Kostenberechnung 

Die Strukturverbesserungsprämie je abgehendem 
Betriebsinhaber unter 55 Jahren kostet: 

8 X 7 ha X 30 RE = 1 680 RE; infolgedessen: 


Jahr 

Abgehende 
Betriebs- 
inhaber unter 
55 Jahren 

Gesamt- 
ausgaben 
(Millionen , 
RE) 

Zu Lasten 
des EAGFL, 
Abteilung 
Ausrichtung 
(Millionen 
RE) 

1971 

10 000 

! 

17 

8 

1972 

40 000 

67 

34 

1973 

50 000 

84 

j 

42 ' 

1974 

60 000 

101 

50 

1975 

60 000 

101 

51 


C. Ausgaben auf Grund des Artikels 2 Absatz 1 
Buchstabe c 

Die Mitgliedstaaten gewähren eine Zinsvergütung 
von höchstens 6 ^'/o der kapitalisierten Pacht der 
ersten neun Jahre an Eigentümer landwirtschaft- 
lich genutzter Flächen, die die Einkommensaus- 
gleichsrente oder die Strukturverbesserungsprämie 
erhalten haben und ihr Land auf mindestens 
18 Jahre verpachten. 

Berechnungshypothesen 

— 72 ®/o des freigesetzten Landes stehen unter 
Eigenbewirtschaftung; 

— 80 ^/o des freigesetzten Landes kommen für die 
genannten Maßnahmen in Frage (bei '20 *Vo des 
freigesetzten Landes wird unterstellt, daß es 
nicht mehr landwirtschaftlicher Nutzung unter- 
liegt); 

— 85 dieses Landes werden tatsächlich langfristig 
verpachtet; 

— der durchschnittliche Pachtwert des langfristig 
verpachteten Landes beträgt 32,4 RE je ha. 


Kostenberechnung 


Die Zinsvergütung von 6^/o wird jährlich nach dem ' 
nodi verbleibenden Restbetrag der kapitalisierten | 
Pacht berechnet, den das Finanzierungsinstitut, das 
dem Eigentümer das Darlehen gewährt hat, bis zum 
Ende der neun Jahre erhebt. 

Die Mitgliedstaaten müssen also für jeden Abgänger 
zahlen: 

6 Vo von 

[(72 X 7 ha X 80 Vo X 85 Vo X 32,4 RE) X 9] 

im ersten Jahr, 


6 ^/() von 


[(72 Vo X 7 ha X 80 Vo X 85 Vo X 32,4 RE) X 8] ! 


infolgedessen: 


im zweiten Jahr, usw.; 


Jahr 

Gesamtausgaben 
(Millionen RE) 

Zu Lasten des 
EAGFL, Abteilung 
Ausrichtung 
(Millionen RE) 

1971 

5 

3 

1972 

25 

13 

1973 

43 

i 21 

1974 ! 

58 

29 

1975 

68 

1 34 


D. Ausgaben auf Grund des Artikels 8 Absatz 1 

Die Mitgliedstaaten gewähren für die Dauer des 
langfristigen Pachtvertrages eine Beihilfe in Höhe 
von mindestens 15 ^/o des Pachtbetrages an Eigen- 
tümer, die weder die Einkommensausgleichsrente 
noch die Strukturverbesserungsprämie erhalten. 

Berechnungshypothesen 

— Die gleichen Hypothesen wie in Abschnitt C, 
nur wird angenommen, daß 28 o des freigesetz- 
ten Landes unter Pachtbewirtschaftung stehen. 

Kostenberechnung 

Die Mitgliedstaaten zahlen jährlich für jeden Ab- 
gänger: 


28 «/o X 7 
= 6,48 RE 

ha X 80 Vo X 
infolgedessen 

85 ’Vo X 15 

“/o X 32,4 RE 

Jahr 

Abgehende 

Betriebs- 

inhaber, 

aufgerechnet 

Gesamt- 

ausgaben 

(Millionen 

RE) 

Zu Lasten 
des EAGFL, 
Abteilung 
Ausrichtung 
(Millionen 
RE) 

1971 1 

90 000 ' 

1 

1 

1972 : 

430 000 

3 

1 

1973 

780 000 

5 

2 

1974 

1 110 000 

1 

7 

4 

1975 1 

1 400 000 

9 

5 1 


E. Zusammenfassung aller sich aus der Richtlinie 
ergebenden Ausgaben 


Jahr 

i Gesamtausgaben 
i (Millionen RE) 

i 

1 Zu Lasten des 
EAGFL, Abteilung 
Ausrichtung 
(Millionen RE) 

1971 

! 1 

i 33 1 

1 

17 

1972 

1 218 

109 

1973 

^ 416 

208 

1974 

' 616 1 

308 

1975 

i 793 1 

396 
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Teil III 


Vorschlag einer Richtlinie des Rates 
betreffend die sozio-ökonomische Information und berufliche 
Qualifikation der in der Landwirtschaft tätigen Personen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Mit dem Funktionieren und der Entwicklung des 
Gemeinsamen Marktes für landwirtschaftliche Er- 
zeugnisse muß die Gestaltung einer gemeinsamen 
Agrarpolitik Hand in Hand gehen, deren in Arti- 
kel 39 Absatz 1 Buchstaben a und b des Vertrages 
genannten Ziele nicht ohne eine grundlegende Re- 
form der Agrarstruktur erreicht werden können. 

Diese Strukturreform ist ein wesentlicher Be- 
standteil der künftigen Entwicklung der gemeinsa- 
men Agrarpolitik, die sich daher auf eine gemein- 
schaftliche Konzeption und gemeinschaftliche Krite- 
rien stützen muß. 

Die Unterschiede in den Ursachen, in der Art und 
in der Schwere der Strukturprobleme machen ge- 
bietlich differenzierte Lösungen erforderlich, die 
zeitlich angepaßt werden können und zur gesamt- 
wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung des be- 
treffenden Gebietes beitragen müssen. Die beste 
Wirkung läßt sich erzielen, wenn die Mitgliedstaa- 
ten auf der Grundlage einer gemeinschaftlichen 
Konzeption und gemeinschaftlicher Kriterien die ge- 
meinsame Aktion durch ihre eigenen gesetzgebe- 
rischen und administrativen Mittel selbst durchfüh- 
ren und unter den von der Gemeinschaft festgesetz- 
ten Bedingungen selbst bestimmen, in welchem 
Maße diese Aktion in bestimmten Gebieten ver- 
stärkt oder auf gewisse Gebiete konzentriert wer- 
den muß. 

Die Reform der Agrarstruktur ist nur möglich, 
wenn eine große Zahl landwirtschaftlicher Erwerbs- 
tätiger die Ausrichtung ihrer Tätigkeit grundlegend 
ändert. 

Die mit jeder Neuausrichtung der Erwerbstätig- 
keit innerhalb der Landwirtschaft oder mit jedem 
Wechsel in andere Erwerbszweige verbundene 
Wahl muß an Hand einer Kenntnis der bestehenden 
Möglichkeiten und der Folgen der Wahl getroffen 
werden. 


In zahlreichen Gebieten der Gemeinschaft ist 
diese Wahl gegenwärtig dadurch erschwert, daß 
auf Ebene der einzelnen bäuerlichen Familien 
die sozio-ökonomischen Information der landwirt- 
schaftlichen Bevölkerung entweder gänzlich fehlt 
oder noch nicht genügend entwickelt ist und daß das 
hierfür erforderliche Personal fehlt. 

Die Entwicklung und die Spezialisierung der 
Landwirtschaft erfordern eine beträchtliche An- 
hebung des Standes der allgemeinen, technischen 
und wirtschaftlichen Ausbildung der landwirtschaft- 
lichen Erwerbsbevölkerung, insbesondere im Falle 
einer durch den technischen Fortschritt und die 
Markterfordernisse unerläßlich gewordenen Neu- 
ausrichtung der Betriebsführung, Erzeugung und 
Vermarktung. 

Die ungenügende Zahl der Anstalten für Berufs- 
ausbildung und Berufsumschulung behindert in zahl- 
reichen Gebieten die Bemühungen, die Inhaber land- 
wirtschaftlicher Betriebe zu echten Leitern moderner 
Unternehmen zu machen und allgemein eine beruf- 
liche Weiterbildung der Betriebsinhaber, Lohnar- 
beitskräfte und mitarbeitenden Familienangehörigen 
sicherzustellen. 

Um den Bedürfnissen einer in der Entwicklung 
befindlichen Landwirtschaft zu genügen, müssen 
die Anstalten für Berufsausbildung und Berufsum- 
schulung ihre Programme sowie den Stand und 
die Art der Ausbildung des Lehrkörpers nach vom 
Staat bestimmten Mindestkriterien festlegen und 
anpassen. 

Der Gesamtheit der geplanten Maßnahmen 
kommt eine gemeinschaftliche Bedeutung zu. Zweck 
dieser Maßnahmen ist es, die Ziele des Artikels 39 
Buchstabe a des Vertrages einschließlich der für das 
ordnungsgemäße Funktionieren des Gemeinsamen 
Marktes erforderlichen Strukturänderungen zu ver- 
wirklichen. Sie stellen daher eine gemeinsame 
Maßnahme im Sinne von Artikel 6 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 729/70 des Rates über die Finan- 
zierung der gemeinsamen Agrarpolitik dar^). 

Da die Gemeinschaft zur Finanzierung dieser ge- 
meinsamen Maßnahmen beiträgt, muß sie sich ver- 
gewissern können, daß die von den Mitgliedstaaten 
hierzu erlassenen Durchführungsbestimmungen zur 
Verwirklichung derer Ziele beitragen. Zu diesem 
Zweck ist ein Verfahren vorzusehen, durch das im 
Rahmen des durch Artikel 1 der Ratsentscheidung 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 28. April 1970, S. 13 
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vom 4. Dezember 1962 über die Koordinierung der i 
Agrarstrukturpolitik -) eingesetzten Ständigen 
Agrarstrukturausschusses eine enge Zusammenar- 
beit zwischen den Mitgliedstaaten und der Kom- 
mission eingeführt wird und das die in den Arti- 
keln 11 bis 15 der Verordnung (EWG) Nr. 729^70 
vorgesehene Anhörung des Ausschusses die EAGFL 
zu den finanziellen Aspekten sowie gegebenenfalls 
des Ständigen Ausschusses für regionale Entwick- 
lung zu den regionalen Aspekten umfaßt^). 

Es empfiehlt sich, daß das Europäische Parla- 
ment und der Rat jährlich anhand eines von der 
Kommission vorgelegten Berichts die Ergebnisse 
der durchgeführten gemeinschaftlichen und einzel- 
staatlichen Maßnahmen im Hinblick auf eine 
etwaige Ergänzung oder Anpassung der geschaf- 
fenen Regelung prüfen können — 


HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

TITEL I 

Sozio-Ökonomische Information 

Artikel 1 

1 . Um den in der Landwirtschaft tätigen Personen 

eine Entscheidung über ihre berufliche Zukunft und 
diejenige ihrer Kinder zu ermöglichen, führen die 
Mitgliedstaaten eine Regelung ein, mit der die 
sozio-ökonomische Information der Betriebsinhaber, 
der landwirtschaftlichen Lohnarbeitskräfte und der 
mitarbeitenden Familienangehörigen verbessert 

werden soll. 

2. Die Anwendung der in Absatz 1 vorgesehenen 
Regelung kann auf bestimmte Gebiete begrenzt 
oder gebietlich differenziert werden. 

Der Rat bestimmt nach dem Verfahren des Arti- 
kels 43 des Vertrages die Bedingungen, die die ! 
Mitgliedstaaten bei der Anwendung dieser Bestim- | 
mungen, insbesondere wenn sie die Anwendung | 

auf bestimmte Gebiete zu konzentrieren wünschen, ' 
befolgen. | 

A r t i k e 1 2 | 

1. Die in Artikel 1 vorgesehene Regelung um- ' 
faßt: 

i 

a) die Errichtung, den Ausbau und den Betrieb 
öffentlicher oder von den Mitgliedstaaten an- 
erkannter privater Stellen für die sozio-ökono- i 
mische Information oder die Errichtung und den ' 
Ausbau von Sonderabteilungen für die sozio- 


ökonomische Information innerhalb bereits be- 
stehender Stellen, 

b) die Errichtung, den Ausbau und den Betrieb 
öffentlicher oder von den Mitgliedstaaten aner- 
kannter privater Anstalten für die Ausbildung 
und Fortbildung sozio-ökonomischer Berater 
bzw. die Errichtung und den Ausbau solcher 
Fachabteilungen innerhalb bereits bestehender 
Anstalten. 

2. Für die Verwirklichung der in Absatz 1 ge- 
nannten Maßnahmen erlassen die Mitgliedstaaten 
alle notwendige Vorschriften einschließlich der Ein- 
I richtung eines Beihilfesystems für die private 

a) Errichtung, Ausbau und Betrieb der unter Ab- 
satz 1 Buchstabe a vorgesehenen sozio-ökono- 
mischen Informationsstellen, 

b) Errichtung, Ausbau und Betrieb der unter Ab- 
satz 1 Buchstabe b vorgesehenen Anstalten so- 
wie 

c) die Gewährung von Prämien für den Besuch der 
Anstalten für die Ausbildung und Weiterbildung 
sozio-ökonomischer Berater. 

Artikel 3 

Die in Artikel 2 erster Absatz Buchstabe a be- 
zeichneten Stellen oder Sonderabteilungen gewähr- 
leisten die sozio-ökonomische Information mit fol- 
gender ausdrücklicher Zielsetzung: 

— Untersuchung und Beurteilung von Einzelfällen, 
bei denen infolge der Entwicklung der sozio- 
ökonomischen Bedingungen eine strukturelle 
Anpassung in der Landwirtschaft notwendig ist; 

— Zusammenstellung aller zu berücksichtigenden 
technischen, wirtschaftlichen, rechtlichen, so- 
zialen und menschlichen Faktoren; 

j — Unterrichtung und Beratung aller Interessenten 
I im Hinblick auf: 

a) eine Fortsetzung der landwirtschaftlichen Er- 
werbstätigkeit, wobei jedoch die bisherige 
Tätigkeitsausrichtung grundlegend zu ändern 
ist; diese Änderung kann bestehen in einer 
Neuausrichtung der Produktion, in einer 
Reorganisation der Struktur des landwirt- 
schaftlichen Unternehmens, in einem Betriebs- 
wechsel oder in einem Beschäftigungswechsel: 

b) eine Abwanderung in andere Erwerbszweige; 

c) eine endgültige Einstellung der Erwerbstä- 
tigkeit; 

eine Verweisung an die zuständigen Stellen 
entsprechend den geplanten oder getroffenen 
Entscheidungen. 


“) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 136 A r t i R e i 4 

vom 17. Dezember 1962, S. 2892/62 . u -u 

Siehe Vorschlag einer Entscheidung des Rates vom Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe a ezeich- 

15. Oktober 1969, Amtsblatt der Europäischen Gemein- : neten Anstalten und Fachabteilungen besorgen die 
schäften Nr. C 152 vom 28. November 1969 ' Ausbildung und Fortbildung sozio-ökonomischer 
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Berater, indem sie Personen, die bereits eine Grund- 
ausbildung — in der Regel eine Hochschulausbil- 
dung — erhalten haben, folgendes vermitteln: 

— eine ausreichende Kenntnis der landwirtschaft- 
lichen, wirtschaftlichen und strukturellen Pro- 
bleme des Gebietes, in dem sie ihre Tätigkeit 
ausüben; 

— ausreichende Fachkenntnisse in Agrarwirtschaft, 
in landwirtschaftlicher Betriebswirtschaft und, 
speziell für Beraterinnen, in Hauswirtschaft; 

— eine ausreichende Kenntnis der psychologischen 
und soziologischen Faktoren, welche die Ent- 
scheidung und die Anpassungsfähigkeit der Be- 
troffenen beeinflussen; 

— eine ausreichende Kenntnis der rechtlichen und 
sozialen Möglichkeiten, um in geeigneter Form 
konkrete Vorschläge zur Lösung der Probleme 
unterbreiten zu können, die die Anpassung der , 
Unternehmen oder die Änderung des Berufs der 
Betroffenen und ihrer Familienangehörigen so- 
wie der Zukunftsprobleme ihrer Kinder auf- ! 
werfen. 


TITEL II 

Berufliche Qualifikation 

A r t i k e 1 5 

1. Um die in der Landwirtschaft tätigen Personen, 
die das schulpflichtige Alter überschritten haben, in 
die Lage zu versetzen, innerhalb ihres landwirt- 
schaftlichen Berufs ihre beruflichen Kenntnisse zu 
verbessern oder neue berufliche Kenntnisse zu er- 
werben, führen die Mitgliedstaaten eine Förderungs- 
regelung zur beruflichen Weiterbildung und beruf- 
lichen Anpassung der Betriebsinhaber, der landwirt- 
schaftlichen Lohnarbeitskräfte und der mitarbeiten- 
den Familienangehörigen ein. 

2. Die Anwendung der in Absatz 1 vorgesehenen 
Regelung kann auf bestimmte Gebiete begrenzt oder 
gebietlich differenziert werden. 

Der Rat bestimmt nach dem Verfahren des Artikels 
43 des Vertrages die Bedingungen, die die Mitglied- 
staaten bei der Anwendung dieser Bestimmungen, 
insbesondere wenn sie die Anwendung auf be- 
stimmte Gebiete zu konzentrieren wünschen, be- 
folgen. 

Artikel 6 

1. Die in Artikel 5 vorgesehene Förderungsrege- 
lung betrifft Maßnahmen, durch die den in der 
Landwirtschaft tätigen Personen eine ergänzende 
allgemeine, technische und wirtschaftliche Ausbil- 
dung vermittelt werden soll. 

Träger dieser Maßnahmen sind öffentliche oder von 
den Mitgliedstaaten anerkannte private Anstalten ; 
für Berufsausbildung und Berufsfortbildung. 


2. Die Mindestbedingungen, denen die Berufsaus- 
bildungsanstalten genügen müssen, um von den Mit- 
gliedstaaten anerkannt zu werden, werden von den 
Mitgliedstaaten festgelegt, die insbesondere be- 
stimmen: 

a) die Mindestprogramme für die Berufsfortbildung, 
insbesondere den Anteil der allgemeinen, der 
technischen und der wirtschaftlichen Ausbildung; 

b) die Mindest- und Höchstdauer der Berufsfort- 
bildungslehrgänge entsprechend der Art dieser 
Lehrgänge; 

c) die Führung der Anstalten sowohl unter dem 
qualitativen Gesichtspunkt der Schulung, insbe- 
sondere in bezug auf die Größe und den Aus- 
bildungsstand des Lehrkörpers, als auch unter 
quantitativen und finanziellen Gesichtspunkten. 

3. Für die Verwirklichung der in Absatz 1 genan- 
ten Maßnahmen erlassen die Mitgliedstaaten alle 
notwendigen Vorschriften einschließlich der Einrich- 
tung eines Beihilfesystems 

— für die private Errichtung, Ausbau und Betrieb 
der Anstalten für Berufsausbildung und Fort- 
bildung-, 

— für die Gewährung von Prämien für den Besuch 
dieser Anstalten. 


TITEL III 

Finanz- und allgemeine Bestimmungen 

Artikel 7 

Die Gesamtheit der in dieser Richtlinie vorge- 
sehenen Maßnahmen stellt eine gemeinsame Maß- 
nahme im Sinne von Artikel 6 Absatz 1 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 729/70 des Rates über die Finanzie- 
rung der gemeinsamen Agrarpolitik dar. 

Artikel 8 

1. Die voraussichtlichen Gesamtkosten für die ge- 
meinsame Maßnahme zu Lasten des EAGFL betra- 
gen 144 Millionen Rechnungseinheiten für die ersten 
fünf Jahre. 

2. Die voraussichtliche Dauer der Abwicklung der 
in Absatz 3 genannten Maßnahme beträgt zehn 
Jahre. 

Artikel 9 

1. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission fol- 
gendes mit: 

— die Entwürfe der Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften zur Durchführung dieser Richtlinie, 

— die vor Wirksamwerden dieser Richtlinie erlas- 
senen Vorschriften, die die Durchführung dieser 
Richtlinie ermöglichen. 
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2. Bei der Übermittlung der geplanten bzw. bereits I 
in Kraft befindlichen Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften im Sinne von Absatz 1 erläutern die Mit- 
gliedstaaten die Zusammenhänge, die auf regionaler 
Ebene zwischen der betreffenden Maßnahme und 
den wirtschaftlichen und agrarstrukturellen Verhält- 
nissen bestehen, sowie die von der Maßnahme er- ' 
hofften Wirkungen im Rahmen der für jedes Gebiet 
beschlossenen gesamten agrarstrukturellen Maßnah- 
men und im Hinblick auf die sozio-ökonomische 
Situation eines jeden Gebietes. 

3. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission die 
in Absatz 1 erster Gedankenstrich genannten Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften alsbald nach ihrer Ver- 
abschiedung mit. 


Artikel 10 

1 . Bei allen gemäß Artikel 9 mitgeteilten geplanten 
oder bestehenden Vorschriften, die erstattungsfähige 
Ausgaben im Sinne von Artikel 11 mit sich bringen, 
prüft die Kommission, ob im Hinblick auf ihre Ver- 
einbarkeit mit den Bestimmungen dieser Richtlinie 
und unter Berücksichtigung der Ziele dieser Richt- 
linie die Bedingungen für eine finanzielle Beteili- 
gung der Gemeinschaft erfüllt sind. Binnen drei Mo- 
naten nach der Mitteilung unterbreitet der Vertreter 
der Kommission, nachdem der Fondsausschuß zu den 
finanziellen Aspekten gehört worden ist, dem Stän- 
digen Agrarstrukturausschuß einen Entwurf einer 
diesbezüglichen Entscheidung. Die Kommission kann 
zuvor den Ständigen Ausschuß für regionale Ent- 
wicklung zu den regionalen Aspekten anhören. 

2. Der Ständige Agrarstrukturausschuß nimmt zu 
diesem Entwurf innerhalb einer Frist, die der Vor- 
sitzende entsprechend der Dringlichkeit der zu prü- 
fenden Fragen bestimmen kann, Stellung. 

Die Stellungnahme kommt mit einer Mehrheit von 
zwölf Stimmen zustande. Die Stimmen der Mitglied- 
staaten werden nach Artikel 148 Absatz 2 des Ver- 
trages gewogen. Der Vorsitzende nimmt an der Ab- 
stimmung nicht teil. 

3. Die Kommission erläßt die Entscheidung. Ent- 
spricht diese jedoch nicht der Stellungnahme des 
Ausschusses, so wird sie dem Rat von der Kommis- 
sion alsbald mitgeteilt. In diesem Fall kann die Kom- 
mission die Anwendung ihrer Entscheidung bis zur 
Dauer von höchstens einem Monat nach dieser Mit- 
teilung aussetzen. Der Rat kann nach dem Abstim- 
mungsverfahren des Artikels 43 Absatz 2 des Ver- 
trages binnen einer Frist von einem Monat anders 
entscheiden. 


Artikel 11 

1. Die von den Mitgliedstaaten im Rahmen der 
Maßnahmen nach Artikel 2 Absatz 2 und Artikel 6 
Absatz 3 gemachten Ausgaben sind durch den 
EAGFL, Abteilung Ausrichtung, erstattungsfähig. 

Die erstattungsfähigen Ausgaben umfassen nicht die 
Ausgaben für den Grundstückserwerb. 


2. Der EAGFL, Abteilung Ausrichtung, vergütet 
den Mitgliedstaaten folgende Beträge: 

— 50 ^/o der im Rahmen der Maßnahmen nach 
Artikel 2 Absatz 2 Buchstaben a und b gemach- 
ten erstattungsfähigen Ausgaben bis zu einem 
Gesamtbetrag von 4 000 Rechnungseinheiten pro 
eingesetzten sozio-ökonomischen Berater; 

— 50 Vo der im Rahmen der Maßnahmen nach Ar- 
tikel 2 Absatz 2 Buchstaben b und c gemachten 
erstattungsfähigen Ausgaben bis zu einem Ge- 
samtbetrag von 4 000 Rechnungseinheiten pro 
ausgebildeten oder fortgebildeten Berater; 

— 50 'Vo der im Rahmen der Vorschriften des Ar- 
tikels 6 Absatz 3 gemachten erstattungsfähigen 
Ausgaben bis zu einem Gesamtbetrag von 2 000 
Rechnungseinheiten für jeden Landwirt, der 
einen vollständigen Lehrgang zur beruflichen 
Ausbildung oder Weiterbildung besucht hat. 

3. Die von den Mitgliedstaaten beschlossenen 
Maßnahmen können für eine finanzielle Beteiligung 
der Gemeinschaft nur in Betracht kommen, wenn die 
sie einführenden Rechtsvorschriften mit den Ent- 
würfen, die vor ihrer Annahme Gegenstand einer 
befürwortenden Entscheidung gemäß Artikel 10 ge- 
wesen sind, übereinstimmen. 

Die von den Mitgliedstaaten vor dem Wirksam- 
werden dieser Richtlinie beschlossenen Maßnahmen 
können für eine finanzielle Beteiligung der Gemein- 
schaft nur in Betracht kommen, wenn die sie be- 
treffenden Rechtsvorschriften Gegenstand einer be- 
fürwortenden Entscheidung gemäß Artikel 10 ge- 
wesen sind. 


Artikel 12 

1. Die Anträge auf Rückvergütung beziehen sich 
auf die von den Mitgliedstaaten im Laufe eines 
Kalenderjahres getätigten Ausgaben und sind der 
Kommission bis zum 30. Juni des darauffolgenden 
Jahres einzureichen. 

2. Uber die Beteiligung des Fonds wird gemäß Ar- 
tikel 7 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 
des Rates entschieden. 


Artikeln 

Die Durchführungsbestimmungen zu Artikel 1 1 
Absatz 2 werden nach dem Verfahren des Artikels 7 
Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 erlas- 
sen. 


Artikel 14 

Diese Richtlinie läßt die Möglichkeit der Mitglied- 
staaten zur Gewährung zusätzlicher Beihilfen im 
Bereich dieser Richtlinie, deren Bedingungen und 
Modalitäten von denen dieser Richtlinie abweichen, 
unberührt, sofern diese Beihilfen in Übereinstim- 
mung mit den Artikeln 92 bis 94 des Vertrages ge- 
währt werden. 
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Artikel lv5 

Vor dem ersten August eines jeden Jahres wer- 
den die in Kraft befindlichen gemeinschaftlichen und 
einzelstaatlichen Maßnahmen, die sich auf diese 
Richtlinie beziehen, im Rahmen eines Jahresberich- 
tes geprüft, den die Kommission dem Europäischen 
Parlament und dem Rat vorgelegt und für den die 
Mitgliedstaaten der Kommission alle erforderlichen 
Angaben übermitteln. 

Der Rat beurteilt die Ergebnisse dieser Maßnah- 
men unter Berücksichtigung des Tempos der für die 
Verwirklichung der Ziele der gemeinsamen Agrar- 
politik notwendigen strukturellen Entwicklung der 
Auswirkungen auf eine harmonische Entwicklung 
der Regionen der Gemeinschaft sowie der finan- 
ziellen Auswirkungen der in Frage stehenden Maß- 
nahmen. 


Der Rat erläßt gegebenenfalls nach dem Verfahren 
des Artikels 43 des Vertrages entsprechende Be- 
stimmungen. 

Artikel 16 

Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen Maß- 
nahmen in Kraft, um den Bestimmungen dieser 
Richtlinie binnen 12 Monaten nach ihrem Wirksam- 
werden nachzukommen. 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 

Geschehen zu Brüssel, am . . . 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


Die Durchführung der gemeinsamen Agrarpolitik 
verlangt von den in der Landwirtchalt beschäftigten ^ 
Personen neben einer großen Anpassungsfähigkeit | 
und Mobilität die Fähigkeit, erforderlichenfalls in- 
nerhalb der Landwirtschaft ihre Berufstätigkeit neu 
auszurichten oder ihre berufliche Qualifikation zu 
verbessern. i 

Im Rahmen einer langfristigen Aktion zur Verbes- | 
serung und Modernisierung der Agrarstruktur muß 
die Wahl, die jede Neuausrichtung der Tätigkeit j 
innerhalb der Landwirtschaft oder jeder Wechsel in 
andere Erwerbszweige mit sich bringt, an Hand 
einer genauen Kenntnis der bestehenden Möglich- ' 
keiten und deren Folgen dieser Wahl getroffen , 
werden. Dabei ist wichtig, daß die Wahl in freier | 
Entscheidung nach Maßgabe der Zielvorstellungen, | 
Fähigkeiten und Interessen der Landwirte getroffen ; 
wird. Es muß jedoch vermieden werden, daß das j 
Funktionieren der neugeschaffenen Strukturen 
durch die Abwanderung dynamischer Kräfte, die i 
sich nach entsprechender Umschulung rasch anpas- ! 
sen könnten, in Frage gestellt wird. | 

In erster Linie müssen die Betriebsinhaber, land- ^ 
wirtschaftlichen Lohnarbeitskräften und mitarbei- 
tenden Familienangehörigen daher vor jeder Ent- 
scheidung in geeigneter Weise über die sozialen 
und wirtschaftlichen Verhältnisse unterrichtet wer- 
den. Diese Informationsarbeit muß sowohl die Mög- i 
lichkeiten eines Ausscheidens aus der Landwirt- | 
Schaft als auch die Möglichkeiten einer Umstellung | 
innerhalb der Landwirtschaft aufzeigen. i 

In einigen Ländern der Gemeinschaft bestehen be- 
reits Beratungsdienste für solche Personen, die in- 
folge von Schwierigkeiten in der Landwirtschaft | 
einen Berufswechsel in Erwägung ziehen. In Anbe- i 
tracht der wertvollen Arbeit, die diese Stellen im ! 
Hinblick auf die Ziele der gemeinsamen Agrarpoli- 
tik leisten, wäre es nützlich, wenn in allen Mitglied- 
staaten derartige Stellen entstünden bzw. ausgebaut | 
würden. Da die Hauptschwierigkeit die Einstellung 
sorgfältig ausgebildeter Berater in ausreichender 
Zahl ist, muß gleichzeitig auch die Errichtung oder ' 
der Ausbau von Anstalten für die Aus- und Fort- 
bildung sozio-ökonomischer Berater gefördert wer- ’ 
den. ; 

Dem Landwirt, der in einen anderen Erwerbszweig 
überzuwechseln wünscht, bieten sich verschiedene 
Mittel der Berufsumschulung bei möglicher Beteili- 
gung des Europäischen Sozialfonds. Die Kommis- 
sion hat dem Rat eine Stellungnahme über die Re- 
form des Sozialfonds, die als Ziel vor allem eine 
Ausdehnung des Anwendungsbereichs anstrebt, 
vorgelegt. Sie würde es begrüßen, wenn die Re- 
form des Sozialfonds so rasch wie möglich erfolgte, 


um es der Gemeinschaft zu ermöglichen, den Pro- 
zeß der Berufsumschulung wirksamer zu fördern. 
Die Ausgaben für berufliche Ausbildung und Um- 
schulung, die in Anwendung der vorliegenden Richt- 
linie vorgesehen sind, könnten also von dem Fonds 
übernommen werden. Für die in der Landwirtschaft 
verbleibenden Personen ist es wichtig, daß sie sich 
anpassen. Hierzu stehen ihnen entsprechende Mög- 
lichkeiten einer beruflichen Weiterbildung zur Ver- 
fügung. In allen Ländern der Gemeinschaft hat die 
landwirtschaftliche Bevölkerung die niedrigste 
Schulbesuchsrate. Die vorhandenen Ausbildungs- 
stätlen sind nahezu ausschließlich für Schüler im 
schulpflichtigen Alter vorgesehen, die zum größten 
Teil Grundschulen oder höhere Schulen besuchen. 
Die wenigen Ausbildungsanstalten für Erwachsene 
sind in den meisten Fällen stark spezialisiert und 
mehr für künftige landwirtschaftliche Facharbeiter 
als für Betriebsleiter gedacht. Die dadurch bedingte 
Ausbildungslücke schränkt die Möglichkeiten einer 
Anpassung der landwirtschaftlichen Bevölkerung 
erheblich ein. Es ist daher unerläßlich, daß für die 
Umschulung und berufliche Weiterbildung der nicht 
mehr schulpflichtigen landwirtschaftlichen Arbeits- 
kräfte die bestehenden Anstalten angepaßt oder 
neue Schulen errichtet werden. Bei dieser Erwach- 
senenbildung sind die — in erster Linie von den 
Marktbedürfnissen bestimmten — neuen Kriterien 
der Betriebsleitung, der Produktion und der Ver- 
marktung zu beachten. 

Die Kommission hatte dem Rat bereits im Februar 
1965 einen Verordnungsvorschlag betreffend „Ge- 
meinschaftsbeiträge zur Förderung der Fachausbil- 
dung von Beratern der Informationsstellen für Be- 
rufswechsel für landwirtschaftliche Erwerbstätige" 
und einen Verordnungsvorschlag betreffend „Ge- 
meinschaftsbeiträge für die Berufsumschulung von 
landwirtschaftlichen Erwerbstätigen, die innerhalb 
der Landwirtschaft ihren Beruf wechseln möchten" 
unterbreitet (dieser Vorschlag wurde von der Kom- 
mission im März 1966 geändert). Auf Grund der Be- 
ratungen im Rat hielt es die Kommission angesichts 
der Ziele des Memorandums zur Reform der Land- 
wirtschaft für erforderlich, ihre ursprünglichen Vor- 
schläge aufzugreifen und nach verschiedenen Ände- 
rungen zu einem einzigen Vorschlag zusammenzu- 
fassen. In Anbetracht der sich rasch entwickelnden 
Lage der Landwirtschaft hielt es die Kommission 
für wichtig, daß die von der Gemeinschaft festge- 
legte Regelung möglichst flexibel gehalten wird, 
damit die Maßnahmen zugunsten der sozio-ökono- 
mischen Information und beruflichen Qualifikation 
der in der Landwirtschaft beschäftigten Personen 
mit einem Höchstmaß an Wirksamkeit und unter 
Berücksichtigung der Entwicklungsaussichten in der 
Gemeinschaft gefördert werden. 
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Anhang 


Schätzung der für den EAGFL in Betracht kommenden Ausgaben für den Vor- 
schlag der Richtlinie des Rates vom betreffend die sozio-ökonomische 

Information und berufliche Qualifikation der in der Landwirtschaft tätigen 

Personen *) 


A. Finanzierbare Ausgaben auf Grund des Artikels 2 Absatz 2: sozioökonomische 
Information 


Berechnungshypothesen 

Folgender Rhythmus für die Ausbildung sozio-ökonomischer Berater ist vor- 
gesehen: 


Jahr 

Anzahl ausgcbildeter Berater 

ausgerechnete Anzahl 

1971 

500 

500 i 

1972 

1 000 

1 500 

1973 

1 000 

2 500 

1974 

500 

3 000 


Die Kosten der Ausbildung eines sozio-ökonomischen Beraters in den in Artikel 2, 
Absatz 1 Buchstabe b vorgesehenen Zentren belaufen sich auf: 

Kosten des Betriebs der Zentren: 


1 800 RE pro Jahr und Berater 
Besuchsprämien (6 Monate zu 340 RE/Monat): 2 400 RE pro Jahr und Berater 

3 840 RE pro Jahr und Berater 

Die Kosten der jährlichen Weiterbildung eines sozio-ökonomischen Beraters in 
den genannten Zentren werden auf lv50 RE geschätzt. 

Die Ausgaben für die Schaffung, den Ausbau und den Betrieb der in Artikel 2 
Absatz 1 Buchstabe a vorgesehenen Stellen für die sozio-ökonomische Informa- 
tion sowie für den Umzug der Berater werden auf 4 000 RE pro Jahr und Berater 
geschätzt; für Berater, die ihre Tätigkeit im Laufe eines Jahres aufnehmen, wird 
eine bmonatige Beschäftigung unterstellt, so daß sich die Kosten auf 2 000 RE 
pro Jahr und Berater senken. 


0 Schätzung für die ersten fünf Jahre 
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Berechnung der Kosten 



Gesamt- 
ausgaben 
(Millio- 
nen RE) 


Zu Lasten 
des EAGFL, 
Abteilung 
Ausridi- 
tung 

(Millionen 

RE) 


1971 I 500 Berater in Ausbildung 

X 3 840 RE = 


1 920 000 RE 


500 die Tätigkeit aufnehmende 

Berater X 2000 RE = 1 000 000 RE 


(Betrieb der Stellen und Umzug | 

der Berater) 2 920 000 RE j 


1972 


1 000 Berater in Ausbildung 

X 3 840 RE 


3 840 000 RE 


1 000 die Tätigkeit aufnehmende 
Berater X 2 000 RE 

(Betrieb der Stellen und Umzug 
der Berater) 

500 die Tätigkeit bereits aus- 
übende Berater 

X 4 000 RE 


2 000 000 RE 


8 


2 000 000 RE 


(Betrieb der Stellen und Umzug 
der Berater) 

500 Berater in Weiterbildung 

X 150 RE = 75 000 RE 


7 915 000 RE 


4 


1973 


1 000 Berater in Ausbildung 

X 3 840 RE 


3 840 000 RE 


1 000 die Tätigkeit aufnehmende 
Berater X 2 000 RE 

(Betrieb der Stellen und Umzug 
der Berater) 

1 500 die Tätigkeit bereits aus- 
übende Berater 

X 4 000 RE 

(Betrieb der Stellen und Umzug 
der Berater) 

1 500 Berater in Weiterbildung 

X 150 RE 


2 000 000 RE 


6 000 000 RE 


12 


225 000 RE 


12 065 000 RE 


6 
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Jahr 

j 

i 


Kostenberechnung 


Gesamt- 
ausgaben 
(Millio- 
nen RE) 


i 

Zu Lasten 1 
des EAGFL, 
Abteilung 
Ausrich- 
tung 

(Millionen 

RE) 


1974 j 500 Berater in Ausbildung 

1 X 3 840 RE =- 1 920 000 RE 

500 die Tätigkeit aufnehmende 
! Berater X 2 000 RE 1 000 000 RE ! 13 

(Betrieb der Stellen und Umzug j 

der Berater) j 

I 2 500 die Tätigkeit bereits aus- i 

I übende Berater , 

! X 4 000 RE 10 000 000 RE ^ 

I I 

j (Betrieb der Stellen und Umzug i 

I der Berater) I 

2 500 Berater in Weiterbildung 

X 150 RE 375000 RE 


13 295 000 RE 


6 


I 


1975 *3 000 die Tätigkeit bereits aus- 
übende Berater 

X 4 000 RE = 12 000 000 RE 
! (Betrieb der Stellen und Umzug 
I der Berater) 

i 3 000 Berater in Weiterbildung 

j X 150 RE -= 450 000 RE j 

j 12 450 000 RE I 


B. Finanzbare Ausgaben auf Grund des Artikels 6 Absatz 3: 
Berufliche Qualifikation: 


Berechnungshypothesen 

Es wird angenommen, daß 320 000 Landwirte in 10 Jahren eine Berufsbildungs- 
einrichtung besuchen, d, h. jährlich im Durchschnitt 32 000 Landwirte. 

Die Kosten je Landwirt belaufen sich auf: 

— Betriebskosten der Bildungseinrichtungen: 600 RE/Jahr, 

- — Besuchsprämie: 270 RE/Monat, d. h. 1 350 RE/Jahr bei Ausbildungskursen von 
5 Monaten Dauer, 

— infolgedessen insgesamt 600 + 1 350 =1 950 RE/pro Landwirt und Jahr; auf- 
gerundet: 2 000 RE. 

Die zur Erzielung des Jahresdurchschnitts nötige zunehmende Frequenz von Teil- 
nehmern wird wie folgt geschätzt: 

1971 : 8 000 Landwirte 

1972 : 16 000 Landwirte 

1973 : 24 000 Landwirte 

1974 : 32 000 Landwirte 
1975:40 000 Landwirte 
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Kostenberechnung 


Zu Lasten des 


Jahr 

Bildungseinrichtungen 
besuchende Landwirte 

Gesamtausgaben 

(Millionen RE) 

EAGFL, Abteilung 
' Ausrichtung 
(Millionen RE) 



1971 

8 000 X 2 000 RE = 

16 

8 

1972 

16 000 X 2 000 RE 

32 

16 

1973 ' 

24 000 X 2 000 RE = 

48 

24 

1974 

32 000 X 2 000 RE = 

64 

32 

1975 

40 000 X 2 000 RE = 

80 

40 


C. Zusammenfassung aller sich aus der Richtlinie ergebenden Ausgaben 


Jahr 

Gesamtausgaben 

(Millionen RE) 

Zu Lasten des EAGFL, 
Abteilung Ausrichtung 
(Millionen RE) 

1971 

19 

10 

1972 

40 

20 

1973 

60 

30 

1974 

77 

39 

1975 

92 

46 
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Teil IV 


Vorschlag für eine Richtlinie des Rates vom . . . 
über die Begrenzung der landwirtschaftlich genutzten Fläche 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung^ nachstehender Gründe: 

Mit dem Funktionieren und der Entwicklung des 
Gemeinsamen Marktes für landwirtschaftliche Er- 
zeugnisse muß die Gestaltung einer gemeinsamen 
Agrarpolitik Hand in Hand gehen, deren in Arti- 
kel 39 Absatz 1 Buchstaben a und b des Vertrags 
genannten Ziele nicht ohne eine grundlegende Re- 
form der Agrarstruktur erreicht werden können. 

Diese Strukturreform ist ein wesentlicher Bestand- 
teil der künftigen Entwicklung der gemeinsamen 
Agrarpolitik, die sich daher auf eine gemeinschaft- 
liche Konzeption und gemeinschaftliche Kriterien 
stützen muß. 

Die Unterschiede in den Ursachen, in der Art 
und in der Schwere der Strukturprobleme machen 
gebietlich differenzierte Lösungen erforderlich, die 
zeitlich angepaßt werden können und zur gesamt- 
wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung des be- 
treffenden Gebiets beitragen müssen. Die beste Wir- 
kung läßt sich erzielen, wenn die Mitgliedstaaten 
auf der Grundlage einer gemeinschaftlichen Konzep- 
tion und gemeinschaftlicher Kriterien die gemein- 
same Aktion durch ihre eigenen gesetzgeberischen 
und administrativen Mittel selbst durchführen und 
unter den von der Gemeinschaft festgesetzten Be- 
dingungen selbst bestimmen, in welchem Maße 
diese Aktion in bestimmten Gebieten verstärkt oder 
auf gewisse Gebiete konzentriert werden muß. 

Auf bestimmten Agrarmärkten besteht ein Un- 
gleichgewicht, das verschiedene Faktoren, so ins- 
besondere der technische Fortschritt, dadurch zu 
verschärfen drohen, daß sie eine Angebotszunahme 
auslösen. Dieses Ungleichgewicht übt einen Druck 
auf die Preisbildung bei landwirtschaftlichen Er- 
zeugnissen aus und führt zu erheblichen Finanz- 
lasten für die Stützung der Agrarmärkte, die von 
der Abteilung Garantie des EAGFL getragen wer- 
den. 

Im Interesse einer dauerhaften Abhilfe empfiehlt 
es sich, daß die Reform der Agrarstruktur eine Be- 
grenzung des Einsatzes der Produktionsfaktoren und 
insbesondere des Produktionsfaktors Boden in der 
Gemeinschaft umfaßt. Die landwirtschaftliche Nut- 
zung von Neuland und die Kultivierung von Ödland, 


Waldflächen oder sonstigen, noch nicht für die land- 
wirtschaftliche Erzeugung genutzter Flächen müssen 
daher verhindert werden; gleichzeitig muß versucht 
werden, Flächen dauerhaft der landwirtschaftlichen 
Nutzung zu entziehen. 

Eine Begrenzung der landwirtschaftlich genutzten 
Flächen kann in der Weise unter befriedigenden 
Bedingungen erreicht werden, daß die landwirtschaft- 
lich genutzten Flächen einer Verwendung für 
Zwecke der Aufforstung oder der Erholung und 
Volksgesundheit zugeführt werden. 

Die Aufforstung landwirtschaftlich genutzter Flä- 
chen verlangt beträchtliche Investitionen, für deren 
Verwirklichung umfängliche Beihilfen erforderlich 
sind. 

Ein Einkommen aus der Holzerzeugung läßt sich 
nur langfristig erzielen. Die Verwendung landwirt- 
schaftlich genutzter Flächen für Zwecke der Auffor- 
stung oder der Erholung und Volksgesundheit muß 
daher, verglichen mit ihrer Verpachtung oder ihrem 
Verkauf, ausreichend anziehend gemacht werden. 
Dies kann in der Weise erreicht werden, daß in der 
Zeit, in der die Elolzerzeugung noch kein Einkom- 
men abwirft, für Grundeigentümer, die selbst oder 
deren Pächter die landwirtschaftliche Tätigkeit ein- 
stellen und die auf diese Weise freigesetzten land- 
wirtschaftlich genutzten Flächen aufforsten, eine 
jährliche Ertragsausgleichsbeihilfe sowie eine Bei- 
hilfe, die der Freistellung von der Grundbesitzsteuer 
entspricht, gewährt werden. 

Das vorgenannte Hindernis der ausbleibenden 
Einkommen ist für die selbstbewirtschaftenden 
Grundeigentümer in der Regel fühlbarer als für die 
Pächter. Für die ersteren kann es sich insbesondere 
in den Fällen, in denen sie die Aufnahme einer 
nichtlandwirtschaftlichen Erwerbstätigkeit erwägen, 
notwendig werden, über die jährlichen Einkommens- 
beihilfen auf einmal verfügen zu können; bei einer 
Aktualisierung dieser Beihilfen wären die Begün- 
stigten durch einen hohen Zinssatz benachteiligt. 

Für die Grundeigentümer darf die Verwendung 
landwirtschaftlich genutzter Flächen für Zwecke der 
Erholung und Volksgesundheit nicht weniger gün- 
stig sein als die Aufforstung dieser Flächen. 

Die zu unternehmenden Aktionen werden wirk- 
samer sein, wenn sie im Rahmen von Programmen 
koordiniert werden, die unter Berücksichtigung der 
besonderen Verhältnisse der einzelnen Gebiete auf- 
zustellen sind. Es muß eine rationelle Verwaltung 
und Bewirtschaftung der auf diese Weise neu ge- 
schaffenen Mittel sichergestellt werden. 

Bevor die finanzielle Beteiligung der Gemein- 
schaft an den einzelstaatlichen Ausgaben für die 
Aufforstung landwirtschaftlich genutzter Flächen auf 
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Maßnahmen im Rahmen regionaler Programme zur 
Aufforstung und zur Erholung und Volksgesundheit 
beschränkt werden, muß indessen eine Zeit der An- 
passung der einzelstaatlichen Rechtsvorschriften 
vorgesehen werden. 

Der Gesamtheit der geplanten Maßnahmen kommt 
eine gemeinschaftliche Bedeutung zu. Zweck dieser 
Maßnahmen ist es, die Ziele des Artikels 39 Buch- 
stabe a des Vertrags einschließlich der für das ord- 
nungsgemäße Funktionieren des Gemeinsamen 
Marktes erforderlichen Strukturänderungen zu ver- 
wirklichen. Sie stellen daher eine gemeinsame Maß- 
nahme im Sinne von Artikel 6 der Verordnung 
(EWG) Nr. 729/70 des Rats über die Finanzierung 
der gemeinsamen Agrarpolitik dar ^). 

Da die Gemeinschaft zur Finanzierung dieser ge- 
meinsamen Maßnahmen beiträgt, muß sie sich ver- 
gewissern können, daß die von den Mitgliedstaaten 
hierzu erlassenen Durchführungsbestimmungen zur 
Verwirklichung deren Ziele beitragen. Zu diesem 
Zweck ist ein Verfahren vorzusehen, durch das im 
Rahmen des durch Artikel 1 der Ratsentscheidung 
vom 4. Dezember 1962 über die Koordinierung 
der Agrarstrukturpolitik eingesetzten Ständigen 
Agrarstrukturausschusses eine enge Zusammenar- 
beit zwischen den Mitgliedstaaten und der Kom- 
mission eingführt wird und das die in den Arti- 
keln 11 bis 15 der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 
vorgesehene Anhörung des Ausschusses des Euro- 
päischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die 
Landwirtschaft zu den finanziellen Aspekten um- 
faßt sowie gegebenenfalls hinsichtlich der regio- 
nalen Gesichtspunkte die des Ständigen Ausschusses 
für regionale Entwicklung®). 

Es empfiehlt sich, daß das Europäische Parla- 
ment und der Rat jährlich anhand eines von der 
Kommission vorgelegten Berichts die Ergebnisse 
der durchgeführten gemeinschaftlichen und einzel- 
staatlichen Maßnahmen im Hinblick auf eine etwaige 
Ergänzung oder Anpassung der geschaffenen Rege- 
lung prüfen können — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

TITEL I 

Die nichtausweitung landwirtschaftlich genutzter 

Fläche 

A r t i k e 1 1 

1. Die Mitgliedstaaten gestalten ihre neuen Vor- 
haben zur Neulandgewinnung in der Weise, daß 
das neugewonnene Land nicht für die landwirtschaft- 
liche Erzeugung verwendet wird. 


^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 294 
vom 28. April 1970, S. 13 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 136 
vom 17. Dezember 1962, S. 2892/62 ff. 
vgl. Vorschlag für eine Entscheidung des Rats vom 
15. Oktober 1969; Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften Nr. C 152 vom 28. November 1969 


Die Mitgliedstaaten überprüfen ihre in der Planung 
befindlichen oder in der ersten Realisierungsphase 
befindlichen Vorhaben dahin gehend, die landwirt- 
schaftliche Bestimmung der Böden zu begrenzen. 

2. Die Mitgliedstaaten verzichten darauf, Ödland, 
Waldflächen und sonstige in Besitz der öffentlichen 
Hände befindlichen und nicht für die landwirtschaft- 
liche Erzeugung genutzten Flächen im Hinblick auf 
eine landwirtschaftliche Nutzung zu kultivieren. 


Artikel 2 

1. Die Mitgliedstaaten treffen alle erforderlichen 
Maßnahmen, um die Kultivierung von Ödland, 
Waldflächen und sonstigen in Privatbesitz befind- 
lichen und nicht für die landwirtschaftliche Erzeu- 
gung genutzten Flächen im Hinblick auf eine land- 
wirtschaftliche Nutzung zu begrenzen. 

2. Vorbehaltlich von Artikel 92 Absatz 2 des Ver- 
trages sind alle staatlichen oder aus staatlichen 
Mitteln gewährten Beihilfen jeder Art untersagt, 
durch die die Kultivierung von Ödland, Waldflächen 
und sonstigen nicht für die landwirtschaftliche Er- 
zeugung genutzten Flächen im Hinblick auf eine 
landwirtschaftliche Nutzung mittelbar oder unmit- 
telbar gefördert wird. 


TITEL II 

Verwendung landwirtschaftlicher Flächen zu 
Zwecken der Aufforstung, der Erholung und 
Volks gesundh eit 

Artikel 3 

1. Die Mitgliedstaaten 

a) führen eine Beihilfenregelung ein, durch die 
landwirtschaftlich genutzte Flächen durch Auf- 
forstung oder dadurch, daß sie einer Verwen- 
dung für Zwecke der Erholung oder der Volks- 
gesundheit zugeführt werden, dauerhaft der 
landwirtschaftlichen Erzeugung entzogen wer- 
den sollen; 

b) stellen zu diesem Zweck regionale Programme 
für die Aufforstung, Erholung und Volksgesund- 
heit auf. 

2. Die Anwendung der in Absatz 1 Buchstabe a 
vorgesehenen Regelung kann nach Maßgabe von 
Artikel 6 auf bestimmte Gebiete begrenzt oder 
gebietlich differenziert werden. 

3. In den Gebieten, für die ein allgemeiner wirt- 
schaftlicher Entwicklungsplan besteht, müssen die 
in Absatz 1 Buchstabe b genannten Programme mit 
diesem Plan übereinstimmen. Die in Absatz 1 
Buchstabe b genannten Programme sollen nach Mög- 
lichkeit zur Bildung von Forstflächen einer Größen- 
ordnung führen, die eine rationelle Bewirtschaftung 
der Forsten erlaubt und die Aussichten des Holz- 
absatzes berücksichtigen. 
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Artikel 4 

1. Die in Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe a bezeich- 
nete Beihilfenregelung umfaßt: 

a) die Gewährung einer Aufforstungsbeihilfe in 
Höhe von mindestens 80®/o und höchstens von 
90 ^/o der Aufforstungskosten an Eigentümer 
landwirtschaftlich genutzter Flächen, die diese 
Flächen ganz oder teilweise aufforsten. Die 
Kosten der Aufforstung umfassen: die Boden- 
vorbereitung, die Beschaffung des Pflanz- und 
Saatgutes, einschließlich Anpflanzung und Aus- 
saat, die Avnlage von Zäunen oder Einzelschutz- 
vorrichtungen für Pflanzen und Aussaaten und 
die Pflegearbeiten einschließlich der erforder- 
lichen Nachbesserung für höchstens drei Jahre; 

b) die Gewährung von Beihilfen, die mindestens 
dem festgestellten durchschnittlichen Pachtwert 
für vergleichbare nicht aufgeforstete landwirt- 
schaftlich genutzte Flächen des betreffenden Ge- 
bietes entsprechen, an Eigentümer, die von ihnen 
bewirtschaftete landwirtschaftlich genutzte Flä- 
chen aufforsten und in den Genuß der in Arti- 
kel 2 Absatz 1 Buchstaben a oder b der Richtlinie 
des Rates zur Förderung der Einstellung der 
landwirtschaftlichen Erwerbstätigkeit und zur 
Verwendung der landwirtschaftlich genutzten 
Fläche für Zwecke der Agrarstrukturverbesse- 
rung vorgesehenen Maßnahmen kommen. Diese 
Beihilfe wird während eines Zeitraums von min- 
destens 9 Jahren gewährt, vom Zeitpunkt der 
Anpflanzung und Aussaat an gerechnet; 

c) die Gewährung einer jährlichen Beihilfe für 
einen Zeitraum von mindestens 9 Jahren in Höhe 
von mindestens 30 Vo und höchstens von 50 Vo 
des in Buchstabe b genannten Pachtwertes an 
Eigentümer landwirtschaftlich genutzter Flächen, 
deren Pächter in den Genuß der in Artikel 2 
Absatz 1 Buchstabe a oder b der vorgenannten 
Richtlinie vorgesehenen Maßnahmen gekommen 
sind und die die auf diese Weise freigesetzten 
landwirtschaftlichen Nutzflächen aufforsten. 

2. In den Fällen, in denen Eigentümer ohne Auf- 
gabe ihres Eigentums landwirtschaftlich genutzte 
Flächen einer Verwendung zu Zwecken der Er- 
holung und Volksgesundheit zuführen, treffen die 
Mitgliedstaaten die geeigneten Maßnahmen, damit 
die den Betreffenden hieraus erwachsenden finan- 
ziellen Vorteile nicht niedriger sind als die in Ab- 
bsatz 1 Buchstaben b oder c vorgesehenen Bei- 
hilfen. 

Artikel 5 

Es wird eine der Freistellung von der Grund- 
steuer während eines Zeitraums von mindestens 
neun Jahren gleichwertige Beihilfe für die gemäß 
Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a aufgeforsteten Flä- 
chen sowie für die in Artikel 4 Absatz 2 genannten 
landwirtschaftlich genutzten Flächen gewährt. 


Artikel 6 

Der Rat bestimmt nach dem Verfahren des Arti- 
kels 43 des Vertrages die Bedingungen, nach denen 
die Mitgliedstaaten, insbesondere in den Fällen, in 
denen sie die Anwendung der in den Artikeln 4 
und 5 vorgesehenen Regelung auf bestimmte Ge- 
biete zu konzentrieren beabsichtigen 

a) den Betrag der finanziellen Anreize unter Beach- 
tung der in Artikel 4 genannten Mindest- und 
Höchstbeträge gebietlich differenzieren; 

b) in bestimmten Gebieten auf die Anwendung der 
in den Artikeln 4 und 5 vorgesehenen Maßnah- 
men ganz oder teilweise verzichten. 


Artikel 7 

1. Die Mitgliedstaaten machen die Gewährung der 
in den Artikeln 4 und 5 genannten Beihilfen von 
einer Verpflichtung des Begünstigten abhängig, die 
ihm gehörenden und den nach Artikel 9 Absatz 1 
Buchstabe d festgesetzten Umfang übersteigenden 
ödflächen, Waldflächen und sonstigen Flächen nicht 
im Hinblick auf eine landwirtschaftliche Nutzung zu 
kultivieren, und zwar für die Dauer von mindestens 
9 Jahren, vom Zeitpunkt der Anpflanzung und 
Aussaat oder vom Augenblick ihrer Bestimmung 
für die Zwecke der Erholung und Volksgesundheit 
an gerechnet. Diese Verpflichtung ist auch von jeder 
Person zu fordern, die während des genannten Zeit- 
raums im Nutzungsrecht dieser Flächen folgt. 

Die Verpflichtung betrifft gleichfalls die landwirt- 
schaftlich genutzten Flächen, die Gegenstand der 
Bestimmungen des Artikels 4 Absatz 1 Buchstabe a 
und Absatz 2 sind. 

2. Die in Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a Absatz 2 
bezeichneten landwirtschaftlich genutzten Flächen 
müssen 

— während mindestens dreier Jahre vor dem Wirk- 
samwerden der Richtlinie landwirtschaftlich ge- 
nutzt gewesen sein; 

— in der gleichen Zeit einen Mindestertrag erbracht 
haben. 

Artikel 8 

Bezüglich der in Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a 
vorgesehenen Aufforstungsbeihilfen gilt ab 1. Juli 
1972 die in Artikel 15 vorgesehene Gemeinschafts- 
finanzierung nur für Aufforstungsmaßnahmen, die 
im Rahmen der in Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b 
genannten Programme durchgeführt werden, sofern 
die Auspflanzung und Aussaat des Pflanz- und Saat- 
guts nach diesem Zeitpunkt erfolgt. 

Artikel 9 

1. Die Mitgliedstaaten setzen folgendes fest; 

a) die Höchstbeträge der in Artikel 4 Absatz 1 
Buchstabe a genannten Beihilfe pro ha; 
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b) die für die Gewährung der Beihilfe in einem zu- 
sammenhängenden Stück aufzuforstende Min- 
destfläche der in Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a 
bezeichneten landwirtschaftlich genutzten Flä- 
chen. Diese Mindestfläche darf 3 ha nicht unter- 
schreiten; 

c) die in Artikel 7 Absatz 2 zweiter Gedankenstrich 
genannten Mindesterträge; 

d) den Umfang der in Artikel 7 Absatz 1 genannten 
Fläche, die von der Verpflichtung ausgenommen 
ist; jedoch darf dieser Umfang 1 ha nicht über- 
steigen. 

2. Die Mitgliedstaaten können die in Artikel 4 
Absatz 1 Buchstabe b genannten Beihilfen entweder 
in einem Mal oder in Jahresraten auszahlen. Im 
letzteren Fall ist der auszuzahlende Betrag der ge- 
währten Beihilfe unter Berücksichtigung einer Zins- 
vergütung von höchstens 6 zu berechnen. Der den 
Begünstigten verbleibende Zinsbetrag darf nicht 
niedriger sein als 2 ^/o. 


TITEL III 

Finanz- und allgemeine Bestimmungen 

Artikel 10 

Die Gesamtheit der in dieser Richtlinie vorgese- 
henen Maßnahmen stellt eine gemeinsame Maß- 
nahme im Sinne von Artikel 6 Absatz 1 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr, 729/70 des Rates über die 
Finanzierung der gemeinsamen Agrarpolitik dar. 

Artikel 11 

1. Die voraussichtlichen Gesamtkosten für die ge- 
meinsame Maßnahme zu Lasten des EAGFL betragen 
185 Millionen Rechnungseinheiten für die ersten 
fünf Jahre. 

2. Die voraussichtliche Dauer der Abwicklung der 
in Absatz 1 genannten Maßnahme beträgt 10 Jahre. 

r t i k e 1 12 

1. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission bis 
zum 1. Juli 1972 folgendes mit: 

— die Programme im Sinne von Artikel 3 Absatz 1 
Buchstabe b; 

— die laufenden Vorhaben zur Neulandgewinnung 
im Sinne von Artikel 1 Absatz 1 sowie alle dies- 
bezüglichen Änderungen. 

2. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission alle 
neuen Vorhaben zur Neulandgewinnung mit. 

Artikel 13 

1. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission fol- 
gendes mit: 

— die Entwürfe der Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften zur Durchführung dieser Richtlinie 


— die vor dem Wirksamwerden dieser Richtlinie 
erlassenen Vorschriften, die die Durchführung 
dieser Richtlinie ermöglichen. 

2. Bei der Übermittlung der geplanten bzw. bereits 
in Kraft befindlichen Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften im Sinne von Absatz 1 erläutern die Mit- 
gliedstaaten die Zusammenhänge, die auf regiona- 
ler Ebene zwischen der betreffenden Maßnahme und 
den wirtschaftlichen und agrarstrukturellen Ver- 
hältnissen bestehen, sowie die von der Maßnahme 
erhofften Wirkungen im Rahmen der für jedes Ge- 
biet beschlossenen gesamten agrarstrukturellen 
Maßnahmen und im Hinblick auf die sozio-ökono- 
mische Situation eine jeden Gebietes. 

3. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission die 
in Absatz 1, erster Gedankenstrich genannten 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften alsbald nach 
ihrer Verabschiedung mit. 

Artikel 14 

1. Bei allen gemäß Artikel 13 mitgeteilten geplan- 
ten oder bestehenden Vorschriften, die erstattungs- 
fähige Ausgaben im Sinne von Artikel 15 mit sich 
bringen, prüft die Kommission, ob im Hinblick auf 
ihre Vereinbarkeit mit den Bestimmungen dieser 
Richtlinie und unter Berückschtigung der Ziele die- 
ser Richtlinie die Bedingungen für eine finanzielle 
Beteiligung der Gemeinschaft erfüllt sind. Binnen 
drei Monaten nach der Mitteilung unterbreitet der 
Vertreter der Kommission, nachdem der Ausschuß 
des EAGFL zu den finanziellen Aspekten gehört 
worden ist, dem Ständigen Agrarstrukturausschuß 
einen Entwurf einer diesbezüglichen Entscheidung. 
Die Kommission kann zuvor den Ständigen Aus- 
schuß für regionale Entwicklung zu den regionalen 
Aspekten anhören. 

2. Der Ständige Agrarstrukturausschuß nimmt zu 
diesem Entwurf innerhalb einer Frist, die der Vor- 
sitzende entsprechend der Dringlichkeit der zu prü- 
fenden Frage bestimmen kann, Stellung. Die Stel- 
lungnahme kommt mit einer Mehrheit von zwölf 
Stimmen zustande. Die Stimmen der Mitgliedstaaten 
werden nach Artikel 148 Absatz 2 des Vertrages 
gewogen. Der Vorsitzende nimmt an der Abstim- 
mung nicht teil. 

3. Die Kommission erläßt die Entscheidung. Ent- 
spricht diese jedoch nicht der Stellungnahme des 
Ausschusses, so wird sie dem Rat von der Kommis- 
sion alsbald mitgeteilt. In diesem Fall kann die Kom- 
mission die Anwendung ihrer Entscheidung bis zur 
Dauer von höchstens einem Monat nach dieser Mit- 
teilung aussetzen. 

Der Rat kann nach den Abstimmungsverfahren des 
Artikels 43 Absatz 2 des Vertrags binnen einer Frist 
von einem Monat anders entscheiden. 

Artikel 15 

1. Die von den Mitgliedstaaten im Rahmen der 
Maßnahmen nach Artikel 4 gemachten Ausc/abon 
sind unter Beachtung der in diesem Artikel vorgese- 
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heuen Mindestbeträge durch den EAGFL, Abteilung ! 
Ausrichtung, erstattungsfähig. 

Der Rat kann auf Vorschlag der Kommission nach 
dem Abstimmungsverfahren des Artikels 43 Ab- 
satz 2 die Ausgaben der Mitgliedstaaten im Rahmen 
der in Artikel 4 vorgesehenen Maßnahmen, die die 
in dieser Vorschrift vorgesehenen Mindestbeträge 
übersteigen, als erstattungsfähig erklären. 

2. Die von den Mitgliedstaaten beschlossenen 
Maßnahmen können für eine finanzielle Beteiligung 
der Gemeinschaft nur in Betracht kommen, wenn die 
sie einführenden Rechtsvorschriften mit den Entwür- 
fen, die vor ihrer Annahme Gegenstand einer be- 
fürwortenden Entscheidung gemäß Artikel 14 gewe- 
sen sind, übereinstimmen. 


Fonds finanzierten Ausgaben entsprechend dem 
Artikel der gemeinschaftlichen Finanzierung in Ab- 
zug gebracht. 

3. Die finanziellen Folgen einer erfolglosen Rück- 
forderung der gezahlten Beträge werden von der 
Gemeinschaft und von den Mitgliedstaaten entspre- 
chend ihrem Anteil an der Finanzierung getragen. 

Artikel 18 

Die Durchführungsbestimmungen zu Artikel 15 
Absatz 3 und zu Artikel 17 werden nach dem Ver- 
fahren des Artikels 7 Absatz 2 der Richtlinie (EWG) 
Nr. 72970 erlassen. 

Artikel 19 


Die von den Mitgliedstaaten vor dem Wirksamwer- 
den dieser Richtlinie beschlossenen Maßnahmen 
können für eine finanzielle Beteiligung der Gemein- 
schaft nur in Betracht kommen, wenn die sie be- 
treffenden Rechtsvorschriften Gegenstand einer be- 
fürwortenden Entscheidung gemäß Artikel 14 ge- 
wesen sind. 

3. Der EAGFL, Abteilung Ausrichtung, vergütet 
den Mitgliedstaaten 50 7o der erstattungsfähigen 
Ausgaben. 

Artikel 16 

1. Die Anträge auf Rückvergütung beziehen sich 
auf die von den Mitgliedstaaten im Laufe eines Ka- 
lenderjahres getätigten Ausgaben und sind der Kom- 
mission bis zum 30. Juni des darauffolgenden Jahres 
einzureichen. 

2. Über die Beteiligung des Fonds wird gemäß Ar- 

tikel 7 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 | 
des Rates entschieden. j 

I 

Artikel 17 

1. Unbeschadet des Artikels 8 der Verordnung 
(EWG) Nr. 729/70 treffen die Mitgliedstaaten in 
Übereinstimmung mit den nationalen Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften die erforderlichen Maß- 
nahmen, um bereits gezahlte Beträge bei Nichtein- 
haltung der in Artikel 7 Absatz 1 bezeichneten Ver- 
pflichtungen zurückzufordern. Sie teilen der Kom- 
mission die getroffenen Maßnahmen mit und berich- 
ten ihr regelmäßig insbesondere über den Stand der 
diesbezüglichen Verwaltungs- oder Gerichtsverfah- 
ren. 

2. Die zurückgeforderten Beträge fließen den Zahl- 
stellen zu und werden von diesen von den vom. 


Die Richtlinie läßt die Möglichkeit der Mitglied- 
staaten zur Gewährung zusätzlicher Beihilfen im 
Bereich des Titels I dieser Richtlinie, deren Bedin- 
gungen und Modalitäten von denen dieser Richt- 
linie abweichen und deren Höhe die in dieser Richt- 
linie vorgesehenen Beträge überschreitet, unberührt, 
sofern diese Beihilfen in Übereinstimmung mit den 
Artikeln 92 bis 94 des Vertrages gewährt werden. 

Artikel 20 

, Vor dem 1. August eines jeden Jahres werden die 
in Kraft befindlichen gemeinschaftlichen und einzel- 
: staatlichen Maßnahmen, die sich auf diese Richtlinie 
j beziehen, im Rahmen eines Jahresberichts geprüft, 
den die Kommission dem Europäischen Parlament 
und dem Rat vorlegt und für den die Mitgliedstaaten 
der Kommission alle erforderlichen Angaben über- 
mitteln. 

Der Rat beurteilt die Ergebnisse dieser Maßnah- 
men unter Berücksichtigung des Tempos der für die 
Verwirklichung der Ziele der gemeinsamen Agrar- 
politik notwendigen strukturellen Entwicklung, der 
Auswirkungen auf eine harmonische Entwicklung 
der Regionen der Gemeinschaft sowie der finanziel- 
len Auswirkungen der in Frage stehenden Maßnah- 
men. 

Artikel 21 

I Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen 
Maßnahmen in Kraft, um den Bestimmungen dieser 
Richtlinie binnen zwölf Monaten nach ihrem Wirk- 
samwerden nachzukommen. 

i 

I A r t i k e 1 22 

I Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten ge- 
j richtet. 


Geschehen zu Brüssel, am . . . 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


In den vergangenen Jahren ist bei einer großen 
Reihe landwirtschaftlicher Erzeugnisse der Ver- : 
brauch in der Gemeinschaft weniger stark gestiegen : 
als die Produktion. Als Folge davon hat die Ge- | 
meinschaft bei vielen Erzeugnissen praktisch die 
Selbstversorgung erreicht und bei anderen Erzeug- 
nissen sogar überschritten, so daß beträchtliche 
Überschüsse entstanden sind, die unter dem Einfluß , 
des technischen Fortschritts weiter ansteigen dürf- ' 
ten. 

Die gemeinsame Markt- und Presipolitik hält ver- 1 
schiedene Abhilfen für die Probleme des gestörten i 
Gleichgewichts auf verschiedenen Agrarmärkten be- 
reit. Dennoch kann diese Politik allein keine zu- j 
friedenstellende Lösung bringen. Geeignete Lösun- , 
gen zur Herstellung eines Gleichgewichts auf den ' 
Agrarmärkten sind daher auch in der Agrarstruktur- , 
Politik zu suchen. 

In Anbetracht der gegenwärtigen Lage und der viel- 
fältigen Ursachen für die Entstehung der Uber- , 
Schüsse kann nicht erwartet werden, daß sich die 
angestrebten Ziele nachhaltig durch eine einzige 
Maßnahme verwirklichen lassen. Vielmehr bedarf 1 
es eines Bündels aufeinander abgestimmter und in | 
sich geschlossener Maßnahmen von kurz-, mittel- l 
und langfristiger Wirkung. i 

I 

Mit dem vorliegenden Richtlinienvorschlag, der Be- | 
standteil einer Reihe von Vorschlägen der Kom- | 
mission ist, soll eine dauerhafte Lösung für das | 
Problem der Agrarüberschüsse durch Verringerung i 
der landwirtschaftlich genutzten Fläche in der Ge- 
meinschaft gefunden und gleichzeitig der Landwirt- 
schaft die Möglichkeit belassen werden, den tech- 
nischen Fortschritt in vollem Maße zu nutzen. Die | 
vorgeschlagenen Maßnahmen, die mittel- und lang- 
fristig wirksam werden, tragen auf diese Weise zu- 
gleich zur Verwirklichung der Ziele des Artikels 110 
des Vertrags und zur Wiederherstellung einer Lage 
bei, in der die Preisbildung normalisiert werden kann. | 

Diese Verringerung der Nutzfläche kann in der 
Weise sinnvoll erreicht werden, daß die landwirt- 
schaftlich genutzten Flächen für Zwecke der Auf- 
forstung, der Erholung und der Volksgesundheit ver- 
wendet werden. Hierzu muß eine Beihilfenregelung 
eingeführt werden. 


Neben ihrem rein landwirtschaftlichen Interesse bie- 
ten derartige Maßnahmen den zusätzlichen Vorteil, 
daß sie anderen Gemeinsdiaftsinteressen dienen. So 
besteht auf dem Holzmarkt ein wachsender Einfuhr- 
bedarf. Eine erhebliche Ausweitung der Holzerzeu- 
gung ist unter diesen Umständen voll gerechtfertigt. 
Im übrigen ist die Aufforstung geeignet, die Luft- 
verschmutzung zu vermindern und Bodenerosionen 
zu vermeiden. Sie erlaubt es, eine Beschäftigung 
den früheren Landwirten, die praktische Erfahrun- 
gen auf diesem Gebiet aufweisen, zu sichern, damit 
diese nicht den Wohnort wechseln müssen. Die Ver- 
wendung landwirtschaftlich genutzter Flächen für 
Zwecke der Erholung und Volksgesundheit ent- 
spricht in Anbetracht der ständigen Verkürzung der 
Arbeitszeit und der Ausdehnung der übervölkerten 
Induslrieballungsräume einem sozialpolitischen Be- 
dürfnis. 

Selbstverständlich darf die Wirkung der Maßnah- 
men, mit denen landwirtschaftlich genutzte Flächen 
der landwirtschaftlichen Erzeugung entzogen wer- 
den, nicht durch andere Maßnahmen zunichte ge- 
macht werden, in deren Zuge — mit oder ohne 
staatliche Intervention — diese nicht genutzten 
Flächen im Hinblick auf die landwirtschaftliche Er- 
zeugung kultiviert werden. Es sind daher geeignete 
Maßnahmen zu treffen, um die Ausweitung der 
landwirtschaftlich genutzten Flächen zu vermeiden. 

Die Beihilfenregelung dieses Richtlinienvorschlags 
umfaßt neben beträchtlichen Beihilfen zu den Auf- 
forstungskosten Ertragsausgleichsbeihilfen für die 
aufgeforsteten Flächen in der Zeit bis zu den ersten 
Einnahmen aus der Holzerzeugung sowie Ertrags- 
ausgleichsbeihilfen für die zu Zwecken der Er- 
holung und Volksgesundheit genutzten Flächen. 

Es müßte vermieden werden, daß die Verwendung 
landwirtschaftlich genutzter Flächen für nichtland- 
wirtschaftliche Zwecke in einer Weise erfolgt, die 
hinsichtlich der Bewirtschaftung der Forsten wie 
auch unter Gesichtspunkten der Landesplanung un- 
befriedigend ist. Die Maßnahmen auf diesem Ge- 
biet sind daher im Rahmen regionaler Programme 
für die Aufforstung und für die Erholung und Volks- 
gesundheit zu koordinieren. Diese Programme haben 
nach Möglichkeit den langfristigen Aussichten des 
Holzbedarfs der Industrie, in der Gemeinschaft 
Rechnung zu tragen. 
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Anhang 


Vorschätzung der für eine Finanzierung durch den EAGFL in Frage 
kommenden Ausgaben für die Durchführung der Richtlinie (EWG) 

Nr. . . ./70 des Rates vom betreffend die Begrenzung der 

landwirtschaftlich genutzten Fläche 


A. Ausgaben auf Grund des Artikels 4 Absatz 1 
Buchstabe a 

Die Mitgliedstaaten gewähren den Eigentümern 
landwirtschaftlich genutzter Flächen eine Beihilfe in 
Höhe von mindestens 80 ^/o der Aufforstungskosten. 

Berechnungshypothesen 
Freisetzung der Böden 

Jeder Betriebsleiter, der seine Tätigkeit aufgibt, 
setzt 7 ha zugunsten des Programms frei: 


Jahre 

Zahl der 
ausscheidenden 
Landwirte 

Zugunsten des 
Programms 
freigesetzte Fläche 

1971 

90 000 

630 000 

1972 

340 000 

2 380 000 

1973 

350 000 

2 450 000 

1974 

330 000 

2 310 000 

1975 

990 000 

2 030 000 


1 400 000 

1 9 800 000 


Bestimmung der freigesetzten Flächen und Pacht- 
wert: 


Verwendung der freigesetzten 
Flachen 

Anteil 
; clor 

freige- 
setzten 
Flächen 

Durch- 

schnitts- 

preis 

der 

Flächen 
in RE/ha 

1 Pacht- , 

wert 
(1,5 "/o 
des ^ 

Preises) ; 
j in ^ 

j RE/hd 

Nichtlandwirtschaftliche 
Verwendung 

20 

1 350 

1 ' 

i 

20,25 : 

davon zur Aufforstung be- 
stimmt 

15 

1 350 

20,25 

Andere Verwendung 
(Erholung) 

I 5 

i 

i 

' 1 350 

20,25 

Für landwirtschaftliche 
Nutzung bestimmte Flächen 

i 80 

1 

i ] 

2 170 

' 

i 32,4 

1 ' 

Gewogenes Mittel 

! 

2 000 

30 1 


0 Vorschätzung für die ersten fünf Jahre 


Aufforstungskosten 

— es wird angenommen, daß die Aufforstungs- 
kosten 550 RE je aufgeforsteten ha betragen. 

Die auf den EAGFL entfallende Summe ist: 
550 X 80 Vü = 440 RE je ha; 

— der Aufforstungsrhythmus wird folgendermaßen 
geschätzt: vom zur Aufforstung freigesetzten 
Land werden 

im nächsten Jahr 20 ^/o, 

nach zwei Jahren 30 ^/o, 

nach drei Jahren 30 Vo, 

nach vier Jahren 20 

aufgeforstet. 


Kostenberechnung 



Zur Auf- 


1 Im 

Zu 

1 

forstung 1 


Rahmen ; 

Lasten 

1 

vorge- 

insgesanii 

des 

der Ab 

1 

sehenes 

jährlich 

EAGFL 1 

teilung 

■ Jahr 1 

Land (15 Vo | 

aufzu- 

Zuschuß- ■ 

Ausrich- 

: i 

des frei- ' 

forsten 

fähige 

tung der 

1 i 1 

gesetzten ' 

ha 

Kosten 

EAGFL 


Landes) ' 


(Millio- 

(Millio- 

, 

ha 


nen RE) 

nen RE) 

1 1971 

94 500 

— 

1 

— ■ 

1972 

357 000 

18 900 

8 

4 

1 1973 

367 500 

' 99 750 

^ A4 

22 

1 i 1974 

! 346 500 

208 950 

92 

46 

' ' 1975 

304 500 

: 297 150 

131 

65 


B. Ausgaben auf Grund des Artikels 4 Absatz 1 
Buchstabe b 

Die Mitgliedstaaten gewähren eine mindestens dem 
durchschnittlichen Pachtwert der aufzuforstenden 
Fläche entsprechende Beihilfe, die enweder neun 
Jahre lang jährlich oder auf einmal ausgezahlt 
wird; in diesem Fall erhält er eine Zinsbeihilfe 
zur Kapitalisierung dieses Betrags von höchstens 
6^/o. 
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Berechnungshypothesen 


Berechnungshypothesen 


-- 72 des freigesetzten Landes stehen in Eigen- 
bewirtschaftimg; 

— der durchschnittliche Pachtwert wird auf 20,25 RE 
je ha geschützt; 

— 50 Lo der Betriebsinhaber verlangen die Beihilfe 
auf einmal, 50 ^/o über neun Jahre verteilt. 

Kostenberechnung 


- - Betriebsinhaber mit jährlicher Beihilfezahlung 
während neun Jahren: der aufgeforstete ha kostet 
72 o/o X 20,25 RE = 15,58 RE 


. 

1 

Jahr 

i 

JäJirlich 
aufzufür- 
stende ha 

1 

Jährlich : 
auf/ufor- i 
stende ha, i 
aufge- 
rechnet ; 

Im Rah- 
men des 
EAGFL 
zuschuß- 
fähige 
Kosten 
(Millio- 
nen RL) 

Zu Lasten 
der Ab- 
teilung 
Ausrich- 
tung des 
EAGFL 
(Millio- 
nen RE) 

1971 

1 

1 

— 

! 

1972 

18 900 

1 8 900 

p. m. 

p. m. 

1973 

99 750 

118 650 ! 

i 

1 

p. m. 

1974 

208 950 

327 600 

2 

1 

1 

1975 , 

297 150 

624 750 

5 

3 


- - Betriebsinhaber mit einmaliger Beihilfezahlung: 

Der zu 2 o/o kapitalisierte Wert von neun Jahres- 
raten von 1 RE beträgt 8,162 RE. 

Die Kosten je aufgeforsteten Jiektar betragen: 
8,162 X 14,58 RE = 119,00 RE; infolgedessen: 


Jahr 

Aufzu for- 
stende 
Hektar 

Auf den 
EAGFL ent- , 
fallende 
Ausgaben ■ 
(Millionen 
RE) 

Zu Lasten 
der Abtei- 
lung Aus- 
richtung des 
EAGFL 
(Millionen 
RE) 

1971 

— 

1 

— 

1972 

18 900 

; 1 

1 

1973 

99 750 

1 6 

3 

1974 : 

! 

208 950 

12 

6 

1975 ' 

297 150 

i 17 1 

8 


C. Ausgaben auf Grund des Artikels 4 Absatz 1 c) 

Die Mitgliedstaaten gewähren während eines Zeit- 
raums von mindestens neun Jahren eine jährliche 
Beihilfe in Höhe von mindestens 30 o/o und höchstens 
50 o/o des Pachtwertes an Eigentümer landwirtschaft- 
lich genutzter Flächen, deren Pächter die landwirt- 
schaftliche Tätigkeit eingestellt haben und die das 
freigesetzte Land aufforsten. 


— 28 0/0 des freigesetzten Landes steht in Pachtbe- 
wirtschaftung; 

, — der Pachtwert wird auf 20,25 RE je ha geschätzt. 

j 

i Kostenberechnung 

I Der aufgeforstete Hektar kostet 28 o/o X 30 o/o X 


20,25 RE - 
dessen: 

1,70 RE je 

aufgeforsteter ha; infolge- 

1 

Jahr 1 

! 

Aufzufor- 
stende ha 
(kumuliert) 

Im Rahmen 
des EAGFL 
zuschuß- 
fähige 

Kosten (Mil- 
lionen RE) 

Zu Lasten 
der Abtei- 
lung Aus- 
richtung des 
EAGFL (Mil- 
lionen RE) 

1971 1 





_ 

1972 ; 

18 900 

p. m. 

p. m. 

1973 1 

1 ; 

118 650 

p. m. 

p. m. 

1974 

327 600 

1,0 

p. m. 

1975 

1 

624 750 

1,0 

1,0 


I D. Ausgaben auf Grund des Artikels 4 Absatz 2 

Die Mitgliedstaaten gewähren Beihilfen in min- 
destens gleicher Höhe wie unter b und c vorge- 
sehen an Grundeigentümer, die landwirtschaftlich 
genutzte Flächen einer Verwendung zu Zwecken der 
Erholung und Volksgesundheit zuführen. 

Berechnungshypothesen 

1 

j — Die Beihilfen müssen den Beihilfen gleichwertig 
; sein, die für aufgeforstete Flächen gewährt wer- 
den; ihre Abschätzung der Kosten ist demnach 
j auf den gleichen Berechnungsgrundlagen aufge- 

I baut wie vorstehend; 

j I — jährlich werden 5 o/o der freigesetzten Flächen 
I Erholungszwecken zugeführt; 

I — jeder abgehende Betriebsinhaber setzt 7ha frei; 

! — 72 o/o des zu diesem Zweck freigesetzten Landes 
stehen in Eigenbewirtschaftung; 28 o/o unter 
Pacht; 

I 

— der Pachtwert des zu Erholungszwecken verwen- 
t deten Landes wird auf 20,25 RE je ha geschätzt. 

i 

Kostenberechnung 

— • Betriebsinhaber mit järhlicher Beihilfezahlung 
während neun Jahren (50 o/o der Abgänge): 
Kosten je Jahr und je Abgänger: 

5 0/0 X 7 ha X 72 0/0 X 20,25 RE X 50 0/0 =- 
2,55 RE (anzuwenden auf die aufgerechnete An- 
zahl der abgehenden Betriebsinhaber), 
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— Betriebsinhaber mit einmaliger Beihilfezahlung 
(50 ®/() der Abgänger): Kosten je Jahr und Ab- 
gänger: 

5«/u X ^ha Xo 8,162 X 20,25 RE X 72 Vo X 
50 o/o = 20,29 RE 

— Beihilfe an Eigentümer, deren Pächter die land- 
wirtschaftliche Tätigkeit eingestellt haben: Ko- 
sten je Jahr und Abgänger: 

5 0/0 X 7 ha X 28 0/0 X 30 = X 20,25 RE - 
0,58 RE (anzuwenden auf die aufgerechnete An- 
zahl der abgehenden Betriebsinhaber). 


Kostentabelle (Millionen RE) 


Jahr 

Jährlich 
zu ge- 
währende 
Beihilfe 

Einmalige 

Beihilfe 

Beihilfe 
an nidit 
selbst 
wirtschaf- 
tende 
Grund- 
eigen- 
tümer 

Im Rah- 
men des 
EAGFL 
zuschub- 
fähige 
Kosten 
(Millionen 
RE) 

Zu Lasten 
der Ab- 
teilung 
Ausrich- 
tung des 
EAGEL 
(Millionen 
RE) 

1971 

0,2 

1,9 

p. m. 

2 

1 

1972 

1,1 

7,0 

0,3 

8 

4 

1973 

2,0 

7,2 

0,7 

10 

5 

1974 

2.8 

6,9 

1,4 

11 

5 

1975 

3,6 

6,1 

2,3 

12 

6 


E. Zusammenfassung aller sich aus der Richtlinie 
ergebenden Ausgaben 


Jahr 

f 

' Gesamlausgaben 
(Millionen RE) 

i Zu Lasten der Ab- 
! leilung Ausrich- 
tung des EAGFL 
! (Millionen RE) 

1 

1971 i 

2 

. 1 

1972 

1 

18 

9 

1973 

62 

i 

1974 

118 

1 

1975 

166 

83 
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Teil V 


Vorschlag für eine Richllinie des Rates vom . . . 
über ergänzende Bestimmungen zu den Richtlinien des Rates 
über die Modernisierung der landwirtschaftlichen Betriebe und 
der über die Förderung der Einstellung der landwirtschaftlichen 
Erwerbstätigkeit und die Bereitstellung der landwirtschaftlichen 
Nutzfläche für Zwecke der Agrarstrukturverbesserung 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Mit dem Funktionieren und der Entwicklung des 
Gemeinsamen Marktes für landwirtschaftliche Er- 
zeugnisse muß die Gestaltung einer gemeinsamen 
Agrarpolitik Hand in Hand gehen, deren genannte 
Ziele in Artikel 39 Absatz 1 Buchstaben a und b 
des Vertrags nicht ohne eine grundlegende Reform 
der Agrarstruktur erreicht werden können. 

Diese Strukturreform ist ein wesentlicher Bestand- 
teil der künftigen Entwicklung der gemeinsamen 
Agrarpolitik, die sich daher auf eine gemeinschaft- 
liche Konzeption und gemeinschaftliche Kriterien 
stützen muß. 

Die Unterschiede in den Ursachen, in der Art 
und in der Schwere der Strukturprobleme machen 
gebietlich differenzierte Lösungen erforderlich, die 
zeitlich angepaßt und zur gesamtwirtschaftlichen 
und sozialen Entwicklung des betreffenden Gebietes 
beitragen müssen. Die beste Wirkung läßt sich er- 
zielen, wenn die Mitgliedstaaten auf der Grund- 
lage einer gemeinschaftlichen Konzeption und ge- 
meinschaftlicher Kriterien die gemeinsame Aktion 
durch ihre eigenen gesetzgeberischen und admini- 
strativen Mittel selbst durchführen. 

Bei mehreren landwirtschaftlichen Erzeugnissen 
und insbesondere bei Milch und Milcherzeugnissen 
ist die Marktlage in der Gemeinschaft gegenwärtig 
durch beträchtliche und ständig wachsende Über- 
schüsse gekennzeichnet. Bei Rind- und Schaffleisch 
dagegen besteht ein Pröduktionsfehlbedarf, der noch 
ansteigen wird. 

Zur Herstellung eines anhaltenden Gleichgewichts 
auf den Agrarmärkten beizutragen, sieht die Richt- 
linie des Rates vom . . . den Erlaß ergänzender Be- 
stimmungen vor. 

Um zu einem anhaltenden Gleichgewicht auf den 
Agrarmärkten zu gelangen, ist gleichzeitig mit der 


Modernisierung und mit der Schaffung entwick- 
lungsfähiger Betriebe eine Umstellung deren Er- 
zeugung, insbesondere von der Milcherzeugung 
auf die Rind- und Schaffleischerzeugung, zu fördern. 
Dieses Ziel kann durch Gewährung einer Prämie zum 
Ausgleich der Umstellungsbemühungen des Begün- 
stigten und des vorübergehenden Einkommensver- 
lustes als Folge der Umstellung erreicht werden. 
Diese Prämie muß folglich zeitlich befristet und 
degressiv sein. 

Für die Wiederherstellung eines anhaltenden 
Gleichgewichts auf den Agrarmärkten sind die in 
Durchführung der Richtlinie des Rates vom . . . frei- 
gesetzten Flächen vorrangig solchen Betrieben zur 
Verfügung zu stellen, die sich auf die Rind- und 
Schaffleischerzeugung ausrichten. 

In Anbetracht der Lage auf dem Milchmarkt emp- 
fiehlt es sich, die in der Richtlinie des Rates vom 
. . . vorgesehenen Förderungsmaßnahmen Betrieben, 
die sich auf eine Erhöhung ihres Milchviehbestands 
ausrichten, nur dann zu gewähren, wenn sie auf- 
grund ihrer Bedingungen für die Milcherzeugung 
besonders geeignet sind. 

Die Richtlinie des Rates vom . . . sieht gewisse 
Maßnahmen zugunsten solcher Landwirte vor, die 
ihre Erwerbstätigkeit einstellen und ihr Land für 
die Schaffung entwicklungsfähiger Betriebe zur Ver- 
fügung stellen. 

Die Einführung einer zusätzlichen Prämie für die 
Einstellung der Milcherzeugung und für die Schlach- 
tung der Milchkühe kann bewirken, daß die Inhaber 
von Milch erzeugenden Betrieben die Förderungs- 
maßnahmen der genannnten Richtlinie in Anspruch 
nehmen und ihre landwirtschaftliche Erwerbstätig- 
keit einstellen. 

Aus biologischen Gründen kann die Erzeugung 
von Schweinen, Eiern und Geflügel in kürzester Zeit 
erheblich gesteigert werden. Um die Ausweitung 
dieser Erzeugung in einem gewissen Maße zu be- 
grenzen, empfiehlt es sich, Förderungsmaßnahmen 
zugunsten der Bildung von entwicklungsfähigen Be- 
trieben auf diesem Produktionssektor solchen Betrie- 
ben oder Betriebsgruppen vorzubehalten, die selbst 
mindestens die Hälfte des benötigten Futters er- 
zeugen können. 

Der Gesamtheit der geplanten Maßnahmen kommt 
eine gemeinschaftliche Bedeutung zu. Zwedc dieser 
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Maßnahmen ist es, die Ziele des Artikels 39 Buch- 
stabe a des Vertrags einschließlich der für das ord- 
nungsgemäße Funktionieren des Gemeinsamen 
Marktes erforderlichen Strukturänderungen zu ver- 
wirklichen. Sie stellen daher eine gemeinsame Maß- 
nahme im Sinne von Artikel 6 der Verordnung 
(EWG) Nr. 729/70 des Rates über die Finanzierung 
der gemeinsamen Agrarpolitik dar. 

Da die Gemeinschaft zur Finanzierung dieser ge- 
meinsamen Maßnahmen beiträgt, muß sie sich ver- 
gewissern können, daß die von den Mitlgiedstaaten 
hierzu erlassenen Durchführungsbestimmungen zur 
Verwirklichung deren Ziele beitragen. Zu diesem 
Zweck ist ein Verfahren vorzusehen, durch das im 
Rahmen des durch Artikel 1 der Ratsentscheidung 
vom 4. Dezember 1962 über die Koordinierung der 
Agrarstrukturpolitik “) eingesetzten Ständigen 
Agrarstrukturausschusses eine enge Zusammenar- 
beit zwischen den Mitgliedstaaten und der Kom- 
mission eingeführt wird und das die in den Arti- 
keln 11 bis 15 der Verordnung (EWG) Nr. 729 vor- 
gesehene Anhörung des Ausschusses des EAGFL zu 
den finanziellen Aspekten sowie gegebenenfalls des 
Ständigen Ausschusses für regionale Entwicklung zu 
den regionalen Aspekten umfaßt ■‘^). 

Es empfiehlt sich, daß das Europäische Parlament 
und der Rat jährlich anhand eines von der Kom- 
mission vorgelegten Berichts die Ergebnisse der 
durchgeführten gemeinschaftlichen und einzelstaat- 
lichen Maßnahmen im Hinblick auf eine etwaige Er- 
gänzung oder Anpassung der geschaffenen Rege- 
lung prüfen können — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Um bestimmten Agrarproduktionen eine Ausrich- 
tung zu geben und somit zur Schaffung eines anhal- 
tenden Gleichgewichtes auf den Agrarmärkten bei- 
zutragen, führen die Mitgiiedstaaten mit der An- 
nahme der in den Richtlinien des Rates vom . . . 
und vom . . . vorgesehenen Maßnahmen die in 
Titel I vorgesehene Förderungsregelung ein. 


TITEL I 

Ergänzungsmaßnahmen 

Artikel 2 

1. Die in Titel III der Richtlinie des Rates vom . . . 
vorgesehenen Förderungsmaßnahmen werden durch 
die Bewilligung einer Ausrichtungsprämie an Land- 


Ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 294 
vom 28. April 1970, S. 13 

“) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 136 
vom 17. Dezember 1962, S. 2892/62 ff. 

^) Vgl. Vorschlag einer Entscheidung des Rates vom 
15. Oktober 1969, Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften Nr. C 152 vom 28. November 1969 


wirte, deren Anträge und Entwicklungspläne gemäß 
Titel I und II der genannten Richtlinie genehmigt 
worden sind, ergänzt, wenn sie ihre Erzeugung ge- 
mäß Absatz 2 auf die Erzeugung von Rind- oder 
Schaffleisch ausrichten. 

2. Die Ausrichtungsprämie wird gewährt, wenn 

a) der Anteil der Rinder- und Schafverkäufe in dem 
der Antragstellung voraufgehenden Wirtschafts- 
jahr nicht mehr als 50 % des Betriebsertrags be- 
tragen hat; 

b) der Entwicklungsplan vorsieht, daß nach seiner 
Durchführung 

— der Anteil des obengenannten Betriebsertrags 
auf mindestens 60 Vo angehoben wird, 

— die Fleischerzeugung um mindestens 20 Vo er- 
höht wird. 

3. Die Zahlung der Ausrichtungsprämie wird über 
drei Jahre gestaffelt; sie beträgt: 

— 30 RE je ha landwirtschaftliche Nutzfläche bis zu 
3 000 RE je Betrieb im ersten Jahr; 

— 20 RE je ha bis zu 2 000 RE im zweiten Jahr; 

— 10 RE je ha bis zu 1 000 RE im dritten Jahr. 

Artikel 3 

Die in Artikel 6 Buchstabe c der Richtlinie des 
Rates vom . . . vorgesehenen Bodengesellschaften 
weisen die ihnen zur Verfügung stehenden Flächen 
vorrangig den Betriebsinhabern zu, die die in Arti- 
kel 2 Absatz 1 genannte Prämie erhalten. 

Artikel 4 

Sofern der in Artikel 2 Buchstabe c der Richtlinie 
des Rates vom . . . vorgesehene Entwicklungsplan 
die Erhöhung des Milchviehbestandes vorsieht, sind 
die Förderungsmaßnahmen gemäß Artikel 8 dieser 
Richtlinie davon abhängig, daß das Dauergrünland 
nach Durchführung des Plans zumindest ein Drittel 
der landwirtschaftlichen Nutzfläche des Betriebes 
ausmacht. 

Artikel 5 

Vorbehaltlich der Bestimmungen des Artikels 92, 
Absatz 2 sind staatliche oder aus staatlichen Mitteln 
gewährte Beihilfen gleich welcher Form untersagt, 
die eine unmittelbare oder mittelbare Förderung des 
Kaufs, Verkaufs und der Einstellung von weiblichen 
Hausrindern, die zur Erzeugung von zur Vermark- 
tung bestimmter Milch geeignet sind, mit Ausnahme 
von im Herdbuch eingetragenen reinrassigen Zucht- 
rindern, zur Folge haben. 

Artikel 6 

Die Mitgliedstaaten gewähren Betriebsinhabern, 
die vor dem 31. Dezember 1973 in den Genuß der in 
Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe a oder b der Richtlinie 
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des Rates vom . . . vorgesehenen Maßnahmen ge] an- ' 
gen, auf ihren Antrag eine Prämie für die Einstel- 
lung der Milcherzeugung in Höhe von zumindest i 
200 RE je geschlachtete Kuh, wenn folgende Voraus- ! 
Setzungen erfüllt sind: 

— der Begünstigte hält wenigstens zwei Milchkühe; 

— sämtliche Milchkühe des Betriebes werden ge- 
schlachtet. 

Artikel 7 , 

Sofern der in Artikel 2 Buchstabe c der Richtlinie | 
des Rates vom . . . genannte Entwicklungsplan In- 
vestitionen im Bereich der Schweine-, Eier- und Ge- 
flügelproduktion vorsieht, sind die Förderiingsmaß- 
nahmen gemäß Artkel 8 dieser Richtlinie davon ab- 
hängig, daß nach Abschluß des Plans zumindest die 
Hälfte der Futtermittel vom Betrieb selbst erzeugt 
werden könnte. 

Bei gemeinschaftlicher Produktion durch mehrere 
Betriebe ist diese Voraussetzung erfüllt, wenn die 
Hälfte der Futtermittel von einer oder mehreren der 
beteiligten Betriebe erzeugt werden könnte. 


TITEL II 

Finanz- und Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 8 

Die Gesamtheit der in dieser Richtlinie vorgesehe- 
nen Maßnahmen stellt eine gemeinsame Maßnahme 
im Sinne von Artikel 6 Absatz 1 der Verordnung 
(EWG) Nr. 729/70 des Rates dar. 


Artikel 9 

1. Die voraussichtlichen Gesamtkosteh für die ge- 
meinsame Maßnahme zu Lasten des EAGFL betra- 
gen 325 Millionen Rechnungseinheiten. 

2. Die voraussichtliche Dauer der Abwicklung der 
in Absatz 1 genannten Maßnahme beträgt drei Jahre. 

Artikel 10 

1. Die Mitgliedstaaten teilen der Komission fol- 
gendes mit: 

— die Entwürfe der Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften zur Durchführung dieser Richtlinie; 

— die vor Wirksamwerden dieser Richtlinie erlas- 
senen Vorschriften, die die Durchführung dieser 
Richtlinie ermöglichen. 

2, Bei der Übermittlung der geplanten bzw. bereits 
in Kraft befindlichen Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften im Sinne von Absatz 1 erläutern die Mit- 
gliedstaaten die Zusammenhänge, die auf regionale 
Ebene zwischen der betreffenden Maßnahme und 
den wirtschaftlichen und agrarstrukturellen Ver- 


hältnissen bestehen, sowie die von der Maßnahme 
erhofften Wirkungen im Rahmen der für jedes Ge- 
biet beschlossenen gesamten agrarstrukturellen 
Maßnahmen, und im Hinblick auf die sozio-ökono- 
mische Situation eines jeden Gebietes. 

3. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission die 
in Absatz 1, 1. Gedankenstrich genannten Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften alsbald nach ihrer Ver- 
abschiedung mit. 

Artikel 11 

1. Bei allen gemäß Artikel 10 mitgeteilten geplan- 
ten oder bestehenden Vorschriften, die erstattungs- 
fähige Ausgaben im Sinne von Artikel 12 mit sich 
bringen, prüft die Kommission, ob im Hinblick auf 
ihre Vereinbarkeit mit den Bestimmungen dieser 
Richtlinie und unter Berücksichtigung der Ziele 
dieser Richtlinie die Bedingungen für eine finan- 
zielle Beteiligung der Gemeinschaft erfüllt sind. 
Binnen drei Monaten nach der Mitteilung unter- 
breitet der Vertreter der Kommission, nachdem der 
Ausschuß des EAGFL zu den finanziellen Aspekten 
gehört worden ist, dem Ständigen Agrarstrukturaus- 
schuß einen Entwurf einer diesbezüglichen Entschei- 
dung. Die Kommission kann zuvor den Ständigen 
Ausschuß für regionale Entwicklung zu den regio- 
nalen Aspekten anhören. 

2. Der Ständige Agrarstrukturausschuß nimmt zu 
diesem Entwurf innerhalb einer Frist, die der Vor- 
sitzende entsprechend der Dringlichkeit der zu prü- 
fenden Frage bestimmen kann, Stellung. Die Stel- 
lungnahme kommt mit einer Mehrheit von zwölf 
Stimmen zustande. Die Stimmen der Mitgliedstaaten 
werden nach Artikel 148 Absatz 2 des Vertrages 
gewogen. Der Vorsitzende nimmt an der Abstim- 
mung nicht teil. 

3. Die Kommission erläßt die Entscheidung. Ent- 
spricht diese jedoch nicht der Stellungnahme des 
Ausschusses, so wird sie dem Rat von der Kom- 
mission alsbald mitgeteilt. In diesem Fall kann die 
Kommission die Anwendung ihrer Entscheidung bis 
zur Dauer von höchstens einem Monat nach dieser 
Mitteilung aussetzen. Der Rat kann nach dem Ab- 
stimmungsverfahren des Artikels 43 Absatz 2 des 
Vertrages binnen einer Frist von einem Monat an- 
ders entscheiden. 

Artikel 12 

1. Erstattungsfähig durch den EAGFL, Abteilung 
Ausrichtung, sind; 

a) die von den Mitgliedstaaten im Rahmen der 
Maßnahmen nach Artikel 2 gemachten Ausgaben, 

b) die von den Mitgliedstaaten im Rahmen der 
Maßnahmen nach Artikel 6 gemachten Ausgaben 
unter Beachtung der in diesem Artikel vorge- 
sehenen Mindestbeträge. 

2. Die von den Mitgliedstaaten beschlossenen Maß- 
nahmen können für eine finanzielle Beteiligung der 
Gemeinschaft nur in Betracht kommen, wenn die sie 
einführenden Rechtsvorschriften mit den Entwürfen, 
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die vor ihrer Annahme Gegenstand einer befürwor- 
tenden Entscheidung gemäß Artikel 11 gewesen 
sind, übereinstimmen. 

Die von den Mitgliedslaaten vor dem Wirksamwer- 
den dieser Richtlinie beschlossenen Maßnahmen 
können für eine finanzielle Beteiligung der Gemein- 
schaft nur in Betracht kommen, wenn die sie betref- 
fenden Rechtsvorschriften Gegenstand einer befür- 
wortenden Entscheidung gemäß Artikel 11 gewesen 
sind. 

3. Die EAGFL, Abteilung Ausrichtung, vergütet 
den Mitgliedstaaten 50 Vo der erstattungsfähigen 
Ausgaben. 

Artikel 13 

1. Die Anträge auf Rückvergütung beziehen sich 
auf die von den Mitgliedstaaten im Laufe eines 
Kalenderjahres getätigten Ausgaben und sind der 
Kommission bis zum 30. Juni des darauffolgenden 
Jahres einzureichen. 

2. Uber die Beteiligung des Fonds wird gemäß 
Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 729/70 des Rates entschieden. 

Artikel 14 

Die Durchführungsbestimmungen zu Artikel 12 
Absatz 1 werden nach dem Verfahren des Artikels 7 
Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 des 
Rates über die Finanzierung der gemeinsamen 
Agrarpolitik erlassen. 

Artikel 15 

Diese Richtlinie läßt die Möglichkeit der Mitglied- 
staaten zur Gewährung zusätzlicher Beihilfen im 
Bereich dieser Richtlinie, deren Bedingungen und 
Modalitäten von denen dieser Richtlinie abweichen 
und deren Höhe die in Artikel 2 und 6 vorgesehenen 


I Beträge überschreitet, unberührt, sofern diese Bei- 
hilfen in Übereinstimmung mit den Artikeln 92 bis 
■ 94 des Vertrages gewährt werden. 

I Artikel 16 

I Vor dem 1. August eines jeden Jahres werden die 
in Kraft befindlichen gemeinschaftlichen und einzel- 
I staatlichen Maßnahmen, die sich auf diese Richtlinie 
beziehen, im Rahmen des Jahresberichtes geprüft, 
den die Kommission dem Europäischen Parlament 
und dem Rat vorlegt und für den die Mitglied- 
staaten der Kommission alle erforderlichen Angaben 
übermitteln. 

Der Rat beurteilt die Ergebnisse dieser Maßnah- 
men unter Berücksichtigung des Tempos der Ent- 
wicklung für die Verwirklichung der Ziele der ge- 
meinsamen Agrarpolitik notwendigen strukturellen 
Entwicklung, der Auswirkungen auf eine harmo- 
nische Entwicklung der Regionen der Gemeinschaft 
sowie der finanziellen Auswirkungen der in Frage 
stehenden Maßnahmen. 

Der Rat erläßt gegebenenfalls nach dem Ver- 
fahren des Artikels 43 des Vertrages entsprechende 
Bestimmungen. 

Artikel 17 

Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen 
Maßnahmen in Kraft, um den Bestimmungen dieser 
Richtlinie binnen einer Frist nachzukommen, die 
ihre Anwendung gleichzeitig mit der Anwendung 
der Richtlinien des Rates vom . . . und vom . . . er- 
möglicht. 

Artikel 18 

Die Wirksamkeit dieser Richtlinie endet am 
31. Dezember 1975. 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerich- 
tet. 


Geschehen zu Brüssel, am . . . 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


Bei der unerläßlichen Verbesserung der Produk- 
tionsstruktur ist gleichzeitig der erforderlichen Aus- 
richtung der Erzeugung im Hinblick auf die Wie- 
derherstellung eines anhaltenden Gleichgewichts auf 
den Agrarmärkten Rechnung zu tragen. 

Es empfiehlt sich daher, bei der Entwicklung des 
Betriebs eine Ausrichtung auf gewisse Produktionen 
zu fördern und während der Zeit der Umstellung die 
Einkommensverluste der Betriebe anzugleichen. 

Aus diesen Überlegungen geht hervor, daß die frei- 
gesetzten Flächen durch öffentliche Mittel vorzugs- 
weise solchen Betrieben zugeführt werden, die 
entwicklungsfähig sind und sich auf Produktionen 
ausrichten wollen, die gegenwärtig und voraussicht- 
lich auch in der Zukunft noch hinlängliche Absatz- 
möglichkeiten bieten. 

Als direkter Beitrag zum Abbau der Überschüsse 
auf dem Markt für Milch und Mildierzeugnisse er- 


scheint es angezeigt, dem seinen Betrieb aufgeben- 
den Betriebsleiter zusätzliche finanzielle Anreize zu 
bieten, sofern gleichzeitig die Milcherzeugung ein- 
gestellt wird. 

In Anbetracht der Marktlage muß die Förderung 
der Entwicklung von Milchbetrieben auf solche Be- 
triebe beschränkt werden, die aufgrund der natür- 
lichen Produktionsbedingungen für die Milcherzeu- 
gung sind. 

Auch wenn die Märkte für Schweinefleisch, Eier und 
Geflügel gegenwärtig noch keine nennenswerten 
Überschüsse aufweisen, ist eine solche Entwicklung 
wegen der starken Ausdehnungsmöglichkeiten 
dieser Produktionen kurzfristig möglich. Die Förde- 
rung dieser Produktionszweige ist daher auf solche 
Betriebe zu begrenzen, die selbst einen beträcht- 
lichen Teil der benötigten Futtermittel erzeugen 
1 können. 
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Anhang 


Schätzung der für den EAGFL in Betracht kommenden Ausgaben für die 
Durchführung der Richtlinie des Rates vom . . . über ergänzende Bestim- 
mungen zu den Richtlinien des Rates über die Modernisierung der land- 
wirtschaftlichen Betriebe und EWG No . ./70 des Rates über die Förderung 
der Einstellung der landwirtschaftlichen Erwerbstätigkeit und die Bereit- 
stellung der landwirtschaftlichen Nutzfläche für Zwecke der Agrarstruktur- 
verbesserung 1) 


A. Ausgaben auf Grund des Artikels 2 Absatz 


Berechnung shypothesen 


Landwirtschaftliche Betriebe, die sich auf die Er- 
zeugung von Rind- oder Schaffleisch ausrichten, er- 
halten eine Ausrichtungsprämie in Höhe von 

30 RE je ha landwirtschaftlicher Nutzfläche im 1. Jahr 
20 RE je ha landwirtschaftlicher Nutzfläche im 2. Jahr 
10 RE je ha landwirtschaftlicher Nutzfläche im 3. Jahr 

Berechnungshypothesen 

Angenommen wird die entsprechende Ausrichtung 
von Betrieben in einer Frequenz von 

1972 8 000 Betrieben 

1973 12 000 Betrieben — 

Die durchschnittliche Fläche derart begünstigter Be- 
triebe wird auf 85 ha geschätzt. Dementsprechend 
erhielte der Durchschnittsbetrieb 

im 1. Jahr 30 X 85 “ 2 550 RE 

im 2. Jahr 20 X 85 =- 1 770 ER 

im 3. Jahr 10 X 85 = 850 RE 


Kostenberechnung 


Jahr 

Kostenberechnung 

Gesamt- 
aus- 
gaben 
(Millio- 
nen RE) 

Zu Lasten 
der Abtei- 
lung Aus- 
riditung des 
EAGFL 
(Millionen 
RE) 

1972 

8 000 X 2 250 

= 18 

9 

1973 

( 8 000 X 1 770) 

+ (12 000 X 2 250) ^ 

1 

i 

= 41 

20 

1974 

( 8 000 X 850) 

+ (12 000 X 1 770) = 

= 27 

14 

1975 

(12 000 X 850) 

= 10 

5 


B. Ausgaben auf Grund des Artikels 6 

Betriebsinhaber, die die Einkommensausgleichsrente 
oder die Strukturverbesserungsprämie erhalten, er- 
halten auf Antrag eine Prämie für die Einstellung 
der Milcherzeugung in Höhe von mindestens 200 RE 
je abgeschlachtete Milchkuh. 

h Schätzung für die fünf ersten Jahre 


Es wird angenommen, daß von 1,4 Mio ausscheiden- 
der Landwirte eine Million durchschnittlich je 
5 Milchkühe abschlachtet. Die Zahl der geschlach- 
teten Kühe beläuft sich also 


Jahr 1 

Zahl der ausschei- ! 

denden Landwirte 

Zahl der abge- 
schlachteten Kühe 

1971 

1 

90 000 X X 5 = 

1|4 

319 000 

1972 

340 000 — = 

1 207 000 

1973 

350 000 — = 

1 242 000 


Kostenberechnung 


Jahr 

Berechnung 

Gesamt- 
aus- 
gaben 
(Millio- 
nen RE) 

Zu Lasten 
der Ab- 
teilung 
Ausrich- 
tung 
des 

EAGFL 
(Millio- 
nen RE) 

1971 

1 319 000 X 200 = 

64 

32 

1972 

1 207 000 — 

241 

120 

1973 

1 242 000 — 

248 

124 


C. Zusammenfassung aller sich aus der Richtlinie 
ergebenden Ausgaben 


Jahr 


1971 

1972 

1973 

1974 

1975 


Gesamtausgaben 
(Millionen RE) 


64 

259 

289 

27 

10 


Zu Lasten der Ab- 
teilung Ausrich- 
tung des EAGFL 
(Millionen RE) 


32 

130 

144 

14 

5 
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Teil VI 


Geänderter Vorschlag 

für die Verordnung (EWG) Nr. . . ./70 des Rates vom . . . 
betreffend die landwirtschaftlichen Erzeugergemeinschaften 

und ihre Vereinigungen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments ^), 

in Erwägung nachstehender Gründe; 

Es ist erforderlich, daß innerhalb der gesamten 
Gemeinschaft Maßnahmen durchgeführt werden, um 
die Landwirte zu Zusammenschlüssen zu veranlas- 
sen. Tatsächlich bildet die große Zahl der land- 
wirtschaftlichen Betriebe mit verhältnismäßig be- 
grenzter Betriebsfläche häufig ein Hindernis für die 
Steigerung der landwirtschaftlichen Produktivität, 
für den technischen Fortschritt, für die rationelle 
Entwicklung der Erzeugung sowie für den optimalen 
Einsatz der Produktionsfaktoren. Diese Nachteile 
können zum Teil ausgeglichen werden, wenn die 
Landwirte durch gemeinsame Aktionen in den Wirt- 
schaftsprozeß eingreifen. 

Um der landwirtschaftlichen Bevölkerung eine an- 
gemessene Lebenshaltung zu gewährleisten und um 
die Märkte zu stabilisieren und in der Belieferung 
der Verbraucher vertretene Preise sicherzustellen, 
müssen die Zusammenfassung des Angebots und die 
Anpassung der landwirtschaftlichen Erzeugung an 
die Markterfordernisse durch die Landwirte geför- 
dert werden. 

Der Zusammenschluß der Landwirte innerhalb von 
Organisationen, die für ihre Mitglieder die Ver- 
pflichtung zur Einhaltung gemeinsamer Regeln vor- 
sehen, ist daher für die Verwirklichung der Ziele 
des Artikels 39 des Vertrags erforderlich. Diese 
Ziele können insbesondere durch den Zusammen- 
schluß der einzelnen Landwirte innerhalb von Er- 
zeugergemeinschaften wie auch durch die Bildung 
von Vereinigungen dieser Gemeinschaften verfolgt 
werden. 

Zwischen den Erzeugern der Gemeinschaft muß 
jede Diskriminierung vermieden werden, die sich 
daraus ergeben würde, daß einige Mitgliedstaaten 
Maßnahmen nur zugunsten ihrer eigenen Erzeuger 
treffen. Um die Einheitlichkeit und Wirksamkeit 


Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 20 
vom 14. Februar 1968, S. 61 


der zu treffenden Maßnahmen zu gewährleisten, 
müssen für die gesamte Gemeinschaft die Bedingun- 
gen festgelegt werden, welche die Erzeugergemein- 
schaften und ihre Vereinigungen erfüllen müssen, 
damit sie von den Mitgliedstaaten anerkannt wer- 
den. Diese Bedingungen müssen ferner so festgelegt 
werden, daß nur diejenigen Erzeugergemeinschaften 
und deren Vereinigungen anerkannt werden, die 
auf die in dieser Verordnung festgesetzten Ziele aus- 
gerichtet sind. 

In der Verordnung Nr. 159/66/EWG“) mit zusätz- 
lichen Vorschriften für die gemeinsame Marktorga- 
nisation für Obst und Gemüse ist die Bildung von 
Erzeugerorganisationen und Zusammenschlüssen 
dieser Organisationen vorgesehen, die weitgehend 
die gleichen Ziele verfolgen, die den Erzeuger- 
gemeinschaften und deren Vereinigungen gesetzt 
sind. Um die Erzeugergemeinschaften in den ver- 
schiedenen Sektoren einer einheitlichen Regelung 
zu unterwerfen, ist auf dem Obst- und Gemüsesektor 
schrittweise die für die übrigen Sektoren festgelegte 
Regelung anzuwenden, ohne indessen dadurch die 
Marktinterventionensaufgaben zu beeinträchtigen, 
die den Erzeugerorganisationen und deren Zusam- 
menschlüsse in der Verordnung Nr. 159/66/EWG “) 
übertragen worden sind. 

Die Erzeugergemeinschaften, welche die vorge- 
schriebenen Bedingungen erfüllen, verdienen eine 
Förderung in Form von staatlichen oder aus staat- 
lichen Mitteln gewährten Beihilfen zur Deckung 
eines Teils der ihnen durch Anwendung ihrer ge- 
meinsamen Regelung entstehenden Verwaltungs- 
kosten sowie ihrer Investitionen. In Anbetracht der 
Mangellage im Fleischsektor empfiehlt es sich, den 
in diesem Sektor errichteten Erzeugergemeinschaf- 
ten höhere Beihilfen zur Deckung ihrer Verwaltungs- 
kosten zu gewähren. 

Als Anreiz für eine stärkere Konzentration des 
Angebots, als sie normalerweise durch eine einzige 
Gemeinschaft erreicht wird, empfiehlt es sich, die 
anerkannten Vereinigungen in der Weise zu fördern, 
daß ihnen vom Staat oder aus staatlichen Mitteln 
eine einmalige Entwicklungbeihilfe sowie Investi- 
tionsbeihilfen gewährt werden. 

Zur Vermeidung von Wettbewerbsverzerrungen 
ist es erforderlich, die Gewährung von Beihilfen im 
Rahmen von Höchstgrenzen für obligatorisch zu er- 
klären. 


“) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 192 
vom 27. Oktober 1966, S. 3286/66 
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Eine wirksame Zusammenfassung des Angebots j 
läßt sich nur durch die Bildung von Erzeugergemein- : 
schäften und Vereinigungen erreichen, die eine aus- | 
reichende Wirtschaftsgröße aufweisen. I 

Im Hinblick auf das Ziel der Angebotskonzentra- | 
tion ist es erforderlich, daß entweder die Erzeuger- j 
gemeinschaft bzw. Vereinigung unmittelbar die ge- j 
samte Produktion der ihr angeschlossenen Erzeuger , 
bzw. Gemeinschaften anbietet oder die Erzeuger ihre ; 
eigene Produktion nach gemeinsamen Anlieferungs- | 
und Vermarktungsregeln, die von der Gemeinschaft 
bzw. Vereinigung festgelegt werden, anbieten. 

Diskriminierungen zwischen den Erzeugern auf 
Grund ihrer Staatsangehörigkeit oder ihres Nieder- | 
lassungsortes durch die anerkannten Erzeuger- 
gemeinschaften müssen verhindert werden; desglei- 
chen müssen Diskriminierungen zwischen den Erzeu- 
gergemeinschaften auf Grund ihres satzungsmäßigen 
Sitzes untersagt werden. 

Die Anerkennung muß widerrufen werden, wenn 
eine anerkannte Erzeugergemeinschaft oder eine an- 
erkannte Vereinigung nicht mehr die Bedingungen 
erfüllt, die ihr in dieser Verordnung auferlegt wur- 
den. Insbesondere muß die Anerkennung wider- 
rufen werden, wenn die Kommission der Meinung 
ist, daß diese Tätigkeit nicht zur Verwirklichung der , 
Ziele des Artikels 39 des Vertrages beitragen. 

Zur Unterrichtung der Mitgliedstaaten sowie aller | 
Beteiligten ist zu Beginn eines jeden Jahres die 
Veröffentlichung einer Liste derjenigen Gemein- I 
schäften und Vereinigungen vorzusehen, die wäh- 
rend des Vorjahres anerkannt wurden oder deren 
Anerkennung widerrufen worden ist. 

Um die spätere Durchführung einiger Bestimmun- 
gen dieser Verordnung zu erleichtern, ist ein Ver- 
fahren für eine enge Zusammenarbeit zwischen den 
Mitgliedstaaten und der Kommission vorzusehen. 
Diese Zusammenarbeit kann in geeigneter Form in- j 
nerhalb des Verwaltungsausschusses für den betref- | 
fenden Sektor der landwirtschaftlichen Produktion | 
oder, sofern ein solcher nicht besteht, auf dem Wege | 
einer vorherigen Konsultation der Mitgliedstaaten I 
gewährleistet werden. 

Der Gesamtheit der geplanten Maßnahmen kommt i 
eine gemeinschaftliche Bedeutung zu. Zweck dieser 
Maßnahmen ist es, die Ziele des Artikels 39 Buch- 
stabe a des Vertrages einschließlich der für das ord- 
nungsgemäße Funktionieren des Gemeinsamen 
Marktes erforderlichen Strukturänderungen zu ver- 
wirklichen. Sie stellen daher eine gemeinsame 
Maßnahme im Sinne von Artikel 6 der Verordnung i 
(EWG) Nr. 729/70 des Rats über die Finanzierung der 
gemeinsamen Agrarpolitik dar ^). 

Da die Gemeinschaft zur Finanzierung dieser ge- 
meinsamen Maßnahmen beiträgt, muß sie sich verge- 
wissern, daß die von den Mitgliedstaaten hierzu 
erlassenen Durchführungsbestimmungen zur Ver- 
wirklichung deren Ziele beitragen. Zu diesem Zweck 
ist ein Verfahren vorzusehen, durch das im Rahmen 


Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 28. April 1970, S. 13 


des durch Artikel 1 der Ratsentscheidung vom 4. De- 
zember 1962 über die Koordinierung der Agrar- 
strukturpolitik eingesetzten Ständigen Agrar- 
strukturausschusses eine enge Zusammenarbeit zwi- 
schen den Mitgliedstaaten und der Kommission ein- 
geführt wird und das zu den finanziellen Aspekten 
die in den Artikeln 11 bis 15 der Verordnung (EWG) 
729/70 vorgesehene Anhörung des EAGFL Ausschus- 
ses sowie gegebenenfalls zu den regionalen Aspek- 
ten die Anhörung des Ständigen Anschusses für 
regionale Entwicklung umfaßt^). 

Es empfiehlt sich, daß das Europäische Parlament 
und der Rat jährlich anhand eines von der Kom- 
mission vorgelegten Berichts die Ergebnisse der 
durchgeführten gemeinschaftlichen und einzelstaat- 
lichen Maßnahmen im Hinblick auf eine etwaige Er- 
gänzung oder Anpassung der geschaffenen Rege- 
lung prüfen können — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

TEIL I 

Anwendungsbereich 


Artikel 1 

1. Diese Verordnung gilt für die in ihrem Anhang I 
aufgeführten Erzeugnisse. 

2. Ab 1. Januar 1972 gilt diese Verordnung für die 
in Artikel 7 der Verordnung Nr. 23 (über die schritt- 
weise Errichtung einer gemeinsamen Marktorgani- 
sation für Obst und Gemüse) genannten Erzeug- 
nisse. Die Artikel 1 und 2 Absatz 1 der Verord- 
nung Nr. 159/66/EWG des Rates mit zusätzlichen 
Vorschriften für die gemeinsame Marktorganisation 
für Obst und Gemüse werden am 1. Januar 1972 auf- 
gehoben; von diesem Zeitpunkt ab gelten Artikel 2 
Absatz 2, Artikel 3 und Artikel 6 Absätze 2 und 3 
der Verordnung Nr. 159/66/EWG nicht mehr für Er- 
zeugerorganisationen oder ihre Vereinigungen, son- 
dern für Erzeugergemeinschaften und ihre Vereini- 
gungen im Sinne dieser Verordnung. 

Bis zum 31. Dezember 1971 entscheidet der Rat 
nach dem in Artikel 43 Absatz 2 des EWG-Vertra- 
ges vorgesehenen Verfahren auf Vorschlag der 
Kommission über die schrittweise Einführung der in 
dieser Verordnung vorgesehenen Regelung für die 
in Artikel 7 der Verordnung Nr. 23 erwähnten Er- 
zeugnisse. 

3. Der Rat beschließt nach dem Verfahren des Ar- 
tikels 43 Absatz 2 des EWG-Vertrages auf Vor- 
schlag der Kommission die Aufnahme weiterer land- 
wirtschaftlicher Erzeugnisse in den Anhang I. 


Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 136 
vom 17. Dezember 1962, S. 2892/62 ff. 

Siehe Vorschlag für eine Entscheidung des Rates über 
die Mittel eines Vorgehens der Gemeinschaft auf dem 
Gebiet regionaler Entwicklung, vom 15. Oktober 1969, 
Amtblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 152 
vom 28. November 1969. 
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Artikel 2 

1. Im Sinne dieser Verordnung ist 

a) Erzeuger: eine landwirtschaftlicher Betriebs- 
inhaber, dessen Betrieb im Gebiet der Gemein- 
schaft liegt und der sich mit der Erzeugung eines 
oder mehrerer der im Anhang I aufgeführten 
Erzeugnisse befaßt; 

b) anerkannte Erzeugergemeinschaft: eine Gemein- 
schaft von Erzeugern, die zu dem Zweck gegrün- 
det wurde, ihre Erzeugung gemeinsam den Erfor- 
dernissen des Marktes anzupassen, und die von 
einem Mitgliedstaat gemäß den Vorschriften von 
Teil III dieser Verordnung anerkannt worden ist; 

c) anerkannte Vereinigung: ein Zusammenschluß 
anerkannter Erzeugergemeinschaften, der die 
gleichen Ziele wie diese verfolgt und der von 
einem Mitgliedstaat gemäß den Vorschriften von 
Teil III dieser Verordnung anerkannt worden 
ist. 

2. Die zur Bestimmung des Begriffs des landwirt- 
schaftlichen Betriebsinhabers im Sinne von Absatz 1 
Buchstabe a erforderlichen Einzelheiten werden von 
den Mitgliedstaaten erlassen. 


TEIL II 

Maßnahmen zugunsten anerkannter Erzeuger- 
gemeinschaften und anerkannter Vereinigungen 

Artikel 3 

Die Bestimmungen der Artikel 4 und 5 dieser 
Verordnung finden auf die von den Mitgliedstaaten 
anerkannten Erzeugergemeinschaften und deren 
Vereinigungen Anwendung. 


Artikel 4 

1. Die Mitgliedstaaten gewähren anerkannten Er- 
zeugergemeinschaften in den ersten drei Jahren nach 
ihrer Anerkennung Beihilfen, um ihre Gründung zu 
fördern und ihre Tätigkeit zu erleichtern. Der Betrag 
dieser Beihilfen darf im ersten Jahr 3 v. H., im zwei- 
ten Jahr 2 v. H. und im dritten Jahr 1 v. H. des | 
Wertes der von der Anerkennung erfaßten vermark- j 
teten Erzeugung nicht überschreiten. 

Für anerkannte Erzeugergemeinschaften von Er- 
zeugnissen der Tarifstellen 01.02 und 01.04 des An- 
hangs I darf der Betrag dieser Beihilfen unter Vor- 
aussetzungen, die nach dem Verfahren des Artikels 
14 festzulegen sind, im ersten, zweiten und dritten 
Jahr 5 v. H. bzw. 4 v. H. bzw. 3 v. H. ausmachen. 

Der Wert der vermarkteten Erzeugung wird für 
jedes Jahr auf der Grundlage 

— der vermarkteten Durchschnittsproduktion der 
der Erzeugergemeinschaft beigetretenen Erzeu- 


I ger in den drei ihrem Beitritt vorausgegangenen 
Kalenderjahren und 

I — der von diesen Erzeugern im gleichen Zeitraum 
erzielten durchschnittlichen Erzeugerpreise 

j errechnet. 

i 

2. Von der Beihilfegewährung nach Absatz 1 sind 
„Erzeugerorganisationen" im Sinne des Artikels 1 
der Verordnung Nr. 159/66/EWG ausgeschlossen, 

I sofern sie bereits Beihilfen auf Grund des Artikels 2 
Absatz 1 dieser Verordnung erhalten haben. 

3. Die Mitgliedstaaten gewähren anerkannten Er- 
I Zeugergemeinschaften und anerkannten Vereinigun- 
1 gen in den ersten fünf Jahren nach ihrer Anerken- 
I nung Beihilfen für Investitionen, die durch Anwen- 
j düng der Gemeinschaftsregeln gemäß Artikel 7 Buch- 
I stabe b zur Verbesserung der Produktionsbedingun- 
i gen und des Anbietens auf dem Markt sowie zur 

Verbesserung der Lagerung, Sortierung, Verpackung 
sowie sonstiger Vorbereitungen für den Verkauf 
notwendig werden. Diese Investitionen müssen dem 
Erwerb unbeweglicher oder beweglicher Güter die- 
nen, die Eigentum der Erzeugergemeinschaft bzw. 
der Vereinigung oder Gemeinschaftseigentum deren 
Mitglieder bleiben. 

4. Die Beihilfen gemäß Absatz 3 werden gewährt in 
Form von 

I — Zuschüssen zur Verbilligung von Zinsen von 
I höchstens 6 v. H. und einer Höchstdauer von 
I 15 Jahren für höchstens das gesamte Darlehen; 

1 der vom Begünstigten zu tragende Zinssatz darf 
I nicht unter 2 v. H. liegen; 

— einer Bürgschaft für aufgenommene Darlehen 
und deren Zinsen, falls die vorhandenen Grund- 
stücks- und persönlichen Sicherheiten unzurei- 
chend sind. 

Der Rat kann jedoch auf Vorschlag der Kommis- 
sion nach dem Abstimmungsverfahren des Arti- 
kels 43 Absatz 2 des EWG-Vertrages einen Mit- 
' gliedstaat für eine bestimmte Zeit ermächtigen, 

— Zuschüsse zur Verbilligung von Zinsen von mehr 
als 6 V. H. zu gewähren, wenn die Kapitalmarkt- 
lage des betreffenden Mitgliedstaates dies recht- 
fertigt; 

— in bestimmten Gebieten die Mindestbelastung 
des Begünstigten auf 1 v. H. senken; 

— in bestimmten Gebieten <unter Berücksichtigung 
deren wirtschaftlicher und sozialer Lage die 
Zuschüsse zur Verbilligung von Zinsen durch 
einen gleichwertigen Kapitalzuschuß ersetzen. 


Artikel 5 

Die Mitgliedstaaten gewähren anerkannten Ver- 
einigungen für ihre Gründung und Entwicklung wäh- 
rend der ersten 5 Jahre nach ihrer Anerkennung an 
eine Beihilfe in Form eines Pauschalbetrages von 
höchstens 50 000 Rechnungseinheiten. 
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TITEL IIII 

Anerkennung der Erzeugergemeinsdiaft und 
Vereinigungen 

Artikel 6 

Die Mitgliedstaaten erkennen Erzeugergemein- 
schaften und deren Vereinigungen auf ihren An- 
trag an, wenn sie die in Artikel 7 aufgeführten 
Voraussetzungen erfüllen und wenn sich ihre Tätig- 
keit auf eines oder mehrere der im Anhang I ge- 
nannten Erzeugnisse erstreckt. 


Artikel 7 

Die Erzeugergemeinschaften und deren Vereini- 
gungen müssen auf dem Sektor des oder der Er- 
zeugnisse, für die sie anerkannt werden, folgende 
allgemeine Voraussetzungen erfüllen; 

a) sie müssen durch die Tätigkeit, für die sie eine 
Anerkennung anstreben, zur Verwirklichung der 
Ziele des Artikels 39 des Vertrages beitragen; 

b) sie müssen gemeinsame Regeln der Erzeugung 
und des Anbietens anwenden. Die Kriterien für 
diese gemeinsamen Regeln, insbesondere die 
Definition des „gemeinsamen Anbietens“ sowie 
etwaige gemeinsame Regeln betreffend Lage- 
rung, Sortierung, Verpackung und die sonstige 
Zubereitung für den Verkauf, werden nach dem 
Verfahren des Artikels 14 festgelegt; 

c) ihre Satzungen müssen die Verpflichtung für die 
Erzeuger, die Mitglied einer Erzeugergemein- 
schaft sind, und für anerkannte Erzeugergemein- 
schaften, die Mitglieder einer Vereinigung sind, 
enthalten 

— entweder ihre gesamte Produktion an Er- 
zeugnissen, für die sie der Erzeugergemein- 
schaft oder der Vereinigung beitreten, ent- 
sprechend den von der Erzeugergemeinschaft 
bzw. der Vereinigung erstellten und über- 
wachten Anlieferungs- und Vermarktungs- 
regeln anzubieten, 

— oder ihre gesamte Produktion an Erzeugnis- 

sen, für die sie anerkannt sind, durch die Er- 
zeugergemeinschaft bzw. durch die Vereini- 
gung anbieten zu lassen. i 

Bei Erzeugergemeinschaften gilt diese Ver- | 
pflichtung nicht für Erzeugnisse: | 

— für die die Erzeuger vor Beitritt zur Er- 
zeugergemeinschaft Kaufverträge abge- 
schlossen oder Optionen eingeräumt 
haben, sofern die Erzeugergemeinschaft 
vor dem Beitritt vom Umfang und Dauer 
dieser vertraglichen Verpflichtungen un- 1 
terrichtet wurde und ihnen zugestimmt hat, | 

— die die Erzeuger nach ihrem Beitritt mit ‘ 
ausdrücklicher Zustimmung der Erzeuger- ' 
gemeinschaft vom gemeinsamen Anbieten , 
durch letztere ausnehmen dürfen; 


d) ihre Satzungen müssen Bestimmungen enthalten, 
wonach die Mitglieder einer Gemeinschaft bzw. 
einer Vereinigung, die ihre Mitgliedschaft auf- 
geben wollen, dies unter der Voraussetzung 
tun können, daß die Gemeinschaft bzw. die Ver- 
einigung mindestens sechs Monate vor ihrem 
Ausscheiden davon unterrichtet wird; 

e) Erzeugergemeinschaften und Vereinigungen 
müssen eine ausreichende wirtschaftliche Tätig- 
keit nachweisen können; in Bestimmungen, die 
nach dem Verfahren des Artikels 14 zu erlassen 
sind, sind Mindestanbaufläche bzw. Mindestpro- 
duktion des betreffenden Erzeugnisses bzw. der 
Gruppe von Erzeugnissen, die diese Erzeuger- 
gemeinschaften oder Vereinigungen zu vertreten 
haben, festzulegen; 

f) sie müssen für ihren gesamten Tätigkeitsbereich 
jede Diskriminierung von Erzeugern oder Er- 
zeugergemeinschaften der Gemeinschaft, insbe- 
sondere aus Gründen der Staatsangehörigkeit 
oder des Niederlassungsortes, unterlassen; 

g) sie müssen juristische Personen sein; 

h) ihre Satzungen müssen die Verpflichtung zu ge- 
trennter Buchführung für jede Tätigkeit, die 
Gegenstand der Anerkennung ist, enthalten. 


Artikel 8 

Als diskriminierend im Sinne des Artikels 7 
Buchstabe f gelten besondere Maßnahmen, 

a) die den Beitritt eines Erzeugers zu einer Erzeu- 
gergemeinschaft bzw. den Beitritt einer aner- 
kannten Erzeugergemeinschaft zu einer Vereini- 
gung deshalb behindern können, weil der Be- 
trieb des Erzeugers oder der satzungsmäßige 
Sitz der Erzeugergemeinschaft in einem anderen 
Mitgliedstaat liegt als dem, in welchem sich der 
satzungsmäßige Sitz der Erzeugergemeinschaft 
bzw. der Vereinigung befindet; 

b) bei denen eine Erzeugergemeinschaft, oder eine 
Vereinigung, beim gemeinsamen Anbieten der 
Produktion oder beim Ankauf der Betriebsmittel 
nach der Staatsangehörigkeit oder nach dem 
Niederlassungsort des Käufers oder Verkäufers 
geht. 

Artikel 9 

Zuständig für die Anerkennung von Erzeugerge- 
meinschaften und ihre Vereinigungen ist der Mit- 
gliedstaat, auf dessen Gebiet die Erzeugergemein- 
schaft ihren bzw. die Vereinigung ihren satzungs- 
mäßigen Sitz nach innerstaatlichem Recht hat. 


A r t i k el 10 

1. Die Anerkennung einer Erzeugergemeinschaft 
oder einer Vereinigung wird widerrufen, wenn die 
Anerkennungsvoraussetzungen des Artikels 7 nicht 
mehr erfüllt sind oder wenn die Anerkennung auf 
unrichtigen Angaben beruht oder wenn die Erzeu- 
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gergemeinschaft bzw. die Vereinigung in betrüge- 
rischer Weise von der Anerkennung Gebrauch 
macht; außer im letztgenannten Fall hat der Wider- 
ruf einer Anerkennung keine Rückwirkung. 

2. Der betroffene Mitgliedstaat widerruft die An- 
erkennung entweder aus eigener Initiative oder auf 
Veranlassung der Kommission in solchen Fällen, in 
denen diese der Meinung ist, daß die betreffende 
anerkannte Erzeugergemeinschaft bzw. die aner- 
kannte Vereinigung die Voraussetzungen nach Arti- 
kel 7 Buchstabe a nicht mehr erfüllt. 


TEIL IV 

Finanz- und allgemeine Bestimmungen 

Artikel 15 

j Die Gesamtheit der in dieser Verordnung vorge- 
; sehenen Maßnahmen stellt eine gemeinsame Maß- 
I nähme im Sinne von Artikel 6 Absatz 1 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 729/70 des Rates über die Finan- 
zierung der gemeinsamen Agrarpolitik dar. 


Artikel 11 

Die Kommssion leitet das Verfahren der Gewäh- 
rung und des Widerrufs der Anerkennung von Er- 
zeugergemeinschaften und ihre Vereinigungen nach 
dem Verfahren des Artikels 14 ein. 


Artikel 12 


Artikel 16 

1. Die voraussichtlichen Gesamtkosten für die ge- 
meinsame Maßnahme zu Lasten des EAGFL betra- 
gen 120 Millionen Rechnungseinheiten für die ersten 
fünf Jahre. 

2. Die voraussichtliche Dauer der Abwicklung der 
in Absatz 1 genannten Maßnahme beträgt zehn 
Jahre. 

Artikel 17 


1. Jede von einem Mitgliedstaat gemäß Artikel 9 
ausgesprochene Anerkennung ist der Kommission 
von dem Mitgliedstaat binnen zwei Monaten mitzu- 
teilen. Jeder Widerruf einer Anerkennung ist der 
Kommission innerhalb der gleichen Frist mitzu- 
teilen. 

2. Die Durchführungsvorschriften zu diesem Arti- 
kel können gegebenenfalls nach dem Verfahren des 
Artikels 14 erlassen werden. 


Artikel 13 

Zu Beginn jeden Jahres veröffentlicht die Kom- 
mission im Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften ein Verzeichnis der während des Vor- 
jahres anerkannten Erzeugergemeinschaften und 
Vereinigungen. Ebenfalls veröffentlicht sie alle 
während des Vorjahres ausgesprochenen Widerrufe. 


Artikel 14 

Wird auf das in diesem Artikel definierte Ver- 
fahren Bezug genommen, so ist das Verfahren des 
Artikels 26 der Verordnung Nr. 120/67/EWG des 
Rates über die gemeinsame Marktorganisation für 
Getreide oder, je nach dem betreffenden land- 
wirtschaftlichen Erzeugnis, das in der Verordnung 
über die gemeinsame Marktorganisation auf dem 
betreffenden Sektor vorgesehene entsprechende 
Verfahren anzuwenden. Besteht für ein Erzeugnis 
kein dem in Artikel 26 der Verordnung Nr. 120/67/ 
EWG vorgesehenen Verfahren entsprechendes 
Verfahren, so erläßt die Kommission nach Anhörung 
der Mitgliedstaaten sofort gültige Maßnahmen. 


®) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1967, S. 2269/67 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1967, S. 2269/67 


j 1. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission fol- 
j gendes mit: 

I — die Entwürfe der Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften zur Durchführung dieser Verordnung; 

— die vor Wirksamwerden dieser Verordnung er- 
lassenen Vorschriften, die die Durchführung die- 
ser Verordnung ermöglichen. 

I 2. Bei der Übermittlung der geplanten bzw. be- 
I reits in Kraft befindlichen Rechts- und Verwaltungs- 
vorschriften im Sinne von Absatz 1 erläutern die 
' Mitgliedstaaten die Zusammenhänge, die auf regio- 
I naler Ebene zwischen der betreffenden Maßnahme 
I und den wirtschaftlichen und agrarstrukturellen 
I Verhältnissen bestehen, sowie die von der Maß- 
nahme erhofften Wirkungen im Rahmen der für 
jedes Gebiet beschlossenen gesamten agrarstruktu- 
rellen Maßnahmen und im Hinblick auf die sozio- 
ökonomische Situation eines jeden Gebietes. 

j 3. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission die 
in Absatz 1, erster Gedankenstrich genannten 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften alsbald nach 
ihrer Verabschiedung mit. 

Artikel 18 

1. Bei allen gemäß Artikel 17 mitgeteilten geplan- 
ten oder bestehenden Vorschriften, die erstattungs- 
fähige Ausgaben im Sinne von Artikel 19 mit sich 
bringen, prüft die Kommission, ob im Hinblick auf 
ihre Vereinbarkeit mit den Bestimmungen dieser 
Verordnung und unter Berücksichtigung der Ziele 
dieser Verordnung die Bedingungen für eine finan- 
zielle Beteiligung der Gemeinschaft erfüllt sind. 
Binnen drei Monaten nach der Mitteilung unter- 
breitet der Vertreter der Kommission, nachdem der 
Ausschuß des EAGFL zu den finanziellen Aspekten 
! gehört worden ist, dem Ständigen Agrarstrukturaus- 
I schuß einen Entwurf einer diesbezüglichen Entschei- 
i düng. 
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Die Kommission kann zuvor den Ständigen Aus- 
schuß für regionale Entwicklung zu den regionalen 
Aspekten anhören. 

2. Der Ständige Agrarstrukturausschuß nimmt zu 
diesem Entwurf innerhalb einer Frist, die der Vor- 
sitzende entsprechend der Dringlichkeit der zu prü- 
fenden Frage bestimmen kann, Stellung. Die Stel- 
lungnahme kommt mit einer Mehrheit von zwölf 
Stimmen zustande. Die Stimmen der Mitgliedstaaten 
werden nach Artikel 148 Absatz 2 des EWG-Ver- 
trages gewogen. Der Vorsitzende nimmt an der 
Abstimmung nicht teil. 

3. Die Kommission erläßt die Entscheidung. Ent- 
spricht diese jedoch nicht der Stellungnahme des 
Ausschusses, so wird sie dem Rat von der Kom- 
mission alsbald mitgeteilt. In diesem Fall kann die 
Kommission die Anwendung ihrer Entscheidung bis 
zur Dauer von höchstens einem Monat nach dieser 
Mitteilung aussetzen. 

Der Rat kann nach dem Abstimmungsverfahren 
des Artikels 43 Absatz 2 des EWG-Vertrages binnen 
einer Frist von einem Monat anders entscheiden. 


Artikel 19 

1. Die von den Mitgliedstaaten im Rahmen der 
Maßnahmen nach Artikel 4 Absätze 1 und 3, sowie 
Artikel 5 gemachten Ausgaben sind erstattungsfähig 
durch den EAGFL, Abteilung Ausrichtung. 

Der Rat kann auf Vorschlag der Kommission nach 
dem Abstimmungsverfahren des Artikels 43 Ab- 
satz 2 des EWG-Vertrages die Ausgaben der Mit- 
gliedstaten im Rahmen der in Artikel 4 Absatz 4, 
zweiter Unterabsatz vorgesehenen Maßnahmen als 
erstattungsfähig erklären. 

2. Die von den Mitgliedstaaten beschlossenen Maß- 
nahmen können für eine finanzielle Beteiligung der 
Gemeinschaft nur in Betracht kommen, wenn die sie 
einführenden Rechtsvorschriften mit den Entwürfen, 
die vor ihrer Annahme Gegenstand einer befür- 
wortenden Entscheidung gemäß Artikel 18 gewesen 
sind, übereinstimmen. 

Die von den Mitgliedstaaten vor Inkrafttreten die- 
ser Verordnung beschlossenen Maßnahmen können 
für eine finanzielle Beteiligung der Gemeinschaft 
nur in Betracht kommen, wenn die sie betreffenden 
Rechtsvorschriften Gegenstand einer befürworten- 
den Entscheidung gemäß Artikel 18 gewesen sind, 

3. Der EAGFL, Abteilung Ausrichtung, vergütet 
den Mitgliedstaaten 30 v. H. der erstattungsfähigen 
Ausgaben. 


Geschehen zu 


Artikel 20 

, 1. Die Anträge auf Rückvergütung beziehen sich 
I auf die von den Mitgliedstaaten im Laufe eines 
I Kalenderjahres gemachten Ausgaben und sind der 
i Kommission bis zum 30. Juni des darauffolgenden 
Jahres einzureichen. 

2. über die Beteiligung des Fonds wird gemäß 
I Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 729/ 
70 des Rates über die Finanzierung der gemein- 
samen Agrarpolitik entschieden. 

I 

A r t i k e 1 21 

i Die Durchführungsbestimmungen zu Artikel 19 
Absatz 3 werden nach dem Verfahren des Artikels 7 
! Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 er- 
I lassen. 

Artikel 22 

: Diese Verordnung läßt die Möglichkeit der Mit- 

gliedstaaten unberührt, im Bereich dieser Verord- 
■ nung zusätzliche Beihilfen zu gewähren, deren Be- 
! willigungsbedingungen oder -modalitäten von denen 
I dieser Verordnung abweichen oder deren Höhe die 
; vorgesehenen Höchstbeträge überschreitet, sofern 
j diese Beihilfen in Übereinstimmung mit den Vor- 
schriften der Artikel 92 bis 94 des Vertrages ge- 
j währt werden. 

I A r t i k e 1 23 

1 Vor dem 1. August jeden Jahres werden die in 
j Kraft befindlichen gemeinschaftlichen und einzel- 
staatlichen Maßnahmen, die sich auf diese Verord- 
nung beziehen, im Rahmen eines Jahresberichts ge- 
prüft, den die Kommission dem Europäischen Parla- 
I ment und dem Rat vorlegt und für den die Mit- 
: gliedstaaten der Kommission alle erforderlichen An- 
gaben übermitteln. 

j Der Rat beurteilt die Ergebnisse dieser Maßnah- 
i men unter Berücksichtigung des Tempos der Ent- 
wicklung der für die Verwirklichung der Ziele der 
gemeinsamen Agrarpolitik notwendigen strukturel- 
len Entwicklung sowie ihrer finanziellen Auswir- 
kungen. 

Der Rat erläßt gegebenenfalls nach dem Verfah- 
ren des Artikels 43 des Vertrages entsprechende Be- 
stimmungen. 

Artikel 24 

Die zu dieser Verordnung vorgesehenen Verfah- 

i ren werden ab (binnen zwölf Monaten 

i nach Inkrafttreten) spätestens angewandt. 

j Diese Verordnung ist in allen Teilen verbindlich 
I und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Brüssel, am . . . 
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Begründung 


1. Allgemeine Überlegungen 

Am 21. Februar 1967 hat die Kommission dem Rat 
einen Vorschlag für eine Verordnung betreffend die 
landwirtschaftlichen Erzeugergemeinschaften und 
ihre Vereinigungen vorgelegt [Dok. KOM (67) 68 
endg., Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
Nr. 51 vom 20. März 1967, S. 757 bis 763]. 

Dieser Vorschlag ist im Europäischen Parlament und 
im Wirtschafts- und Sozialausschuß eingehend er- 
örtert worden. Der Rat hat dagegen mit der Prüfung 
dieses Vorschlags noch nicht begonnen. 

Die Kommission hält es für zweckmäßig, ihren ur- 
sprünglichen Vorschlag in einer Reihe von Punkten 
zu ändern. Dabei stützt sie sich auf Artikel 149 Ab- 
satz 2 des Vertrags. Diesen Änderungen liegen nach- 
stehende Überlegungen zugrunde. 

Das Europäische Parlament und der Wirtschafts- 
und Sozialausschuß haben zu dem Vorschlag der 
Kommission am 25. Januar 1968 bezw. am 
28. September 1967 -) Stellung genommen. Parla- 
ment wie Ausschuß haben eine Reihe von Ände- 
rungen vorgeschlagen, die die Konzeption und das 
Funktionieren der landwirtschaftlichen Erzeuger- 
gemeinschaften und ihrer Vereinigungen verbessern 
können. 

Seitdem die Gemeinschaft dem Rat ihren ursprüng- 
lichen Vorschlag vorgelegt hat, ist die Idee der Er- 
zeugergemeinschaften in der ganzen Gemeinschaft 
und inbesondere in den Berufskreisen eingehend 
erörtert worden. In einigen Mitgliedstaaten wurden 
hierzu besondere Rechtsvorschriften geschaffen, ge- 
ändert oder vorgeschlagen. 

Auf diese Weise wurden verschiedene Anregungen 
gemacht, die eine nützliche Ergänzung der von der 
Kommission ursprünglich vorgeschlagenen Konzep- 
tion darstellen können. 

In ihrem Memorandum an den Rat zur Reform der 
Landwirtschaft in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft vom 20. Dezember 1968 hat die Kom- 
mission erneut darauf hingewiesen, welche Bedeu- 
tung sie den Erzeugergemeinschaften als Instrument 
zur Anpassung der Vermarktungsstrukturen im 
Rahmen der Reform der Landwirtschaft beimißt. Zu- 
nächst hat die Kommission dabei den erstrebens- 
werten Grad der Konzentration hervorgehoben, da 
nur die in großen Gemeinschaften zusammenge- 
schlossenen Erzeuger den wachsenden Erforder- 
nissen der Nachfrage auf Gemeinschaftsebene 
(Regelmäßigkeit, Gleichmäßigkeit und Konzen- 


b Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 10 
vom 14. Februar 1968, S. 61 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 1 
vom 12. Januar 1968, S. 10 


I tration) genügen und eine ausreichende Verhand- 
I lungsstärke, insbesondere beim Abschluß von Ver- 
' trägen, erlangen können. 

Schließlich hat die Kommission dem Rat am 18. No- 
vember 1969 ein Dokument über das „Gleichgewicht 
auf den Agrarmärkten" überreicht, in dem die mit 
Vorrang durchzuführenden Maßnahmen des Pro- 
j gramms „Landwirtschaft 1980" auf geführt sind. Zu 
! diesen Maßnahmen gehört die Verbesserung der 
! Marktstruktur und insbesondere die Bildung von 

! Erzeugergemeinschaften b- 

Die Änderungen des ursprünglichen Kommissions- 
vorschlags betreffen folgende Gebiete: 

— Ausdehnung des Anwendungsbereichs der Ver- 

I Ordnung (Artikel 1 und Anhang); 

i — Kriterien für die Anerkennung der Erzeuger- 
gemeinschaften und ihrer Vereinigungen 
I (Artikel 7); 

‘ — Wettbewerbsregelung (Streichung der früheren 

Artikel 5 und 6); 

— Änderung des Beihilfensystems (Artikel 4 und 5); 

' — gemeinschaftliche Finanzierung (Artikel 19). 


I IL Ausdehnung des Anwendungsbereichs der Ver- 
i Ordnung (Artikel 1 und Anhang) 

. 

j Es wird vorgeschlagen, in die Erzeugnisliste im An- 
hang zu dem ursprünglichen Vorschlag folgende 
^ Erzeugnisgruppen aufzunehmen: 

— Fleisch und Schlachtabfall von Rindern, Schwei- 
nen und Schafen; 

I — Obst und Gemüse: Erzeugnisse im Sinne von 
j Artikel 7 der Verordnung Nr. 23 über die schritt- 

I weise Errichtung einer gemeinsamen Markt- 

I Organisation für Obst und Gemüse®); 

j — Raps, Rüben und Sonnenblumen; 
j — alle Erzeugnisse der Fischerei ®). 

j Der ursprüngliche Vorschlag der Kommission galt 
I nur für lebende Rinder, Schweine und Schafe. Diese 
^ Beschränkung könnte zu zahlreichen Schwierig- 
! keiten führen, da die Fortschritte in der Vermark- 


b Dok. KOM(68) 1000, Teil A, vom 18. Dezember 1968, 
Ziff. 109 und 110 

Dok. KOM(68) 1200 vom 19. November 1969, S. 29 
i b Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 30 
I vom 20. April 1962, S. 967 

! b Fs handelt sich um alle Erzeugnisse im Sinne von 
i Artikel 1 des Vorschlags für eine Verordnung des 
Rates über eine gemeinsame Marktorganisation für 
Erzeugnisse der Fischerei [Dok. KOM(68) 288 endg.], 
Amtsblatt der Europäischen' Gemeinschaften Nr. 
C'^91/68 vom 13. September 1968 
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tungs- wie auch in der Transporttechnik immer mehr i 
zugunsten der Totvermarktung sprechen. 

Durch eine Ausdehnung des Anwendungsbereichs 
der Verordnung auf Fleisch — und aus Gründen der 
Schlachttechnik auf Schlachtabfall — ließe sich ins- 
besondere eine wirksame Qualitätskontrolle durch- 
führen und ein ausreichender Grad der Konzen- 
tration erreichen, um regelmäßige und gleichmäßige 
Lieferungen zu gewährleisten und den Erzeugern 
eine ausreichend starke Verhandlungsposition auf 
diesen Märkten zu verschaffen. 

Für die Obst- und Gemüsewirtschaft ist in der Ver- 
ordnung Nr. 159/66/EWG mit zusätzlichen Vor- 
schriften für die gemeinsame Marktorganisation für 
Obts und Gemüse die Errichtung von Erzeuger- 
organisationen vorgesehen worden, die die gleichen 
Ziele wie die Erzeugergemeinschaften und deren 
Vereinigungen verfolgen. Wenn der Rat eine 
Rahmenverordnung auf diesem Gebiet für alle land- 
wirtschaftlichen Erzeugnisse erläßt, muß die Obst- 
und Gemüsewirtschaft schrittweise in den Anwen- 
dungsbereich dieser Rahmerverordnung einbezogen 
werden. Die Kommission schlägt daher Übergangs- 
maßnahmen vor, damit sich die Organisationen der 
Obst- und Gemüseerzeuger als Erzeugergemein- 
schaften anerkennen lassen und in anerkannten 
Vereinigungen zusammenschließen können, um in 
den Genuß der hierfür vorgesehenen Maßnahmen 
zu kommen (Teil II des Vorschlags). 

Mit der schrittweisen Einbeziehung der Obst- und 
Gemüsewirtschaft in den Anwendungsbereich der 
Rahmenverordnung und mit der Aufhebung der 
Artikel 1 und 2 und Absatz 1 der Verordnung 
Nr. 159/66 wird die Aufgabe, die in dieser Verord- 
nung den Erzeugerorganisationen im Rahmen der 
gemeinsamen Marktorganisation übertragen ist, 
natürlich nicht aufgehoben. Diese Aufgabe wird 
künftig von den Erzeugergemeinschaften und ihren 
Vereinigungen übernommen. 

Die vorstehenden Ausführungen gelten auch für 
den Fischereisektor, für den die Kommission dem 
Rat bereits Vorschläge unterbreitet hat. Bei Raps, 
Rübsen und Sonnenblumen handelt es sich um Er- 
zeugnisse, die im ursprünglichen Vorschlag nicht 
berücksichtigt worden waren, für die jedoch die 
Ziele der Rahmenverordnung gleichermaßen wie für 
die übrigen landwirtschaftlichen Erzeugnisse gelten. 

III. Kriterien für die Anerkennung der Erzeuger- 
gemeinschaften und ihre Vereinigungen 
(Artikel 7) 

a) Streichung der 5 ^h'o-Regel (früherer Artikel 8 e) 

Die Zusammenfassung des Angebots auf den Agrar- 
märkten muß sich auf ausreichend große Erzeuger- 
gemeinschaften und vor allem ausreichend große 
Vereinigungen solcher Erzeugergemeinschaften 
stützen können. Angesichts der Nachteile einer 


') Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 192 
vom 27. Oktober 1966, S. 3286 


gesetzlichen Begrenzung der von den Erzeuger- 
gemeinschaften und deren Vereinigungen kontrol- 
lierten Produktion (Schwierigkeiten der Kontrolle, 
Schwierigkeiten der Abgrenzung der Erzeugnisse, 
Willkürlichkeit des 5 Vo-Satzes usw.) und ange- 
sichts der Notwendigkeit einer Förderung der 
Konzentration — - wobei jedoch der Grad dieser 
Konzentration nicht im vornherein festgelegt wer- 
den kann — empfiehlt es sich, in der Verordnung 
auf jeden Hinweis auf quantitave Kriterien der 
Konzentration (früherer Artikel 8 e) zu verzichten. 
Zu diesen Überlegungen kommt hinzu, daß in den 
nichtlandwirtschaftlichen Sektoren sehr häufig ün- 
ternehmenskonzentrationen festzustellen sind, die 
den Satz von 5 ^/o des Marktes eines bestimmten 
Erzeugnisses sehr erheblich überschreiten. 

Mit der Aufhebung dieser Bestimmung entfällt 
gleichzeitig für die Mitgliedstaaten die Auflage, der 
Kommission zu Beginn eines jeden Jahres das Pro- 
duktionsvolumen mitzuteilen, das die einzelnen von 
ihnen anerkannten Erzeugergemeinschaften und 
deren Vereinigungen im Vorjahr bei den einzelnen 
Ereugniissen erreicht haben (früherer Artikel 13 
Absatz 2). 

b) Erweiterung der Anerkennungskriterien um eine 
Bestimmung, wonach die Erzeugung der einzel- 
nen Mitglieder entweder gemeinsam oder unter 
Einhaltung bestimmter Regeln individuell ange- 
boten werden kann (neuer Artikel 1 c) 

Obgleich das System des Anbietens der gesamten 
Erzeugung das wirksamste Mittel dafür sein dürfte, 
daß die gesamte Erzeugung der Mitglieder einer 
Gemeinschaft oder einer Vereinigung nach einheit- 
lichen Bedingungen angeboten wird, erscheint es 
gerechtfertigt, daß auch solche Erzeugergemeinschaf- 
ten, die nicht selbst die Produktion ihrer Mitglieder 
anbieten, sondern diesen bestimmte Regeln hierfür 
vorschreiben, als Erzeugergemeinschaften oder deren 
Vereinigungen anerkannt werden können. Auf diese 
Weise ließe sich vermeiden, daß die in den Mit- 
gliedstaaten bestehenden Erzeugerorganisationen, 
die häufig noch nicht selbst die Produktion ihrer 
Mitglieder anbieten, zu große Schwierigkeiten bei 
der Anpassung an die Erfordernisse der Verordnung 
haben. 

c) Erweiterung der Anerkennungskriterien um eine 
Bestimmung, die ein Minimum an wirtschaftlicher 
Tätigkeit vorschreibt (neuer Artikel 7 ej 

Die Aufnahme eines Größenkriteriums erscheint 
deshalb erforderlich, weil die Bildung von Erzeuger- 
I gemeinschaften oder Vereinigungen vermieden wer- 
den muß, die zu schwach sind, um die Ziele der 
Verordnung erreichen zu können. 

Als Größenkriterium käme entweder eine Mindest- 
: anbaufläche oder eine Mindestproduktion in Be- 
tracht. 

! Damit die Größe der Vereinigung tatsächlich dem 
Streben nach einer stärkeren Konzentration ent- 
spricht, muß die Mindestgröße dieser Vereinigungen 
ein Vielfaches der für die Erzeugergemeinschaften 
I geltenden Werte sein. 
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d) Aufnahme einer Bestimmung über die Rechtsper- 
sönlichkeit (neuer Artikel 7 g) 

Die ErzeugergemeirLschaften und ihre Vereinigun- 
gen müssen in allen Fällen wie nichtige Wirtschafts- 
subjekte auftreten können. Hierfür ist es unerläß- 
lich, daß sie eigene Rechtspersönlichkeit besitzen. 
Das gleiche Erfordernis ergibt sich aus steuerlichen 
Gründen. 

e) Aufnahme einer Bestimmung über eine ge- 
trennte Buchführung für jede anerkannte Tätig- 
keit (neuer Artikel 7 h) 

Im Interesse einer wirksamen Kontrolle über die 
Verwendung der den anerkannten Erzeugergemein- 
schaften und den anerkannten Vereinigungen ge- 
währten Beihilfen ist eine getrennte Buchführung 
für jede Tätigkeit, die Gegenstand der Anerkennung 
ist, erforderlich. 


IV. Wettbewerbsregelung 

Streichung der Bestimmung, wonach Artikel 85 
Absatz 1 des Vertrages und das einzelstaatliche 
Kartellrecht nicht anwendbar sind (frühere Artikel 5 
und 6). 

Die Vorschriften der Artikel 5 und 6 des ursprüng- 
lichen Kommissionsvorschlags sind in der neuen 
Fassung nicht mehr enthalten. 

Diese Änderung geht mit dem Wegfall einer der im 
ursprünglichen Vorschlag vorgesehenen Bedingun- 
gen für die Anerkennung der Erzeugergemeinschaf- 
ten und Vereinigungen einher: Verbot der Über- 
schreitung eines Produktionsanteils von 5 '®/o der 
EWG-Produktion bei den einzelnen Erzeugnissen 
oder eines anderen Prozentsatzes, der vom Rat auf 
Vorschlag der Kommission nach dem Abstimmungs- 
verfahren des Artikels 43 Absatz 2 des Vertrages 
für ein oder mehrere Erzeugnisse festzusetzen wäre. 

Hierfür war die Überlegung maßgebend, daß es 
gefährlich gewesen wäre, zugunsten von Erzeuger- 
gemeinschaften, die eine beträchtliche wirtschaft- 
liche Tätigkeit erreichen können, eine gesetzliche 
Ausnahme von der Anwendung des Artikels 85 des 
Vertrages und der entsprechenden einzelstaatlichen 
Bestimmungen vorzusehen. 

Bezüglich der gemeinschaftlichen Wettbewerbs- 
regelung erschien es daher besser, die in den 
Artikeln 1 und 2 der Verordnung Nr. 26 vorge- 
sehene Regelung für Absprachen betreffend land- 
wirtschaftliche Erzeugnisse auf die Erzeugergemein- 
schaften und ihre Vereinigungen anzuwenden, um 
ihre Tätigkeit überwachen zu können. 

Die Tätigkeit der Gemeinschaften und Vereinigun- 
gen dürfte dadurch aber insofern nicht beeinträchtigt 
werden, als diese Zusammenschlüsse die zweite 
Ausnahmebestimmung des Artikels 2 der Verord- 
nung Nr. 26 — Vereinbarungen, die „zur Verwirk- 
lichung der Ziele des Artikels 39 des Vertrages not- 
wendig sind" — in Anspruch nehmen könnten. 


V. Änderung des Beihilfensystems (Artikel 4 und 5) 

a) Streichung der für die anerkannten Vereini- 
gungen vorgesehenen Startbeihilfen (früherer 
Artikel 4 Absatz 1) 

Die Vereinigungen entstehen aus anerkannten Er- 
zeugergemeinschaften, die bereits Startbeihilfen be- 
ziehen oder bezogen haben. Es muß folglich ver- 
mieden werden, daß Erzeugergemeinsdiaften eine 
Vereinigung nur zu dem Zweck gründen, diese Bei- 
hilfen ein zweites Mal in Anspruch zu nehmen. Die 
Gewährung von Startbeihilfen ist daher auf die an- 
erkannten Erzeugergemeinschaften zu beschränken. 

b) Ausschluß bestimmter Erzeugergemeinschaften 
von der Beihilfengewährung (Artikel 4 Ab- 
satz 2) 

Erzeugerorganisationen im Sinne des Artikels 1 der 
Verordnung Nr. 159/66/EWG des Rates mit zusätz- 
lichen Vorschriften für die gemeinsame Markt- 
organisation für Obst und Gemüse sind von der 
Gewährung der Startbeihilfen ausgeschlossen, sofern 
sie bereits anderweitig entsprechende Beihilfen er- 
halten haben. 

Es besteht keinerlei Veranlassung, daß die gleiche 
Art von Beihilfen zweimal gewährt wird. Erzeuger- 
organisationen für Obst und Gemüse, die bereits 
eine Betriebsbeihilfe nach Artikel 2 Absatz 1 der 
Verordnung Nr. 159/66/EWG erhalten haben, kön- 
nen von den im Verordnungsvorschlag vorgesehe- 
nen Beihilfen allenfalls die Investitionsbeihilfen be- 
anspruchen. Die anerkannten Vereinigungen von 
Erzeugergemeinschaften können die für sie vor- 
gesehene globale Pauschalbeihilfe von maximal 
50 000 RE sowie die Investitionsbeihilfe in Anspruch 
nehmen. 

c) Verpflichtung zur Beihilfengewährung (Artikel 4 
Absätze 1 und 3 und Artikel 5) 

Die Gefahr, daß es zu erheblichen Wettbewerbs- 
verzerrungen kommt, wenn den Mitgliedstaaten die 
Beihilfengewährung freigestellt wird, ist nicht von 
der Hand zu weisen. Um derartige Verzerrungen 
nach Möglichkeit zu vermeiden, muß für die Mit- 
gliedstaaten im Rahmen gewisser Höchstgrenzen 
eine Verpflichtung zur Beihilfengewährung vorge- 
sehen werden. 

d) Einführung einer zusätzlichen Startbeihilfe für 
die anerkannten Gemeinschaften der Rindfleisch- 
und Schaffleischerzeuger (Artikel 4 Absatz 1) 

In dem Dokument, das die Kommission dem Rat am 
18. November 1969 zur Frage des „Gleichgewichts 
auf den Agrarmärkten" vorgelegt hat, ist ausdrück- 
lich ein Vorrang bei der Gewährung von Beihilfen 
für die Errichtung von Erzeugergemeinschaften im 
Fleischsektor vorgesehen®). 

Die wenig ermutigenden Erfahrungen bei der Er- 
richtung und Erweiterung von Erzeugergemein- 


®) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 192 
vom 27. Oktober 1966, S. 3287 
Dok. KOM(69) 1200, S. 29 
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schäfte für Rind- und Schaffleisch in einigen Mit- 
gliedstaaten wie auch der Fehlbedarf an Fleisch in 
der Gemeinschaft und die Notwendigkeit einer 
qualitativen Anpassung rechtfertigen es, daß für 
die betreffenden Gemeinschaften ein größerer Teil 
der Startkosten durch Beihilfen gedeckt wird als bei 
den anderen Gemeinschaften. Die normalerweise 
vorgesehenen Sätze der Startbeihilfe — 3,2 und 
1 Vo — könnten für die Gemeinschaften der Rind- 
fleisch- und Schaffleischerzeuger auf 5,4 und 3 Vo 
des Wertes der angebotenen Erzeugnisse, auf die 
sich die Anerkennung bezieht, erhöht werden. 

e) Änderung der Investitionsbeihilfenregelung (Ar- 
tikel 4 Absatz 4) 

Die im ursprünglichen Vorschlag der Kommission 
vorgesehnen Investitionsbeihilfen in Form von ver- 
lorenen Zuschüssen sind in der neuen Fassung nicht 
mehr enthalten. An ihrer Stelle sind als Regel In- 
vestitionsbeihilfen in Form von Zinszuschüssen vor- 
gesehen. Diese Änderung wurde deshalb vorge- 
nommen, weil Beihilfen in Form von Zinszuschüssen 
gegenüber Beihilfen in Form von verlorenen Zu- 
schüssen eine größere Verantwortung seitens des 
Begünstigten voraussetzen. Zur Überwindung von 
Finanzierungsschwierigkeiten, die bestimmte Ge- 
meinschaften oder Vereinigungen dennoch haben 
können, ist ferner die Möglichkeit vorgesehen, daß 
zur Erleichterung der Kreditaufnahme Bürgschaften 
gegeben werden. 

Es ist möglich, daß in bestimmten Gebieten stärkere 
direkte Anreize für die Errichtung und Entwicklung 
von Gemeinschaften oder Vereinigungen erforder- 
lich sind. Mit Rücksicht hierauf kann der Rat auf 
Vorschlag der Kommission den betreffenden Mit- 
gliedstaat ermächtigen, die Zinszuschüsse durch eine 
gleichwertige Kapitalsubvention zu ersetzen und die 


vorgeschriebene Mindestbelastung des Begünstigten 
zu verringern. 

f) Einführung einer pauschalen Entwicklungshilfe 
für anerkannte Vereinigungen (Artikel 5) 

Mit der Errichtung von Erzeugergemeinschaften läßt 
sich in den meisten Fällen infolge der starken ge- 
bietlichen Zersplitterung der landwirtschaftlichen 
Erzeuger nur eine verhältnismäßig begrenzte An- 
gebotskonzentration erreichen. Sehr häufig ist in- 
folge der allgemeinen Marktentwicklung, der Ferne 
der Verbrauchermärkte und der Entwicklung der 
Vermarktungstechniken eine stärkere Konzen- 
tration erforderlich, als sie sich normalerweise mit 
einer Erzeugergemeinschaft verwirklichen läßt. 
Dieses Ziel kann erreicht werden, wenn bestehende 
Erzeugergemeinschaften eine Vereinigung bilden. 
Aus diesem Grunde kann es nützlich sein, den Zu- 
sammenschluß von anerkannten Erzeugergemein- 
schaften in anerkannten Vereinigungen durch eine 
ausreichend bemessene einmalige Entwicklungs- 
beihilfe zu fördern. 


VI. Gemeinschaftsfinanzierung (Artikel 19) 

Der Grundsatz einer Beteiligung der Gemeinschaft 
an den Ausgaben für die Verbesserung der Ver- 
marktungsstrukturen list von der Kommission be- 
reits in ihrem Memorandum zur Reform der Land- 
wirtschaft angekündigt worden. Nach Ansicht der 
Kommission fällt die Verbesserung der Vermark- 
tungsstruktur in erster Linie unter die Zuständigkeit 
der Mitgliedstaaten; dieser Umstand wie auch die 
Möglichkeit einer Inanspruchnahme des Bürgschafts- 
systems rechtfertigen es, den Gemeinschaftsbeitrag 
auf diesem Gebiet auf 30 Vo zu begrenzen. 
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Liste der Erzeugnisse 


Nr. des 
Gemeinsamen 
Zolltarifs 


01.02 A 

01.03 A 

01.04 A 

01.05 

01.06 

* ex 02.01 A 
‘ ex 02.01 B 

02.02 und 

02.03 

03.01 

03.02 

03.03 


04.01 

04.03 

04.04 

ex 04.05 A 

04.06 
* ex 05.15 


Kapitel 6 
* 06.02 

07.01 A 

08.01 B 
C 

09.01 A 
09.05 


Erzeugnisse 


Rinder, lebend; Hausrinder 
Schweine, lebend; Hausschweine 
Schafe und Ziegen, lebend; Haustiere 

Hausgeflügel (Hühner, Enten, Gänse, Truthühner und Perl- 
hühner), lebend 

Andere Tiere, lebend 

Fleisch von Rindern, Schweinen und Schafen, in anderer 
Angebotsform als gefroren 

Genießbarer Schlachtabfall von Rindern, Schweinen und 
Schafen, in anderer Angebotsform als gefroren 

Hausgeflügel, nicht lebend, und genießbarer Schlachtabfall 
hiervon 

Fische, frisch (lebend oder nicht lebend), gekühlt oder ge- 
froren 

Fische, nur gesalzen, in Salzlake, getrocknet oder geräuchert 

Krebstiere und Weichtiere (auch ohne Panzer oder Schale), 
frisch (lebend oder nicht lebend), gekühlt, gefroren, getrock- 
net, gesalzen oder in Salzlake; Krebstiere in ihrem Panzer, 
nur in Wasser gekocht 

Milch und Rahm, frisch, weder eingedickt noch gezuckert 
Butter 

Käse und Quark 

Eier von Hausgeflügel in der Schale, frisch oder haltbar ge- 
macht 

Natürlicher Honig 

Waren tierischen Ursprungs, anderweitig weder genannt 
noch inbegriffen; nichtlebende Tiere des Kapitels 1 oder 3, 
ungenießbar 


A Kleinfische bis zu 6 cm Länge und Garnelen, getrocknet 
ex B andere: 

— Lebern, Rogen und Milch von Fischen 

— nichtlebende Tiere des Kapitels 3 

Lebende Pflanzen und Waren des Blumenhandels 

Lebende Pflanzen und Wurzeln 

Kartoffeln 

Bananen 

Ananas 

Kaffee 

Vanille 


Anhang I 


Die nicht im ursprünglichen Vorschlag der Kommission enthaltenen Positionen sind am 
Rand mit * gekennzeichnet. 
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Infolgedessen müßten jedes Jahr von den Erzeuger- 
gemeinschaften: 

48,99 «/a X 35 Mrd. RE 

= 1,7146 Mrd. RE neu erfaßt 

werden. 

Diese Zahl stellt den Jahreswert der Erzeugung dar, 
auf Grund dessen die Restbeihilfen (3 '®/o, 2 Vo und 
1 ‘^/o im 1., 2. und 3. Jahr) gewährt werden. 

Für Rind- und Schaffleisch sind allerdings doppelt 
so hohe Beihilfen vorgesehen, weshalb zur obigen 
Gesamtziffer noch der entsprechende Wert der Rind- 
und Schaffleischerzeugung hinzuzurechnen ist: 

— der hinzuzurechnende Wert der Rindfleischerzeu- 
gung macht 6,44 Vo der landwirtschaftlichen Er- 
zeugung der Gemeinschaft aus; 

— der hinzuzurechnende Wert der Schaffleisch- 
erzeugung wird auf Vs des Postens „Sonstige 
tierische Erzeugnisse" geschätzt, d. h. 

2,70 

— T — = 0,9 Vo der landwirtschaftlichen Erzeugung 
der Gemeinschaft. 

Somit sind es nicht mehr 48,99 Vo der landwirtschaft- 
lichen Erzeugung der Gemeinschaft, sondern 

48,99 + 6,44 + 0,9 = 56,33 <»/o, 

die in 10 Jahren von Erzeugergemeinschaften „er- 
faßt" werden sollen, bzw. 

56,33 Vo X 35 Mrd. RE , 

^ = 1,9715 Mrd. RE pro Jahr. 

10 ^ 

Es muß allerdings angenommen werden, daß dieser 
Durchschnittsrhythmus für 10 Jahre sich erst allmäh- 
lich erreichen lassen wird. Die Berechnungshypo- 
these setzt also voraus, daß 

— 1972 33 Vo des durchschnittlichen Zehnjahres- 

rhythmus erreicht werden, 

— 1973 50 Vo des durchschnittlichen Zehnjahres- 

rhythmus erreicht werden, 

— 1974 67 Vo des durchschnittlichen Zehnjahres- 

rhythmus erreicht werden, 

— 1975 83 Vo des durchschnittlichen Zehnjahres- 

rhythmus erreicht werden, 

— 1976 100 Vo des durchschnittlichen Zehnjahres- 

rhythmus erreicht werden. 

Kostenberechnung 


Jahr 

Kostenberechnung 

i 

Gesamt- 
ausgaben 
(Millio- 
nen RE) 

davon zu i 
Lasten der j 
i Abteilung 
Ausrichtung 
i des EAGFL 
' (Millionen 
' RE) 

1972 

0,33 X 0,03 X 1,9715 

= 20 i 

7 

1973 

(0,33 X 0,02 X 1,9715) + 
(0,50 X 0,03 X 1,9715) 

-3 

13 

1 

1974 

(0,33 X 0,01 X 1,9715) + 
(0,50 X 0,02 X 1,9715) 4- 
(0,67 X 0,03 X 1,9715) 

i 

= 66 i 

20 

1975 

(0,50 X 0,01 X 1,9715) + 
(0,67 X 0,02 X 1,9715) + 
(0,83 X 0,03 X 1,9715) 

= 85 

25 i 

1 


B. Ausgaben auf Grund des Artikels 4 Absätze 3 
und 4 

Die Mitgliedstaaten gewähren anerkannten Erzeu- 
gergemeinschaften und Vereinigungen in den ersten 
fünf Jahren nach ihrer Anerkennung Beihilfen für 
Investitionen in Form von Zinszuschüssen von höch- 
stens 6 Vo während 15 Jahren oder — in bestimmten 
Gegenden — in Form einer gleichwertigen Kapital- 
subvention. 

Berechnungshypothesen 

— Die augenblicklich mit staatlichen Beihilfen vor- 
genommenen Investitionen für den Bereich der 
Vermarktung wurden auf 250 Millionen RE/Jahr 
geschätzt. 

— Diese Investitionen nehmen von 1970 bis 1975 
jährlich um 10 Vo zu; 

— der auf die Erzeugergemeinschaften entfallende 
Anteil dieser Gesamtsumme erreicht: 

1971 20 Vo der wie beschrieben geschätzten In- 

vestitionen 

1972 50 Vo der wie beschrieben geschätzten In- 

vestitionen 

1973 60 Vo der wie beschrieben geschätzten In- 

vestitionen 

1974 75 ^/o der wie beschrieben geschätzten In- 

vestitionen 

1975 90 ®/o der wie beschrieben geschätzten In- 

vestitionen 

— in 80 Vo der Fälle 
währt; 

— in 20'®/o der Fälle werden Kapitalzuschüsse ge- 
währt. 

Kostenberechnung 

Aufteilung der Investitionen (in Millionen RE) 


werden Zinszuschüsse ge- 


Jahr 

Investi- 
tionen 
für das 
Anbieten 
der Ware 
auf dem 
Markt 

Von 

Erzeu- 

ger 

mein- 

schaften 

erfaßter 

Anteil 

Anteil, 
für den 
Zins- 
zu- 
schüsse 
gewährt 
j werden 
! (80 Vo) 

Anteil, 
für den 
Kapital- 
subven- 
tionen 
gewährt 
werden 
(20 Vo) 

1971 

275,0 

55 

44 

11 

1972 

302,5 

! 151 

121 

20 

1973 ! 

332,7 

i 200 

160 

40 

1974 

366,0 

275 

220 

55 

1975 

402,6 

1 362 

290 

72 


Kosten der Zinszuschüsse (berechnet zum Satz von 
6^/o für 15 Jahre) 

Berechnungsprinzip : 

für eine Investition von X RE entstehen für die 
öffentliche Hand an Kosten: 
im 1. Jahr X X 0,06 
X 

' X 0,06 


im 2.^ahr (X — 


im 3. Jahr (X — 


usw. 


15 

2X 

15 


) X 0,06 
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infolgedessen: 


Jahr 

Gesamtausgaben 
(Millionen RE) 

davon zu Lasten 
der Abteilung 
Ausrichtung 
des EAGFI.' 
(Millionen RE) 

1971 

3 

1 

1972 

10 

3 

1973 ' 

19 

6 

1974 

31 

9 ; 

1975 

46 

! 

14 i 

1 


Kosten der Kapitalzuschüsse 

Der Zuschuß macht 38,3 '®/o des Investitionsbetrages 
(gleichwertig dem Zinszuschuß) aus, d. h. gleich- 
wertig einer Verbilligung des Kapitalmarktzinses 
von 8 auf 1 Vo. 


Jahr 

Gesamtausgaben 
(Millionen RE) 

davon zu Lasten 
der Abteilung 
Ausrichtung 
des EAGFL 
(Millionen RE) 

1971 

4 

1 

1972 

12 

4 

1973 

15 

5 

1974 

21 

6 

1975 

28 

8 

Zusammenfassung der Ausgaben auf Grund des 
Artikels 4 Absatz 3 

Jahr 

Gesamtausgaben 
(Millionen RE) 

davon zu Lasten 
der Abteilung 
Ausrichtung 
des EAGFL 
(Millionen RE) 

1971 

7 

2 

1972 

22 


1973 

34 

11 

1974 

52 

15 

1975 

74 

22 


C. Ausgaben auf Grund des Artikels 5 

Die Mitgliedstaaten gewähren anerkannten Vereini- 
gungen für die Dauer von fünf Jahren nach ihrer 
Anerkennung eine Entwicklungshilfe in Form eines 
Pauschalhöchstbetrages von 50 000 Rechnungsein- 
heiten. 


Berechnungshypothesen 

Angenommen wird die Gründung von jährlich 20 
anerkannten Vereinigungen in der Gemeinschaft, 
denen eine durchschnittliche Beihilfe von 40 000 RE 
gewährt wird. 


Kostenberechnung 


Jahr 

Gesamtausgaben 
(Millionen RE) 

davon zu Lasten 
der Abteilung 
Ausrichtung 
des EAGFL 
(Millionen RE) 

1971 

1 

— 

1972 

1 

1 

1973 

1 

— 

1974 

1 

1 

1975 

1 


D. Zusammenfassung aller sich aus der Verordnung 
ergebender Ausgaben 

Jahr 

Gesamtausgaben 
(Millionen RE) 

davon zu Lasten 
Ausrichtung 
der Abteilung 
des EAGFL 
(Millionen RE) 

1971 

7 

2 

1972 

43 

13 

1973 

78 

23 

1974 

119 

36 

1975 

160 

48 
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